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Einleitung:

Historischer Materialismus und politische Ökonomie des Sozialismus sind dort, wo sie sich treffen in der Analyse der Produktionsverhältnisse des Sozialismus, gleichermaßen mit der Kategorie Eigentum konfrontiert. An der Diskussion zur methodologischen Bedeutung der Kategorie Eigentum haben sich daher in den zurückliegenden 15 Jahren zahlreich auch die Philosophen und Ökonomen der DDR beteiligt. Auf dem Hintergrund dieser Diskussion wird in der vorliegenden Arbeit einer der dynamischsten und vielschichtigsten Prozesse des sozialistischen Aufbaus behandelt: die genossenschaftlich-sozialistische Umgestaltung der privatbäuerlichen Landwirtschaft.

Diese Aufgabe konnte nur in Angriff genommen werden, weil die Agrarökonomen der DDR in mehr als fünfundzwanzig Jahren einen außerordentlich reichen Fundus detaillierter Untersuchungen zu Problemen der Gestaltung genossenschaftlich-sozialistischer Produktionsverhältnisse in der Landwirtschaft veröffentlicht haben. Die Aufarbeitung dieses umfangreichen Materials in Verbindung mit den Dokumenten der marxistisch-leninistischen Agrarpolitik der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands erweist sich aus heutiger Perspektive als unersetzbarer Quell tieferer Einsichten in einen Entwicklungsprozeß, der keineswegs abgeschlossen ist.

Aus den vielen einzelnen Bausteinen, die die Agrarökonomik geliefert hat, läßt sich ein vollständiges Mosaik der komplizierten und widersprüchlichen Entwicklung unserer Agrarverhältnisse zusammensetzen, wenn man jenes „innere Band“ der Produktionsverhältnisse ergreift, welches das Eigentum ist. Was könnte eine überzeugendere Bestätigung der Auffassung sein, wonach das Eigentum die grundlegende Beziehung einer jeweiligen Totalität von Produktionsverhältnissen darstellt?

In der Darstellung der Eigentumsverhältnisse der genossenschaftlich-sozialistischen Landwirtschaft in der DDR, wie sie im Hauptteil der vorliegenden Dissertation versucht wird, dominiert das historische Moment gegenüber dem logischen. Logisches und Historisches sind nicht voneinander zu trennen. Die Erschließung der empirisch konstatierbaren historischen Vorgänge ist dabei jedoch die erste und verläßlichste Voraussetzung eines tieferen Eindringens in Wesenszusammenhänge.

Da im II. Teil der vorliegenden Promotionsschrift möglichst große Authentizität angestrebt wird, war eine sehr weitgehende Begrenzung des I. Teils unvermeidlich.

Der erste Abschnitt des I. Teils behandelt die Grundposition der Marxschen Eigentumsauffassung. Da wir Marx nicht gerecht werden, indem wir lediglich einzelne passende Aussagen aus seinem ökonomisch-philosophischen Erbe herausgreifen, lautet die Aufgabe: Darstellung der einzelnen Marxschen Äußerungen zum Eigentum in ihren theoriegeschichtlichen Zusammenhängen. Dabei waren folgende Fragen zu beantworten: Worin besteht das Wesen der dialektisch-materialistischen Eigentumsauffassung von Karl Marx? Wie erklären sich die verschiedenen Akzentuierungen einzelner Aspekte seiner Eigentumsauffassung in den verschiedenen Schaffensperioden und bei der Behandlung unterschiedlicher Forschungsgegenstände des Begründers unserer Theorie und wissenschaftlichen Weltanschauung?

Für die Analyse und Darstellung von Agrarverhältnissen bedarf es spezieller theoretischer Grundlagen, die im zweiten Abschnitt des I. Teils erörtert werden. Daß das Eigentum eine mehrgliedrige gesellschaftliche Beziehung ist, tritt in der Landwirtschaft in besonderer Weise zutage.

Für die Agrarverhältnisse gilt sowohl unter kapitalistischen wie unter sozialistischen Verhältnissen, daß ihre innere Entwicklung in Wesen und Inhalt bestimmt wird durch Prozesse und Verhältnisse, die sich außerhalb der Landwirtschaft entwickeln. Komplexität und Detailliertheit sind voneinander nicht zu trennen, wenn wir auf dialektische Zusammenhänge abzielen.

Wie sich bei der Erarbeitung des II. Teils der vorliegenden Promotionsschrift zeigte, entwickeln sich die verschiedenen Teilaspekte der agrarischen Eigentumsverhältnisse ungleichmäßig. Dem mußte durch eine gewisse Verzweigung der Darstellung entsprochen werden.

Zwei Teilprozesse, die in die siebziger Jahre fallen, wurden dabei ausgeklammert. Es handelt sich dabei zum einen um die Herausbildung der Kooperationsverbände der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft und zum anderen der Agrar-Industrie-Vereinigungen. In beiden Prozessen nimmt die Tendenz des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentums Gestalt an, die in seiner immer tieferen Integration in den Reproduktionsprozeß des gesellschaftlichen Eigentums besteht. Eine Wertung der Kooperationsverbände und der Agrar-Industrie-Vereinigung aus der Sicht der volkswirtschaftlichen Reproduktionsbedingungen der achtziger Jahre würde den Rahmen und die Zielstellung der vorliegenden Arbeit weit überschreiten. Auch unter Verzicht auf ein solches Unterfangen ist es möglich, eine grundsätzliche Charakteristik der Entwicklung der genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisse in unserer Landwirtschaft herauszuarbeiten.

Die Entwicklung der genossenschaftlich-sozialistischen Landwirtschaft in der DDR ist ein ständiges, beharrliches Ringen um gesellschaftlichen Fortschritt, ist ein ununterbrochener Prozeß der Lösung und Neusetzung dialektischer Widersprüche. Unser Stolz auf das Erreichte wächst mit dem Bewußtsein der Kompliziertheit der Probleme, in deren Lösung sich die Bürger unseres sozialistischen Staates zu Persönlichkeiten entwickeln.

I. Teil:

Theoretische Voraussetzungen für die Analyse von Eigentumsverhältnissen
1. Zur Herausarbeitung der wesentlichen Momente der dialektisch-materialistischen 
Eigentumsauffassung durch Karl Marx und Friedrich Engels

Bei der theoretischen Erfassung des Eigentums besteht das spezielle Verdienst von Marx und Engels keineswegs darin, das Privateigentum als Quelle des Elends der bürgerlichen Gesellschaft angeklagt und seine Aufhebung gefordert zu haben. Als sie zur revolutionären Arbeiterbewegung stießen, war die Überwindung des Privateigentums durch die „Gütergemeinschaft“ als namensgebende Bestrebung des Kommunismus bereits vor aller Welt offen erklärt. Den Kern jener „Revolution im gesellschaftlichen Denken“, die für alle Zeit unlösbar mit dem Namen Karl Marx verbunden bleibt, bildet vielmehr die Enthüllung des innersten Geheimnisses des Eigentums, also der Gesetze seiner Produktion, seines Werdens und seiner Negation. Solange diese Gesetzmäßigkeiten im Dunkeln blieben, konnte die Errichtung der klassenlosen Gesellschaft nicht aus einer Utopie in revolutionäre Praxis übergehen.

Die Herausarbeitung der theoretischen Fundamente, auf denen Marx, Engels und Lenin das ganze Gebäude des wissenschaftlichen Kommunismus errichteten, fällt weitestgehend in die vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts. Auf dem damaligen theoriegeschichtlichen Hintergrund konnte eine wissenschaftliche Theorie vom Eigentum nur entstehen bei einer konsequenten Abkehr vom spekulativen Denken, ohne dabei die kritische Methode preiszugeben, die von Hegel unter idealistischer Hülle entwickelt wurde, denn nur sie ermöglicht es die Dinge, Menschen und Tätigkeiten in ihrem Entwicklungszusammenhang zu erfassen. Sowohl über den dialektischen Idealismus Hegels, als auch über den vorwiegend mechanischen Materialismus Feuerbachs hatte Marx sich erhoben, als er 1843 programmatisch formulierte: „Der Mensch, das ist die Welt des Menschen, Staat, Societät.“
 Als „Voraussetzung“ des Staates, als ökonomische Verfassung der Societät betrachtete Marx das Privateigentum.
 Somit war die Tendenz, die sich in Marx´ beiden Beiträgen zum ersten Heft der „Deutsch-Französischen Jahrbücher“ dokumentierte, klar materialistisch, obwohl noch nicht die Untersuchung der materiellen Produktion als Schlüssel zum tieferen Verständnis des „Seins“ der bürgerlichen Gesellschaft bestimmt war. Doch die Konsequenz, mit der Marx den einmal eingeschlagenen Weg beschritt, führte ihn schon hier, bei der Kritik der idealistischen Staatsauffassung, zu der Erkenntnis: „Das Verhältnis der Industrie, überhaupt der Welt des Reichtums zu der politischen Welt ist ein Hauptproblem der modernen Zeit.“

Während Marx von der Kritik der spekulativen deutschen Philosophie ausgegangen war, hatte sich F. Engels in seinem Beitrag zu den „Deutsch-Französischen Jahrbüchern“ vorgenommen, die Kategorien der bürgerlichen politischen Ökonomie in ein kritisches System zu bringen, dessen Ausgangspunkt das Privateigentum war. Aus dem Privateigentum leitete Engels den Handel, aus diesem den Wert ab, aus dem sich die Produktionskosten ergeben, die in Grundzins, Kapitalzins und Arbeitslohn zerfallen usw. Engels setzte in seinen „Umrissen zu einer Kritik der Materialökonomie“ Kapital (Produktionsmittel) und Arbeit in dialektische Beziehung, wenn er schrieb: „Die aus dem Privateigentum folgende Spaltung zwischen Kapital und Arbeit ist nichts als die diesem entzweiten Zustande entsprechende und aus ihm hervorgehende Entzweiung der Arbeit in sich selbst.“
 Aber Kapital ist hier noch nicht als historisch bestimmtes Eigentumsverhältnis fixiert. Kapital und Arbeit werden unter dem Gesichtspunkt Produktionskosten in Beziehung gesetzt. Die Produktion ihrer „Entzweiung“ konnte so nicht erklärt werden. Dazu hätte es der Entdeckung des Mehrwertes bedurft, die erst später möglich wurde.

In seinen Pariser Manuskripten des Jahres 1844 ging Marx über Engels´ “Umrisse“ hinaus, indem er die Arbeit als dialektisch andere Seite des Eigentums ins Zentrum seiner ökonomischen Theorie stellte. So notierte er: „Als Produkt, als notwendiges Resultat dieses Verhältnisses (der entäußerten Arbeit – J.T.) haben wir das Eigentumsverhältnis des Nichtarbeiters zum Arbeiter und der Arbeit gefunden. Das Privateigentum, als der materielle, resümierte Ausdruck der entäußerten Arbeit, umfaßt beide Verhältnisse, das Verhältnis des Arbeiters zur Arbeit und zum Produkt seiner Arbeit und zum Nichtarbeiter und das Verhältnis des Nichtarbeiters zum Arbeiter und dem Produkt seiner Arbeit.“
 Auch wenn auf dieser Stufe des Erkenntnisprozesses die Arbeit noch nicht zur Lohnarbeit und das Kapital zum „Mehrwert heckenden Wert“ konkretisierbar waren, waren die unwissenschaftlichen Sozialkritiken der Utopisten überwunden in der Erkenntnis, daß der allgemeine Widerspruch der kapitalistischen Produktion nicht besteht zwischen Eigentum auf der einen und Eigentumslosigkeit auf der anderen Seite, denn „... der Gegensatz von Eigentumslosigkeit und Eigentum ist ein noch indifferenter, nicht in seiner tätigen Beziehung, seinem innersten Verhältnis, noch nicht als Widerspruch gefaßter Gegensatz, solange er nicht als der Gegensatz der Arbeit und des Kapitals begriffen wird.“

Das Eigentumsverhältnis des Kapitalismus, der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital, ist hier in der Weise antizipiert, wie ihn Marx dann in seinem ökonomischen Hauptwerk ausführlich entwickelte. 1844 blieb die Grundbeziehung freilich in der Abstraktion, weil die konkreten Gestaltungen und Erscheinungsformen, in denen sie sich real bewegt, noch nicht erforscht waren. So auch war die als apologetisch erkannte „trinitarische Formel“ der bürgerlichen Ökonomen, die das Privateigentum mit dem Mythos einer ewigen Naturgegebenheit umgibt, nicht vollständig überwindbar vor der Enthüllung des Produktionsprozesses des Mehrwertes, einschließlich seiner Verwandlung in Unternehmergewinn, Kapitalzins und Grundrente.
 Dazu war es notwendig, die Arbeit in ihrer kapitalistischen Daseinsweise genauer zu bestimmen, den Warencharakter der Arbeitskraft, ihren Wert und ihren Gebrauchswert herauszuarbeiten; daß dies 1844 noch nicht annähernd vollbracht war, läßt die wissenschaftliche Leistung erst ganz hervortreten, die Marx in seinen „ökonomisch-philosophischen Manuskripten“ niederlegte, als er in der Abstraktion der Grundbeziehung (Arbeit und Eigentum) die Ablösung des Kapitalismus durch den Kommunismus als naturhistorischen Prozeß erklärte: „... die Arbeit, das subjektive Wesen des Privateigentums, als Ausschließung der Arbeit, ist das Privateigentum als sein entwickeltes Verhältnis des Widerspruchs, darum ein energisches, zur Auflösung treibendes Verhältnis.“
 Und: „... daß das menschliche Leben zu seiner Verwirklichung des Privateigentums bedurfte wie andererseits, daß es jetzt der Aufhebung des Privateigentums bedarf.“

Indem die Frage nach der Produktion des Privateigentums und seiner objektiven Entwicklungstendenz eindeutig zur Kernfrage erhoben wurde, konnte der Klassenkampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat ökonomisch erklärt werden. Eine dementsprechende Ausführung gaben Marx und Engels in ihrem ersten gemeinsamen Werk, der „heiligen Familie“, obgleich der wissenschaftliche Inhalt hier teilweise noch in spekulativer Form ausgesprochen wurde: „Proletariat und Reichtum sind Gegensätze. Sie bilden als solche ein Ganzes. Sie sind beide Gestaltungen der Welt des Privateigentums. Es handelt sich um die bestimmte Stellung, die beide in dem Gegensatz einnehmen. Es reicht nicht aus, sie für zwei Seiten eines Ganzen zu erklären. Das Privateigentum als Privateigentum, als Reichtum, ist gezwungen, sich selbst, und damit seinen Gegensatz, das Proletariat, im Bestehen zu erhalten. Es ist die positive Seite des Gegensatzes, das in sich selbst befriedigte Privateigentum. Das Proletariat ist umgekehrt als Proletariat gezwungen, sich selbst und damit seinen bedingenden Gegensatz, der es zum Proletariat macht, das Privateigentum, aufzuheben. Es ist die negative Seite des Gegensatzes, seine Unruhe in sich, das aufgelöste und sich auflösende Privateigentum.“

Und im „Elend der Philosophie“, womit die Schaffung der methodologischen Grundlagen des wissenschaftlichen Sozialismus weitgehend abschließt, bezeichnete Marx „Anhäufung von Privatkapitalien, moderne Arbeitsteilung, Maschinenbetrieb, anarchische Konkurrenz“ als „lauter Dinge, die auf dem Klassengegensatz beruhen... es ist die Gesellschaft, es sind die gesellschaftlichen Verhältnisse, basiert auf den Klassengegensatz. Diese Verhältnisse sind nicht die von Individuum zu Individuum, sondern die von Arbeiter zu Kapitalist, von Pächter zu Grundbesitzer etc.“
 Gerade die letzte Bemerkung ist von großer aktueller Bedeutung. Marx hat hier klar ausgesprochen, daß die Menschen als Akteure des Produktionsprozesses sich stets in ihren Funktionen als Produzent und Eigentümer aufeinander beziehen, wobei Produzent und Eigentümer in verschiedenen historischen Gestalten in Erscheinung treten. Aus der Tatsache, daß die Grundlagen der Wissenschaft an der Jahreswende 1846/1847 gegeben waren, das eigentliche Gebäude aber noch zu errichten blieb, resultiert – bezogen auf das Eigentum – ein Widerspruch, der nur durch den Übergang von der Makroanalyse der ökonomischen Verhältnisse zu ihrer detaillierten Untersuchung zu lösen war. Die Makroanalyse hatte Arbeit und Eigentum als Pole des grundlegenden Produktionsverhältnisses bloßgelegt. Indem aber als Ursache der Lohnarbeit das kapitalistische Privateigentum und als Ursache des Privateigentums die von ihren Voraussetzungen und Resultaten getrennte Arbeit erscheint, ist ein Zirkelschluß entstanden: Die beiden Momente erklären sich wechselseitig zu Ursache und Wirkung. In seiner Entschlossenheit, zur detaillierten Analyse der Entstehung, Entwicklung und Ablösung der kapitalistischen Produktionsweise überzugehen, formulierte Marx deshalb: „In jeder historischen Epoche hat sich Eigentum anders und unter ganz verschiedenen gesellschaftlichen Verhältnissen entwickelt. Das bürgerliche Eigentum definieren heißt somit nichts anderes, als alle gesellschaftlichen Verhältnisse der bürgerlichen Produktion darstellen. Eine Definition des Eigentums als eines unabhängigen Verhältnisses, einer besonderen Kategorie, einer abstrakten und ewigen Idee geben wollen, kann nichts anderes sein als eine Illusion der Metaphysik oder der Jurisprudenz.“

In den Vierziger Jahren hat Karl Marx das Kapital als Eigentumsverhältnis und dieses Eigentumsverhältnis als grundlegendes Produktionsverhältnis des Kapitalismus fixiert. Seine Forschungen in den Fünfziger und Sechziger Jahren haben diese Position bestätigt und fundiert. Marx demonstrierte, daß die Erforschung bestimmter Eigentumsverhältnisse es erforderlich macht, aus der Abstraktion Eigentum herauszutreten, die Produktionsverhältnisse als Totalität zu untersuchen. Für seine weiteren Arbeiten bedeutete diese Erkenntnis, daß eine explizite Behandlung des Eigentums nach dem „Elend der Philosophie“ eigentlich nur noch dort vorkommt, wo es Marx darum ging, größere historische Linien zu erörtern, was stets Beschränkung auf das Wesentliche, das Grundlegende, verlangt.

Seine Grundposition hat Marx noch einmal formuliert im resümierenden Teil des dritten Bandes des „Kapitals“: „Es ist jedesmal das unmittelbare Verhältnis der Eigentümer der Produktionsbedingungen zu den unmittelbaren Produzenten – ein Verhältnis, dessen jedesmalige Form stets naturgemäß einer bestimmten Entwicklungsstufe der Art und Weise der Arbeit und daher ihrer gesellschaftlichen Produktivkräfte entspricht -, worin wir das innerste Geheimnis, die verborgene Grundlage der ganzen gesellschaftlichen Konstruktion... erblicken.“

Im Zusammenhang mit der Erforschung der Dialektik der Produktionsweise der kommunistischen Gesellschaftsformation und insbesondere der Bestimmung ihres grundlegenden Produktionsverhältnisses sind in den zurückliegenden Jahrzehnten kontroverse Positionen entstanden. Gegensätzliche Auffassungen führten dabei für sich die gleiche Autorität ins Feld, nämlich Karl Marx. Es ist daher unumgänglich in aller Kürze solche Eigentumsbestimmungen von Marx zu betrachten, die in verschiedene Richtungen weisen.

1. Gleichsetzung des Eigentums mit der Gesamtheit der Produktionsverhältnisse. 1846 schrieb Marx an Annenkow: „In der realen Welt dagegen sind die Teilung der Arbeit und alle übrigen Kategorien des Herrn Proudhon gesellschaftliche Verhältnisse, deren Gesamtheit das bildet, was man heute das Eigentum nennt; außerhalb dieser Verhältnisse ist das bürgerliche Eigentum nichts als eine metaphysische oder juristische Illusion.“
 Auf Proudhon zurückkommend, äußerte sich Marx auch 1865, als das theoretische Gebäude des Marxismus weitgehend errichtet war, in gleicher Weise: „Auf die Frage, was dies (Eigentum – J.T.) sei, konnte nur geantwortet werden durch eine kritische Analyse der ‚politischen Ökonomie’, die das Ganze jener Eigentumsverhältnisse, nicht in ihrem juristischen Ausdruck als Willensverhältnisse, sondern in ihrer realen Gestalt, d.h. als Produktionsverhältnisse, umfaßte.“

Diese Äußerungen von Marx sind in engem Zusammenhang zu sehen mit seiner Bestrebung, die Abstraktion Eigentum aufzulösen durch die Erschließung ihres Korrelativs, der besonderen und einzelnen Produktionsverhältnisse. Im Marxschen Verständnis ist Eigentum keineswegs bloß der Name für eine Gesamtheit von Produktionsverhältnissen, sondern das ausgesprochene Wesen einer Totalität von Erscheinungen. Aber getrennt von dieser Totalität kann das Wesen nur ein spekulatives sein. Eben das meinte Marx, und Schwärzel betont m. E. zu Recht die Gültigkeit dieser Sicht auch für die sozialistische Gesellschaft, wenn er schreibt: „Das Allgemeine, das im Eigentum zum Ausdruck kommt, kann, gerade weil es das Allgemeine – allen sozialistischen Produktionsverhältnissen gemeinsame ist – als solches nur im engen Zusammenhang mit den besonderen bzw. einzelnen Verhältnissen erfaßt werden, deren Allgemeines es ist. Es kann also nur aus der Gesamtheit der sozialistischen Produktionsverhältnisse voll als grundlegendes Produktionsverhältnis erfaßt werden und muß auch schließlich in eben diesem Zusammenhang dargestellt werden.“
 

2. Eigentum als Verhältnis der Verteilung.
In der „deutschen Ideologie“ wird Eigentum definiert als „quantitative wie qualitative Verteilung der Arbeit und ihrer Produkte“ und auch als „die Verhältnisse der Individuen zueinander in Beziehung auf das Material, Instrument und Produkt der Arbeit.“

Lassen diese Zitate den Schluß zu, daß das Eigentum eine Beziehung sei, deren ökonomisches Dasein auf die Sphäre der Distribution beschränkt wäre? Dann könnte das Eigentum nicht als grundlegendes Produktionsverhältnis angesehen werden, denn die Grundbeziehung kann nicht exklusiv der Distribution angehören, sondern muß in allen Phasen des Reproduktionsprozesses real sein, wenn auch in verschiedener Weise. Bisher jedoch hat noch kein Versuch überzeugt, ein anderes grundlegendes Produktionsverhältnis als die historisch bestimmte Beziehung von unmittelbaren Produzenten und Eigentümern der Produktionsmittel zu nennen. Für den Sozialismus kann es wohl ebensowenig in der Planmäßigkeit oder im sozialistischen Wettbewerb erblickt werden, wie für den Kapitalismus in der Anarchie oder der Konkurrenz. Die historisch bestimmte Beziehung von Produzent und Eigentümer, ohne die es keine materielle Produktion geben kann, manifestiert sich in einer bestimmten Verteilung der Produktionsbedingungen und Produkte. Hier nimmt Eigentum seine sinnfällige Gestalt an. Produktion und Distribution verhalten sich wie Tätigkeit zu Voraussetzung der Tätigkeit (Produkt). Diese Betrachtungsweise ist bereits in den „Ökonomisch-philosophischen Manuskripten“ erkennbar, und sie liegt m. E. auch den zitierten Stellen aus der „deutschen Ideologie“ zugrunde. In diesem Lichte muß man auch jene Aussage betrachten, demzufolge Eigentum „das Verhältnis der Produktion zur Verteilung der Produktionsmittel“ darstellt.

3. Ansiedlung des Begriffes Eigentum im Reiche der Juristik. Im Vorwort zur „Kritik der politischen Ökonomie“ schrieb Marx: „Auf einer gewissen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiellen Produktivkräfte der Gesellschaft in Widerspruch mit den vorhandenen Produktionsverhältnissen, oder, was nur ein juristischer Ausdruck dafür ist, mit den Eigentumsverhältnissen, innerhalb deren sie sich bisher bewegt hatten.“
 Der Ausdruck Eigentum entstand, als Arbeitsteilung und Privatbesitz so weit entwickelt waren, daß sie der Rechtsgelehrtheit als besonderer Wissenschaft bedurften und sie daher auch hervorbrachten. Daß es sich beim Eigentum zu allererst um die juristische Fixierung der gesellschaftlichen Verhältnisse der materiellen Produktion handelte, wurde erst auf dem Boden der materialistischen Geschichtsauffassung sichtbar. Indem der Begriff Eigentum zum Synonym für das grundlegende Produktionsverhältnis wurde, ist er auch zur politökonomischen Kategorie geworden.

4. Eigentum als Verhalten. Aussagen dieser Art konzentrieren sich in den „Grundrissen“, vor allem im Abschnitt „Formen, die der kapitalistischen Produktion vorhergehn“. Da heißt es u. a.: „Wir reduzieren dies Eigentum auf das Verhalten zu den Bedingungen der Produktion.“
 Um eine Reduktion handelt es sich hier in zweifacher Weise: Zum einen wird die Betrachtung auf den unmittelbaren Produktionsprozeß reduziert, also wird abgesehen von der Bewegung außerhalb desselben; zum anderen wird Eigentum reduziert auf seine Eigenschaft, sich im Verhalten der Menschen zu realisieren. Marx sah hierbei von der anderen Seite der Existenzweise gesellschaftlicher Verhältnisse ab, nämlich daß sie gegenüber dem Verhalten des Individuums vorgefundene Objektivität besitzen, was er andernorts betonte. In ihrem doppelten Dasein sind Produktionsverhältnisse objektive Beziehungen, die sich über subjektives Handeln (Verhalten) verwirklichen. Vergessen wir, daß sich ein gesellschaftliches Verhältnis auf keinem anderen Wege realisiert als über menschliches Verhalten, verwandelt es sich in eine übernatürliche Beziehung a priori. Vergessen wir die Seite des Verhältnisses, dem Verhalten der Menschen gegenüber als Vorgefundenes vorausgesetzt zu sein, verschwindet unterderhand sein objektiver Charakter. Reduktionen sind wichtige Mittel im Erkenntnisprozeß; man darf nur nicht vergessen, daß wir aus ihnen Redukte erhalten.

Marx war es niemals darum zu tun, eine umfassende und ausgewogene Eigentumsdefinition zu hinterlassen. Aus allen angeführten Teilbestimmungen ergibt sich aber folgendes Substrat.

Eigentum findet im Marxismus verschiedene Ausdrucksweise, stellt sich auf verschiedenen Ebenen dar. Die jeweilige Definition ist abhängig von der Art der Frage:

· Worin besteht das sozialökonomische Wesen einer gegebenen Produktionsweise? Wie wird dieses Wesentliche produziert?

· Oder: Welche Klassen- und Sozialstruktur geht aus der Produktion hervor? Wie sind die Bedingungen und Resultate der Produktion verteilt? Welche soziale Situation der Akteure des Produktionsprozesses ergibt sich hieraus?

· Oder: Wie sind die politischen und rechtlichen Bewegungsformen der gegebenen Produktionsverhältnisse beschaffen? Wie wirken diese auf die sozialökonomische Basis zurück?

Als grundlegendes Produktionsverhältnis ist das Eigentum die tätige Wechselbeziehung von Produzent und Eigentümer, wie sie aus der unmittelbaren Produktion hervorgeht. Manifest wird Eigentum in der Verteilung der gegenständlichen Bedingungen und Resultate der Produktion. Seine Fixierung findet es als Gegenstand des Rechts. Auf dieser Ebene kann sich Eigentum verselbständigen und tritt dann als Willensverhältnis oder Sache in Erscheinung.

„Um die Verhältnisse, worein Kapital und Lohnarbeit treten als Eigentumsverhältnisse... auszudrücken, haben wir nichts zu tun als das Verhalten beider Seiten in dem Verwertungsprozeß als Aneignungsprozeß auszudrücken.“
 Dieser methodologisch wichtige Hinweis von Marx ist nicht ohne weiteres auf die kommunistische Gesellschaftsformation anwendbar, denn hier treten sich Produzent und Eigentümer nicht mehr äußerlich, als feindliche Klassen gegenüber. Doch für die Charakterisierung des Eigentums als grundlegendes Produktionsverhältnis des Sozialismus genügt es auch nicht, einseitig die Identität von Produzent und Eigentümer herauszuarbeiten. Bei Vernachlässigung der anderen Seite der Identität, des Unterschiedes, ist nicht der Bewegungsprozeß zu erklären. Eine Darstellung, die frei ist von dieser Einseitigkeit, hat m. E. erstmalig H. Friedrich gegeben: „Im Ergebnis der sozialistischen Revolution stellt die Arbeiterklasse die Identität von Arbeiter und Produktionsmitteleigentümer wieder her, die Arbeiter treten einander im gesellschaftlichen Maßstab als gemeinsame Eigentümer und die Eigentümer als Arbeiter einander gegenüber. Bedingung dafür, daß Arbeiter und Produktionsmitteleigentümer tatsächlich in ökonomische Verhältnisse zueinander treten, ist, daß die Produktion stattfindet, das heißt, sie können nur in der unmittelbaren Produktion, in der Distribution, im Austausch, in der Konsumtion materieller Güter und nicht daneben, getrennt oder außerhalb davon diese Verhältnisse eingehen. Die Produktion kann jedoch erst beginnen, wenn ihre beiden Faktoren, - Arbeiter und Produktionsmittel - miteinander verbunden sind. Die Art und Weise dieser Verbindung zwischen Arbeiter und Produktionsmitteleigentümer unterscheidet die Produktionsweisen voneinander.“

Das grundlegende Produktionsverhältnis des Sozialismus ist somit nicht empirisch konstatierbar, denn in seinem Wesen beziehen sich nicht verschiedene Menschen oder gar Klassen aufeinander. In Erscheinung treten kann das derart bestimmte Verhältnis dennoch erst in den Beziehungen verschiedener Menschen oder Klassen. Wesen und Erscheinung fallen auch hier nicht unmittelbar zusammen.
 Stärker noch als in der Großindustrie sind die Eigentumsverhältnisse in der Landwirtschaft vermittelte Beziehungen, deren Wesen nur im gesamtgesellschaftlichen Kontext bestimmbar ist.

2. Speziellere Grundlagen für die Untersuchung von Eigentumsverhältnissen in der 
Landwirtschaft

Entscheidende methodologische Ausgangspunkte wie auch wichtige inhaltliche Grundgedanken einer dialektisch-materialistischen Behandlung der Agrarfrage gehen zurück auf Marx´ Forschungen zur kapitalistischen Grundrente und ihre Darstellung im dritten Band des „Kapitals“. Allerdings erst zu Beginn der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, als die „sozialistischen Parteien der Marxschen Richtung“ soweit konsolidiert waren, daß sie als Arbeiterparteien von der Stadt aufs gehen konnten, war eine systematische Ausarbeitung der theoretischen Grundlagen einer marxistischen Agrarpolitik unmittelbar auf die Tagesordnung gesetzt. Die herausragendste Arbeit dieser Periode ist zweifellos Engels „Die Bauernfrage in Frankreich und Deutschland“. Auf die folgenden Grundgedanken dieser Schrift stützen sich die weiteren Entwicklungen.

1. Die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft steht auf der Tagesordnung, bevor die kapitalistische Produktionsweise ihre letzte Konsequenz erreicht hat. „Es kann uns nicht dienen, wenn wir mit dieser Umgestaltung warten müssen, bis die kapitalistische Produktion sich überall auf ihre letzten Konsequenzen entwickelt hat, bis auch der letzte Kleinhandwerker und der letzte Kleinbauer dem kapitalistischen Großbetrieb zum Opfer gefallen sind.“

2. Die sozialistische Umgestaltung bedeutet nicht einfach, Arbeit und Eigentum, „diese beiden Faktoren aller Produktion in denselben Händen zu vereinigen.“ Aufgabe des Sozialismus „ist vielmehr nur die Übertragung der Produktionsmittel an die Produzenten als Gemeinbesitz.“

3. Formen und Methoden des Übergangs zur sozialistischen Großproduktion sind abhängig vom Grad der Kapitalisierung der Landwirtschaft, von dem die sozialistische Umgestaltung auszugehen hat. Dort, wo bereits kapitalistischer Betrieb existiert, ist analog den Fabriken zu verfahren; Überlassung an die „sie schon jetzt bebauenden, in Genossenschaften zu organisierenden Landarbeitern zur Benutzung unter Kontrolle der Gesamtheit.“
 Dort, wo Bauern existieren, die schon Lohnarbeit anwenden, kommt es auf zweierlei an: Bündnis mit allen Lohnarbeitern, allmähliche Beseitigung der Ausbeutung von Lohnarbeit durch Groß- und Mittelbauern und Einleitung der „Zusammenlegung deren Güter zu genossenschaftlichen Betrieben... und die allmähliche Verwandlung in gleichberechtigte und gleichverpflichtete Zweige der großen nationalen Produktionsgenossenschaft“
, wobei Anwendung von Gewalt nicht wünschenswert ist. Gegenüber den Kleinbauern gilt: „Unsere Aufgabe gegenüber dem Kleinbauern besteht zunächst darin, seinen Privatbetrieb und Privatbesitz in einen genossenschaftlichen überzuleiten, nicht mit Gewalt, sondern durch Beispiel und Darbietung von gesellschaftlicher Hilfe zu diesem Zweck.“

Mehr ins Einzelne gehende Skizzierung der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft ist vor dem praktischen Beginn der sozialistischen Revolution weder möglich noch notwendig. Allerdings konnten aus der dialektisch-materialistischen Analyse der Agrarverhältnisse im Kapitalismus – speziell der Rolle von Handels-, Industrie- und Bankkapital sowie der modernen Verkehrs- und Kommunikationsorganisation – entscheidende Hebel in den Händen des siegreichen Proletariats vorherbestimmt werden. So schrieb Karl Kautsky in seiner 1899 veröffentlichten „Agrarfrage“, die Lenin „nach dem dritten Band des ´Kapitals` die hervorragendste Erscheinung der neueren ökonomischen Literatur“
 nannte: „...das heute so mächtig wirkende Hindernis des unbeschränkten Privateigentums an Boden ist durch die Verstaatlichung der Hypotheken, die wachsende Abhängigkeit der Bauern von den verstaatlichten landwirtschaftlichen Industrien, durch das zunehmende Aufsichts- und Eingriffsrecht des Staates in Sachen Landeskultur, der menschlichen und tierischen Hygiene, auf ein Minimum reduziert worden.“
 Und Lenin kam bei seiner Untersuchung der amerikanischen Landwirtschaft 1915 zu folgendem Schluß: „Wer die Banken hat, der hat unmittelbar ein Drittel aller amerikanischen Farmen in der Hand und beherrscht mittelbar ihre ganze Masse. Die Organisation der Produktion nach einem einheitlichen Plan für die Millionen Wirtschaften, die mehr als die Hälfte der gesamten Produktion liefern, ist eine Sache, die bei der heutigen Entwicklung von Vereinigungen jeder Art, sowie der Technik des Verkehrs und des Transports zweifellos verwirklicht werden kann.“
 Lenin deutet hiermit an, daß es eine Stufe der Subsumtion der privatbäuerlichen Landwirtschaft unter die proletarisch-sozialistische Produktionsweise gibt, die dem eigentlichen genossenschaftlichen Zusammenschluß der Bauern vorausgeht. Auf einer ersten Stufe der Subsumtion ändern sich die Eigentumsverhältnisse der Landwirtschaft in ihrem Charakter allein durch Veränderung des Beziehungsgefüges, in dem sie existiert. Die warenproduzierende Landwirtschaft wird der sozialistischen Planwirtschaft unterworfen mit Hilfe der Nationalisierung der kapitalistischen Banken, Industrien, Großhandels- und Verkehrseinrichtungen, in deren Abhängigkeit sie bereits geraten war. 

Die unmittelbare Umgestaltung der landwirtschaftlichen Produktion durch genossenschaftlichen Zusammenschluß muß in diesem Lichte bereits als eine höhere Stufe der Subsumtion angesehen werden. Das Schwergewicht in Lenins Arbeiten zur Agrarfrage lag vor 1917 ganz klar auf der Analyse der Ablösung feudaler durch kapitalistische Produktionsverhältnisse im damaligen Rußland. Das ermöglichte vor allem eine wissenschaftliche Bestimmung der Agrarpolitik der Arbeiterpartei bei der Vorbereitung und Durchführung sowohl der demokratischen als auch der sozialistischen Revolution. In methodologischer Hinsicht sind diese Untersuchungen in vielfältiger Weise fruchtbar auch für die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft. Das wird deutlich, wenn man der Frage nach der Bedeutung der Kategorie Eigentum in Lenins agrarökonomischen Analysen nachgeht. 

In seiner Kritik der Volkstümler wies Lenin jene Auffassung als wirklichkeitsfremde Abstraktion zurück, wonach „das Eigentum des Produzenten an den Produktionsmitteln ein ‘althergebrachtes’ Prinzip, ein ‘ewiger Grundpfeiler’ der bäuerlichen Arbeit“
 sei. In dieser Anschauung wird abstrahiert vom gesellschaftlichen Beziehungsgefüge, wodurch das Wesentliche verloren geht, nämlich daß „die heutige Expropriation der Bauernschaft aus der Ablösung des feudalen Mehrprodukts durch den bürgerlichen Mehrwert“
 resultiert. In seiner Gegendarstellung vermeidet Lenin allerdings eine so abstrakte Kategorie wie Eigentum: „... die Wirklichkeit kennt keinen Bodenbesitz des Landmannes, der isoliert und für sich bestünde... Es handelt sich dabei lediglich um eins der Glieder der damaligen Produktionsverhältnisse, die darin bestanden, daß das Land unter die Großgrundbesitzer, die Gutsherren aufgeteilt war, und daß die Gutsherren den Bauern diesen Boden zuteilten, um sie auszubeuten, so daß der Boden eine Art Naturallohn war; er lieferte dem Bauern die notwendigen Produkte, damit dieser dem Gutsherrn das Mehrprodukt erzeugen konnte, er war die Grundlage dafür, daß die Bauern an den Gutsherrn Abgaben leisten konnten.“

Folgendes wird schon hier ersichtlich. Das sozialökonomische Wesen einer gegebenen Agrarverfassung suchte Lenin keineswegs in der isolierten Beziehung der Produzenten zu den Produktionsmitteln. Als wesentliche Beziehung galt ihm vielmehr die zwischen Produzenten und Eigentümer, also zwischen den Klassen. 

„Erst nachdem klargestellt ist, mit welchen Klassen und welcher Entwicklungsrichtung wir es zu tun haben, können Teilfragen, wie das Entwicklungstempo oder anderen Abwandlungen in der allgemeinen Richtung usw., behandelt werden.“

Bezogen auf die Produktionsweise sind damit Teilbeziehungen, wie sie sich im Bodeneigentum ausdrücken, untergeordnet. Mit Bezugnahme auf Marx unterstrich Lenin: „Das Kapital findet mittelalterlichen und patriarchalischen Grundbesitz der verschiedensten Art vor: sowohl feudalen Grundbesitz und bäuerlichen ‘Anteilbesitz’ (d.h. abhängiges bäuerliches Eigentum) als auch Clan-, Marktgemeinschafts-, Staatseigentum usw. das Kapital ordnet sich alle diese Arten des Grundbesitzes unter, doch in verschiedener Form, auf verschiedene Weise.“
 Und diese Form ist der Produktionsweise untergeordnet: „Die Nationalisierung... ist nichts anderes als Überführung des Bodens in Staatseigentum, und die private Bewirtschaftung des Bodens wird von einer solchen Verwandlung in keiner Weise berührt. Ob der Boden Eigentum oder ‘Gemeinbesitz’ des ganzen Landes, des ganzen Volkes – das System der Bewirtschaftung dieses Bodens ändert sich deshalb ebensowenig, wie sich das (kapitalistische) Wirtschaftssystem bei einem wohlhabenden Bauern ändert, ob er nun Land ‘für ewig’ kauft, ob er gutsherrlichen oder fiskalischen Boden pachtet, oder ob er die Landanteile heruntergekommener, ruinierter Bauern ‘zusammenfaßt’.“
 

Obgleich die Eigentumsbeziehungen der Landwirtschaft – und erst recht einzelne ihrer Seiten – gegenüber dem gesellschaftlich herrschenden Produktionsverhältnis das Abgeleitete, Untergeordnete sind, beeinflussen sie doch in hohem Maße Formen, Kräftekonstellationen und Entwicklungstempo bei der Durchsetzung der gesellschaftlichen Produktionsweise (was grundsätzlich nicht nur für die kapitalistische, sondern auch für die sozialistische Produktionsweise gilt). Diesen Aspekt der Beziehung zwischen gesellschaftlich herrschendem Eigentumsverhältnis und dem Eigentum in der Landwirtschaft verdeutlichen Lenins Ausführungen zu den beiden Grundtypen der kapitalistischen Entwicklung der Landwirtschaft, dem preußischen und dem amerikanischen.

In seinen fundamentalen agrarökonomischen Arbeiten zwischen 1893 („Neue wirtschaftliche Vorgänge im bäuerlichen Leben“) und 1899 („Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland“), aber auch noch in den folgenden Jahren, analysierte Lenin sehr detailliert den Einfluß jeder einzelnen Seite der Produktivkräfte auf die Entwicklung der Produktionsverhältnisse und damit des Eigentums. So betrachtet er die Größe der genutzten Bodenfläche, den Umfang und die Qualität des toten und lebenden Inventars, die Maschinenanwendung, die Verkehrsverhältnisse, die verarbeitende Industrie, den Handel 

u. a. Doch das sozialökonomische Wesen der Eigentumsverhältnisse enthüllte sich ihm in der Bewegung des Produkts und insbesondere des Mehrprodukts. In dieser Bewegung verwirklichen sich die ökonomischen Beziehungen der Klassen. Die angedeutete Herangehensweise ermöglichte es Lenin, nach der Machtergreifung des russischen Proletariats die Strategie des sozialistisch-kommunistischen Aufbaus zu entwickeln, deren untrennbarer Bestandteil der Plan der Umgestaltung der privatbäuerlichen Landwirtschaft ist. „Eine Gesellschaft, in der der Klassenunterschied zwischen Arbeitern und Bauern weiterbesteht, ist weder eine kommunistische, noch eine sozialistische Gesellschaft“
, denn „der Bauer ist seiner Lebensweise, seinen Produktionsbedingungen und seiner Wirtschaftsweise nach zur Hälfte Werktätiger, zur Hälfte Spekulant“
, (weil Privateigentümer).

Das sozialistische Wesen der Vergesellschaftung der Agrarproduktion und damit auch der Vereinigungen (Genossenschaften) der Bauern ist abhängig von den gesamtgesellschaftlich herrschenden Produktionsverhältnissen. „Den zersplitterten Kleinproduzenten, den Bauer, vereinigt ökonomisch und politisch entweder die Bourgeoisie... oder das Proletariat...“
 Soweit die kapitalistischen Austausch-, weil Produktionsverhältnisse bestehen, können die Genossenschaften nur kollektive Kapitalisten sein, ist das höchstmögliche ein „genossenschaftlicher Kapitalismus“.
 Ihr Charakter ändert sich durch Herstellung des Volkseigentums in Industrie, Großhandel und Finanzen. Nun unterscheiden sie „sich nicht von sozialistischen Betrieben, wenn sie auf dem Grund und Boden errichtet und mit Produktionsmitteln ausgerüstet sind, die dem Staat, d. h. der Arbeiterklasse gehören.“
 Die Rolle der gesellschaftlich herrschenden Produktionsweise bei der Vergesellschaftung der Landwirtschaft schließt ein die Rolle der herrschenden Klasse. „Die Rolle des Proletariats... besteht in der Führung beim Übergang dieser Kleinbesitzer zur vergesellschafteten, kollektiven, gemeinschaftlichen Arbeit..., und wir wissen, daß sich das bewerkstelligen läßt, wenn man eine sehr starke Großindustrie besitzt, die fähig ist, dem Kleinproduzenten solche Vorteile zu bieten, daß er den Vorzug dieser Großwirtschaft in der Praxis einsieht.“
 „Der Bauer braucht die städtische Industrie. Ohne sie kann er nicht leben, und sie ist in unserer Hand. Wenn wir die Sache richtig anpacken, dann wird der Bauer uns dafür dankbar sein, daß wir ihm aus der Stadt diese Erzeugnisse, diese Geräte, diese Kultur bringen. Nicht die Ausbeuter, die Gutsbesitzer werden sie ihm bringen, sondern Genossen, die arbeiten wie er, die er außerordentlich hochschätzt, die er aber vom praktischen Standpunkt schätzt, nur nach der tatsächlichen Hilfe, die sie bringen, wobei er das Kommandieren, die ‘Vorschriften’ von oben ablehnt, mit vollem Recht ablehnt.“

Es besteht kein Zweifel, daß der Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus in verschiedenen Formen denkbar ist, je nachdem, ob wir im Lande bereits überwiegend großkapitalistische Verhältnisse haben oder ob der Kleinbetrieb überwiegt.“
 Vier verschiedene Formen, die den in sich differenzierten Verhältnissen entsprechen, hat Lenin herausgearbeitet (In Klammern vermerke ich die Bezeichnungen, unter denen sie in der Entwicklung der DDR in Erscheinung traten).

– „Errichtung von Sowjetwirtschaften, d.h. von großen sozialistischen Gütern, (Volkseigene Güter, VEG – J.T.)

– die Förderung landwirtschaftlicher Kommunen, d.h. freiwilligen Vereinigungen von Landwirten zur Führung eines gemeinschaftlichen Großbetriebes, (LPG Typ III – J.T.)

– sowie von Gesellschaften wie auch Genossenschaften für gemeinschaftliche Bodenbestellung, (LPG Typ I bzw. II – J.T.)

– Die Organisation staatlicher Bodenbestellung aller brachliegenden Ländereien, wem immer sie gehören.“
 (örtlich geleitete Landwirtschaftsbetriebe – ÖLB).

Hier ist nicht der Ort für eine systematische Darstellung der Leninschen Strategie der genossenschaftlichen Umgestaltung der Landwirtschaft. Der „Leninsche Genossenschaftsplan“ als ihre Zusammenfassung ist fester Bestandteil der ökonomischen Lehrprogramme. Hier soll abschließend nochmals die theoretische Grundposition betont werden, die auch den nachfolgenden Kapiteln zugrunde liegt.

Charakter und Tendenz der Eigentumsverhältnisse in der Landwirtschaft werden bestimmt durch Produktionsverhältnisse, die sich außerhalb von ihr entwickeln. Daher sind die Produktionsverhältnisse in der Landwirtschaft – bei aller Eigengesetzlichkeit ihrer Entwicklung – abgeleitete Beziehungen, deren Wesen nur in dieser Ableitung aufgedeckt werden kann. Mit anderen Worten: Die genossenschaftliche Umgestaltung der Landwirtschaft kann nur als Bestandteil der gesamtgesellschaftlichen Umwälzung der sozialökonomischen Verhältnisse begriffen werden, weshalb wir auch von genossenschaftlich-sozialistischer Umgestaltung sprechen. Die Subsumtion der vorgefundenen Agrarverhältnisse kann nichts anderes sein als ein Prozeß, der – bei aller Vielfalt seiner Ausgangsbedingungen – über verschiedene Zwischenstufen zu einem gesetzmäßigen Ergebnis kommt, nämlich zu einer Struktur der Eigentumsverhältnisse, die der gesellschaftlich herrschenden Produktionsweise adäquat ist.

II. Teil:

Die Anwendung der marxistischen Eigentumsauffassung auf den Prozeß der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft in der Deutschen Demokratischen Republik

1.
Die Ausgangsproduktionsverhältnisse für eine sozialistische Umgestaltung der 
Landwirtschaft – die Subsumierung der privatbäuerlichen Landwirtschaft in ihrer 
vorgefundenen Gestalt unter dem sozialistischen Volkseigentum

Die Produktionsverhältnisse, von denen die sozialistische Revolution in der DDR auszugehen hatte, sind das Ergebnis der kapitalistischen Entwicklung im Deutschland vor 1945 und der antifaschistisch-demokratischen Umwälzung im Osten Deutschlands nach dem zweiten Weltkrieg. Im Dorfe hat die demokratische Bodenreform als Teilprozeß der antifaschistisch-demokratischen Revolution den Mittelbauern zur Zentralfigur gemacht, also sozialökonomisch das kleinbürgerliche Element gestärkt, ohne die kapitalistischen Elemente innerhalb der Bauernschaft zu eliminieren. Die demokratische Bodenreform, welche die Klasse der Großgrundbesitzer vernichtete und deren Landarbeiter in Bauern verwandelte, machte damit die kleine Warenproduktion zum überwiegenden Moment in unserer Landwirtschaft.

Die gesamte Zahl der Wirtschaften war 1946 gegenüber 1939 von 572 00 auf 745 400 gestiegen und wuchs bis 1951 weiter auf 788 500, obwohl die landwirtschaftlich genutzte Fläche gleichzeitig rückläufig war von 6 394 000 auf 6 071 500 (1946) bzw. 6199 400 ha (1951).

Eine Ahnung von der Veränderung der Sozialstruktur der privaten Landwirtschaft gibt Tabelle 1. Da in diesen Angaben der Charakter der Produktionsverhältnisse nicht hinreichend zum Ausdruck kommt, müssen statistische Angaben über die Beschäftigten der privaten Landwirtschaft hinzugezogen werden (s. Tab. 2). Jahr
	
	1939
	1946
	1951

	Größengruppe in ha LN
	Zahl der Betriebe
	Anteil der Größengruppe an der LN
	Zahl der Betriebe
	Anteil der Größengruppe an der LN
	Zahl der Betriebe
	Anteil der Größengruppe an der LN

	0,5 – 5
	56,0 %
	9,1 %
	44,5 %
	9,7 %
	46,9 %
	10,8 %

	5 – 20
	33,0 %
	31,7 %
	47,5 %
	53,4 %
	46,9 %
	58,8 %

	20 – 100
	9,9 %
	30,9 %
	7,8 %
	31,7 %
	6,1 %
	26,0 %

	Über 100
	1,1 %
	28,3 %
	0,2 %
	5,2 %
	0,1 %
	4,4 %


Tabelle 1: Verschiebungen in der Sozialstruktur der privaten Landwirtschaft

Tabelle 2: Die Beschäftigten in der privaten Landwirtschaft (Stichtag: 30.06.1953)

	Betriebsfläche (ha )
	1 – 20
	über 20 ha Betriebsfläche

	Selbständig Erwerbstätige
	460 431
	38 468

	Mithelfende Familienangehörige
	544 624
	46 750

	Arbeiter und Angestellte
	110 678
	154 366


Wenngleich in ihnen nur eines der Momente kapitalistischer Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse widergespiegelt wird, belegen die Angaben über die Beschäftigtenstruktur, daß der kapitalistisch wirtschaftende Teil unserer Bauernschaft weder verschwunden noch auf diejenigen Betriebe mit mehr als 20 ha LN begrenzt war, die häufig als „Großbauernstellen“ bezeichnet wurden. Obwohl die unmittelbaren Aneignungsverhältnisse der Bauernschaft durch die Errichtung der ökonomischen und politischen Macht der Arbeiterklasse zunächst nicht verändert wurden, beginnt schon damit die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft. Im Prozeß der „Schaffung der Voraussetzungen für die genossenschaftliche Umgestaltung“ ist aus der Perspektive des Subsumtionsansatzes die erste Phase der sozialistischen Agrarrevolution zu erblicken. Inhalt dieser Phase ist die Schaffung eines sozialistischen Bewegungsrahmens, ohne dessen Analyse die Charakteristik des privatbäuerlichen Eigentums nicht historisch konkret sein kann. Um die Eigentumsverhältnisse der privatbäuerlichen Landwirtschaft historisch konkret zu fassen, sind daher zunächst die Veränderungen ihrer äußeren Realisierungsbedingungen zu skizzieren.

1. Durch die Expropriation des großen Kapitals und die Konstituierung des Volkseigentums in den Schlüsselzweigen der Volkswirtschaft hat das Kapital aufgehört, gesellschaftlich herrschendes Produktionsverhältnis zu sein und die Entwicklung der Landwirtschaft zu prägen. Indem an die Stelle der Verfügbarmachung des Agrarproduktes für die Entwicklung des Kapitalismus die Verfügbarmachung eines Großteils des privatbäuerlich, also unter zersplitterten Produktionsbedingungen erzeugten landwirtschaftlichen Produkts für eine planmäßige Entwicklung des Sozialismus tritt, wurde die Landwirtschaft der sozialistischen Produktionsweise unterworfen, ohne schon unmittelbar umgestaltet zu werden. Obschon das privatbäuerliche Produkt weiterhin im Austausch realisiert wurde (soweit von Warenproduktion gesprochen werden konnte), hat sich dennoch der Charakter der Austauschbeziehungen, innerhalb deren sich das bäuerliche Privateigentum reproduzierte, grundsätzlich gewandelt.
Die Errichtung des sozialistischen Volkseigentums gab dem Produktionsumsatz zwischen Industrie und Landwirtschaft (mit gewissen Einschränkungen kann man sogar sagen: zwischen Stadt und Land) ein sozialökonomisches Wesen, das dem Privateigentum entgegengesetzt war. Der Sache nach gilt hier, was Lenin im März 1921 wie folgt darlegte: „Wenn dieser Umsatz dem Staat im Austausch gegen Industrieerzeugnisse eine gewisse Mindestmenge Getreide beschafft, die zur Bedarfsdeckung der Stadt, der Fabriken, der Industrie ausreicht, dann wird der wirtschaftliche Umsatz so wiederhergestellt, daß die Staatsmacht in den Händen des Proletariats bleibt und sich festigt.“
 Hiermit hat Lenin mehr als nur ein grundlegendes Moment der „neuen ökonomischen Politik“ erklärt. Noch bevor die Entwicklung der Ereignisse den Umweg über den „Kriegskommunismus“ erzwang, bereits im Dezember 1917, betonte er: „Niemals werden die ausgleichende Bodennutzung und ähnliche Maßnahmen dem Sozialismus schaden, wenn die Macht in den Händen der Arbeiter- und Bauernregierung liegt, wenn die Arbeiterkontrolle durchgeführt, wenn die Nationalisierung der Banken durchgeführt, wenn ein oberstes Wirtschaftsorgan der Arbeiter und Bauern geschaffen ist, das die ganze Volkswirtschaft leitet (reguliert) usw.“

2. Die Herstellung des Volkseigentums im Bereich der Industrie, deren Zweige allgemeiner Maschinen-, Landmaschinen- und Fahrzeugbau, Chemie, Kohle, Energie-, Brennstoff- und Baustofferzeugung u. a. m. für die Landwirtschaft erforderliche Vorleistungen produzieren, mußte ihre Ergänzung finden im Bereich des Handels. Mit der Gründung der Volkseigenen Erfassungs- und Aufkaufbetriebe am 29. März 1949 wurde der private Großhandel ausgeschaltet. Im November 1950 kam es unter aktiver Mitwirkung des proletarischen Staates zur Vereinigung der VdgB mit allen Dorfgenossenschaften zur VdgB (BHG), wozu Doernberg anmerkt: „Bereits 1945-1947 gab es Bestrebungen, die VdgB mit den Genossenschaften zu vereinigen. Da die Genossenschaften damals noch nach alter kapitalistischer Weise arbeiteten und in ihnen die Großbauern den entscheidenden Einfluß hatten, hätte eine solche Vereinigung nicht im Interesse der werktätigen Bauernschaft und der fortschrittlichen Entwicklung auf dem Lande gelegen. Selbst bei der am 20.11.1950 erfolgten Vereinigung der VdgB mit den Genossenschaften konnte dieser Gefahr nicht ganz entgangen werden. Die VdgB spielten daher auch nicht ganz die Rolle bei der sozialistischen Umgestaltung in der Landwirtschaft und der Erziehung eines sozialistischen Bewußtseins unter den Bauernmassen, die sie hätten spielen können und müssen. In den ersten Jahren ihres Bestehens kam ihnen dennoch eine große Bedeutung zu. Durch ihr Vorhandensein und durch die Hilfe der Arbeiterklasse gerieten die Neubauern weniger in Abhängigkeit kapitalistischer Kräfte.“

Vollendet wurde das System der Handelsbeziehungen durch die Bildung der staatlichen Kreiskontore für landwirtschaftlichen Bedarf, welche die Versorgung der BHG übernahmen. Flankierend wurden auf der Basis des volkseigenen Sektors der Landwirtschaft, der seinerseits hauptsächlich aus solchen Gütern entwickelt wurde, die sich schon unter kapitalistischen Bedingungen im „öffentlichen Eigentum“ befunden hatten, die Deutschen Saatguthandelsbetriebe sowie die Handelskontore für Zucht- und Nutzvieh geschaffen. Der volkseigene Sektor unserer Landwirtschaft hatte zwar eine relativ geringe Bedeutung für die unmittelbare Deckung des Bevölkerungsbedarfs an Nahrungsgütern, doch um so größer war seine Bedeutung in den Schlüsselbereichen der Sortenzucht. Innerhalb des volkseigenen Sektors der Landwirtschaft konnten sich Forschungs-, Lehr- und Versuchseinrichtungen der sozialistischen Großproduktion herausbilden. 
Man kann sagen, daß Ende 1951 die Beziehungen des Warenaustausches zwischen Industrie und Landwirtschaft sich fest in staatlicher Hand befanden. Dennoch, ein bestimmter Rest Warenaustausches zwischen Bauern und Produktionsmittel produzierenden Privatbetrieben dürfte im lokalen Rahmen für einige Zeit weiter bestanden haben. Zu denken ist hierbei an die örtliche Baustoffproduktion (Ziegeleien, Sägemühlen usw.) und die Produktion landwirtschaftlicher Geräte und entsprechender Ersatzteile, soweit diese noch in größeren Handwerksbetrieben bzw. kleineren kapitalistischen Produktionsstätten hergestellt wurden.
Unter den Bedingungen der Diktatur des Proletariats kann sich die Subsumierung der zersplitterten privatbäuerlichen Landwirtschaft unter die beginnende sozialistische Entwicklung zunächst nur in der Form der Ware-Geld-Beziehungen verwirklichen. Für ihre volle Entfaltung müssen jedoch die folgenden Voraussetzungen gegeben sein:
1. Die Bauernwirtschaften stehen bereits so weit auf dem Boden der 
Warenproduktion, daß ihr Selbstversorgungscharakter weitgehend in den 
Hintergrund getreten ist und daher industriell erzeugte Vorleistungen notwendig 
und in relativ großem Umfang in ihr Bruttoprodukt eingehen.
2. Die volkseigene Industrie ist fähig, den Bedarf der privaten Bauernwirtschaften 
vollauf zu decken und die Entwicklung dieses Bedarfs durch Neuentwicklungen 
zu stimulieren.
Sind diese Bedingungen nicht oder in zu geringem Maße gegeben, sind auch zwangswirtschaftliche Züge in den Beziehungen zwischen Arbeiterklasse und Bauernschaft unvermeidlich.
Zu Beginn unserer sozialistischen Entwicklung, in den Jahren 1948/49 – 1951/52 waren die genannten Voraussetzungen für eine volle Wirksamkeit der Ware-Geld-Beziehung im Sinne einer durch die Macht der Arbeiterklasse kontrollierten Versorgung der nichtagrarischen Bevölkerung mit Lebensmitteln und der Industrie mit Rohstoffen kaum hinreichend entwickelt. Unter den komplizierten Bedingungen des volkswirtschaftlichen Wiederaufbaus entwickelte sich aus der Nachkriegswirtschaft heraus ein kombiniertes System von Erfassung und Aufkauf, dessen institutioneller Träger die erwähnten VEAB waren.
Der Teil der Agrarprodukte, der über die VEAB in die Hände des Staates gelangten, teilt sich in Pflichtablieferungssoll und „freien Aufkauf“. Das Ablieferungssoll, das in Menge und Zusammensetzung reglementiert war, gehörte insofern in den Bereich der Ware-Geld-Beziehungen, als daß die Landwirte einen Gegenwert in Geld bzw. geldmäßig ausgedrückten benötigten Waren (Brennstoffe, Futtermittel u. a. Dinge auf Bezugsscheine) erhielten. Zur Orientierung dienten hierbei die Großhandelspreise der Vorkriegszeit. Die Erfassungspreise lagen unter den Produktionskosten
, wodurch in die Hände des sozialistischen Staates
1. ein Teil der Grundrente und
2. eine Art Naturalsteuer gelangten.
Die Preise im freien Aufkauf waren gleichfalls Festpreise und lagen über den Produktionskosten, sodaß bei Übererfüllung des Ablieferungssolls die Naturalsteuer zum bäuerlichen Warenproduzenten zurückfließen konnte.
Ablieferungspflicht und Festpreise bedeuteten einen Eingriff in die Realisierungsbedingungen des Privateigentums. Die an den Staat abzusetzenden Lebensmittel konnten nicht mehr auf dem Markt realisiert werden und auch keine Extragewinne erbringen. Aus der Tatsache, daß der Bauer als Privateigentümer eben auch Spekulant ist, erhellt, daß das System von Erfassung und Aufkauf nicht ohne außerökonomischen Zwang existieren konnte.
Der außerökonomische Zwang ging weit über die Reglementierung der Realisierungsbedingungen des Privateigentums hinaus und reichte bis in den unmittelbaren Produktionsprozeß und seine inneren Proportionen hinein. Das geschah durch Anbau- und Viehhaltebescheid. Durch den Anbaubescheid wurden die Proportionen zwischen Getreide- und Hackfruchtanbau und der Umfang der Anbauflächen bestimmter Fruchtarten vorgeschrieben. „In dem Viehhaltebescheid ist angegeben, welcher Mindestbestand an Pferden, Rindern insgesamt, davon Kühe, Schweinen insgesamt, davon Sauen, Schafen insgesamt, davon Mutterschafe, Geflügel insgesamt, davon Legehennen über ein Jahr und Junghennen aus der Brut des gleichen Jahres am Jahresende zu erreichen ist.“

Das System von Erfassung und Aufkauf war die früheste Form, in der die Landwirtschaft unter die sozialistische Planwirtschaft subsumiert wurde. Ökonomie des Sozialismus war freilich noch nicht voll durchsetzbar. Eine zentrale Vorgabe für das staatliche Aufkommen an landwirtschaftlichen Produkten wurde noch relativ schematisch aufgeteilt, zunächst auf die Bezirke, dann auf die Kreise und schließlich die Gemeinden, wo eine „Differenzierungskommission“ die Sollzahlen auf die einzelnen privaten Bauernwirtschaften aufzuschlüsseln hatte. Seitens der Gemeinde bestand eine kollektive Ablieferungspflicht, für deren Gewährleistung der Bürgermeister die Verantwortung trug. Stimmten territoriale und zwischenbetriebliche Differenzierung nicht mit den örtlichen Gegebenheiten überein (Verteilung der Bodenfruchtbarkeit, der materiell-technischen Basis usw.) und waren sie nicht der Sozialstruktur angepaßt, mußte es zu ungerechtfertigter Verteilung der Gewinne und der Lasten kommen.
Auf der beschriebenen Stufe der Subsumierung kommt es zu objektiv bedingten Interessenkonflikten auf verschiedenen Ebenen. E. Hahn hat die folgenden fixiert:
1. zwischen dem einzelnen privaten Warenproduzenten und ihrer Gesamtheit als 
Gemeinde;
2. zwischen den Klassen und sozialen Schichten innerhalb der Gemeinde und
3. zwischen dem Einzelnen oder dem Kollektiv der Angehörigen einer Klasse oder 
Schicht innerhalb der Gemeinde bzw. dem Kollektiv Gemeinde auf der einen und der vom Arbeiter-und-Bauern-Staat vertretenen ganzen Gesellschaft auf der anderen Seite.

Durch den neuen Kontext, in dem sich das privatbäuerliche Eigentum zu bewegen hatte, wurde es in seiner erweiterten, tendenziell kapitalistischen Reproduktion beschränkt. Die im Austausch mit der Gesellschaft fixierten Festpreise verlangsamten insbesondere die soziale Differenzierung zwischen den Warenproduzenten, bewirkten sie doch in ihrer Staffelung nach Größengruppen der Wirtschaften ein gewisses Maß sozialer Sicherheit der schwächeren Betriebe.
Indem ein Teil der Rente durch den sozialistischen Staat absorbiert wurde, ergab sich eine funktionelle Einschränkung des Privateigentums.

3. Der Umstand, daß die Erzeugung der wichtigsten landwirtschaftlichen Produktionsinstrumente, insbesondere der landwirtschaftlichen Maschinen, und der Handel mit ihnen vom sozialistischen Volkseigentum beherrscht wurde, wirkte als zusätzlich bremsendes Moment auf die kapitalistische Differenzierung innerhalb der Waren produzierenden Bauernschaft; zudem mußte hieraus eine Verschärfung des Widerspruchs zwischen der Zersplitterung der Agrarproduktion und den modernen Produktivkräften resultieren. Indem die Landmaschinen nicht mehr an Privatpersonen verkauft, sondern in den MAS (ab 1953 MTS) als Stützpunkte der Arbeiterklasse konzentriert wurden, entstand ein bedeutendes Hindernis für die kapitalistische Lösung des Widerspruchs zwischen den modernen, von der Großindustrie und der Wissenschaft hervorgebrachten Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen einer isoliert betriebenen Kleinproduktion.
Die MAS wurden im Frühjahr 1949 aus der VDGB herausgelöst und der Deutschen Wirtschaftskommission als zentraler Verwaltung des volkseigenen Sektors unterstellt.

4. Durch Überführung des Finanzwesens (Banken, Versicherungsgesellschaften, Sparkassen) in Volkseigentum wurden a) ein Teil der Schulden der bäuerlichen Betriebe (insbesondere Hypotheken) in Verwaltung durch volkseigene Kreditinstitute übertragen, konnte b) die Vergabe von Krediten nun an Bedingungen wie volkswirtschaftliche Zweckmäßigkeit ihres Einsatzes, Kontrolle ihrer zweckgebundenen Verwendung, Sicherheiten, Rückzahlungsfristen u. a. gebunden werden, die als ökonomische Machtmittel einsetzbar waren (Oelßner schreibt, daß die kleinen Warenproduzenten von solchen Krediten „regen Gebrauch“ machten).

Und es waren c) alle Betriebe mit einem Jahresumsatz von mehr als 20 000 DM verpflichtet, ein Bankkonto zu halten und ein vorgegebenes Bargeldlimit einzuhalten. Für die übergroße Mehrheit der bäuerlichen Betriebe war diese Regelung allerdings ohne Belang, da ihr kontrollierbarer Jahresumsatz weit unter 
20 000 DM lag.

5. Unter Führung der Partei der Arbeiterklasse wurde auch der politische und juristische Überbau in der Weise entwickelt, daß auch administrative und legislative Mittel zur Beschränkung der kapitalistischen Tendenz der privaten Warenproduktion zur Verfügung standen.
Zu nennen sind:
a)
Anwendung rein fiskalischer Mittel. Durch eine Steuerpolitik, die im 
Interesse der Werktätigen differenzierte, wurde ein Teil des 
privatwirtschaftlichen Produkts abgeschöpft, der sich andernfalls hätte in 
Mehrwert verwandeln können. Am 01.12.1948 verkündete die DWK eine 
Steuerreform, wodurch die Steuern der Klein- und Mittelbauern herab und 
die der kapitalistischen Betriebe heraufgesetzt wurden. Allein die Grundsteuer 
lag danach je Hektar für Großbauern um 10 bis 20% und für kapitalistische 
Betriebe gar um 30 bis 40% 
über der der Mittelbauern.
 Für die 
Differenzierung der Ablieferungspflicht wurde so orientiert, daß Großbauern 
je Hektar!!! Um 50 bis 60% über den Mittelbauern und die kapitalistischen 
Betriebe reinsten Wassers (also meist Betriebe über 50 ha) doppelt so hoch 
lagen.
b)
Nutzung des Notariats- und Katasterwesens. Dem Staat war es möglich, den 
sog. Grundstücksverkehr sowie Eigentumswechsel im Zusammenhang mit 
Vererbung, 
Verkauf oder Verschenkung zu kontrollieren, wodurch 
Konzentration und Zentralisation von Kapital auf diesem Wege verhindert 
werden konnte.
c)
Juristische Ausgestaltung der Interessen der Arbeiterklasse und der Bauern als 
Werktätige.
 So wurde bereits in der antifaschistisch-demokratischen Phase 
unserer Revolution gesetzlich bestimmt, daß der Boden im Interesse der 
Volksernährung zu nutzen sei. Damit wurde dem Privateigentümer verwehrt, 
Ackerland zu spekulativen Zwecken brach zu legen. Zur Gewährleistung der 
Ablieferungspflicht stand ein abgestuftes Instrumentarium zur Verfügung, was 
von Aufforderung zu ordnungsgemäßer Wirtschaftsführung, 
Wirtschaftsüberwachung durch eine Aufsichtsperson über Wirtschaftsführung 
durch einen Treuhänder bis zu Zwangsverpachtung und Übernahme in 
staatliche Bewirtschaftung reichte.

Im Zusammenhang mit der demokratischen Bodenreform wurden per Erlaß für 
mehr als ein Drittel der landwirtschaftlichen Nutzfläche ökonomische 
Kategorien des Privateigentums wie Bodenpreis, Bodenpacht und 
Hypothekzins außer Kraft gesetzt. Der bei der demokratischen Bodenreform 
schuldenfrei übergebene Boden durfte weder Verpachtung, noch Erbteilung, 
Verkauf oder Belastung durch grundbuchamtlich einzutragende 
Verpflichtungen unterworfen werden.

Eine weitere Regelung, die für die Entwicklung der privaten Landwirtschaft 
von Bedeutung war, ist das „Gesetz zum Schutz der Arbeitskraft der in der 
Landwirtschaft Beschäftigten“ vom 12. Dezember 1949.
d)
Bewußte Ausgestaltung der politischen Machtorgane zur Kontrolle und 
Absicherung der planmäßigen Überwindung jeglicher Ausbeutung von 
Menschen und zur Gewährleistung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit den 
werktätigen Bauern.

Dieses beschriebene System ökonomischer, politischer und juristischer Beziehungen zwischen zersplitterter privatbäuerlicher Landwirtschaft und volkseigener Großproduktion mit ihrem Überbau trug ganz entschieden Übergangscharakter. Es ist auf Dauer nicht möglich, das Privateigentum als Produktionsverhältnis fortzuschreiben, aber seine Konsequenzen, seine kapitalistische Tendenz, außer Kraft zu setzen. Entweder die private Warenproduktion wird überwunden, oder das gesamtgesellschaftliche Eigentum verliert an Dynamik, was schließlich zugunsten der Konterrevolution ausschlagen müßte.

Zu Beginn der fünfziger Jahre mehrten sich Anzeichen für eine Stagnation der privaten Landwirtschaft. Roland Hauk gibt für die Jahre 1946 – 51 eine durchschnittliche Jahreswachstumsrate der Bruttoproduktion der Landwirtschaft von 16% und für die folgenden Jahre nachstehende Werte an:

Wachstumsrate der Bruttoproduktion gegenüber dem Vorjahr (berechnet in Basispreisen 1950)

	Jahr
	1951
	1952
	1953

	Gesamte Volkswirtschaft
	+21,9
	+11,2
	+8,4

	Industrie
	+22,7
	15,8
	+11,4

	Landwirtschaft
	+19,9
	+0,1
	–0,6


Die Stagnation der Bruttoproduktion wirkte noch nicht unmittelbar auf die Gesellschaft, weil vorläufig noch eine Steigerung der Marktleistung stattfand durch relative Zunahme der Marktproduktion.

Ein Umstand, der mit der erwähnten Stagnation in ursächlichem Zusammenhang steht, ist der Arbeitskräfterückgang. Sein Tempo war, wie die nachstehenden Angaben belegen sollen, am größten vor dem genossenschaftlichen Zusammenschluß der Bauern und konnte ohne den Übergang zu einer höheren Produktionsweise auch nicht hinreichend durch Steigerung der Arbeitsproduktivität kompensiert werden, wodurch sich die Notwendigkeit einer Vergesellschaftung der Landwirtschaft verschärft geltend machte.

Entwicklung der Anzahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft der DDR:

	Jahr
	1950
	1955
	1960
	1965

	Absoluter Stand (in tausend)
	2304
	1661
	1225
	1142

	Relativstand (1950 = 100)
	100
	72
	53
	50


Die Verringerung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte erwies sich unter den gegebenen Umständen als starkes Hindernis für die Reproduktion der kapitalistischen Elemente innerhalb der Bauernschaft. Schon die demokratische Bodenreform hatte in Richtung auf eine Verknappung von Lohnarbeitskräften gewirkt, indem sie Landarbeitern und landarmen Bauern zu ökonomischer Selbständigkeit verhalf. Der Aufbau der industriellen Basis des Sozialismus, die zunächst vor allem in den Städten geschaffen wurde, brachte einen Arbeitskräftesog mit sich, dem auch Knechte und Mägde sowie ausgebeutete Mitglieder von Bauernfamilien, insbesondere Jugendliche, folgten. Auch die Überwindung der schlimmsten Lebensmittelknappheit verringerte die Attraktivität der Landarbeit. Der Schutz der Interessen der Landarbeiter durch Staat und Gewerkschaft sowie seit 1952 die Möglichkeit einer sozial günstigeren Mitgliedschaft in den entstehenden LPG hatten zur Folge, daß zahlreiche kapitalistisch wirtschaftende Bauern ihren Betrieb nicht mehr in der alten Weise weiterführen konnten, da es ihnen an Lohnarbeitskräften mangelte. Auf der III. LPG-Konferenz führte Walter Ulbricht zahlreiche Gesuche von Großbauern an, die um Aufnahme in die LPG baten, was bis zu diesem Zeitpunkt versagt bleib. Der häufigste Grund, der angegeben wurde, bestand darin, daß der Bauer nicht mehr in der Lage war, seine Wirtschaft aufrecht zu erhalten.

Obwohl die private Warenproduktion noch fortexistierte, war die Wirkung ihrer Gesetze durch den beginnenden sozialistischen Aufbau bereits beschränkt und modifiziert. Handel zu Festpreisen, Unterbindung der Bodenspekulation, Erschwerung der Ausbeutung von Lohnarbeitern, progressive Differenzierung der Steuern und der Pflichtablieferung, antikapitalistische Handhabung der Kredite und des Grundstückverkehrs wurden in ihrer diesbezüglichen Wirkung oben behandelt.

Die Tatsache, daß verschiedene Landwirte mit unterschiedlichem Erfolg in der Lage waren, ihre Wirtschaften zu entwickeln, bewirkte dennoch soziale Differenzierung. Insbesondere unter den Neubauern war das deutlich. Doch die Konsequenz dieser Differenzierung, die unter den Bedingungen ungehinderter privater Warenproduktion unvermeidlich Expropriation der Schwächeren bedeutet hätte, kam nicht zum tragen. Der Besitz der erfolglosen Bauern konnte nicht an kapitalkräftige Unternehmer fallen und diejenigen, die nicht mehr in der Lage waren, eine selbständige Wirtschaft zu betreiben, waren nicht gezwungen, sich in Abhängigkeitsverhältnissen von Großbauern zu begeben.

Aufschlußreich ist ein Vergleich der Betriebszählungen von 1950 und 1952 (s. Tab. S. 36).

Die stärkste relative Abnahme der Betriebe ist in der Größengruppe 5 bis 10 ha zu verzeichnen. In absoluten Zahlen liegt das Maximum des Rückgangs in der Gruppe 1 bis 5 ha: von 198 738 Betrieben im Jahre 1950 um 18 305 auf 180 433. Es scheint mir gerechtfertigt, die Betriebe zwischen 1 und 10 ha LN als sozialökonomisch einheitliche Gruppe zu betrachten, wobei von kapitalistischen und proletarischen Nebenwirtschaften abgesehen wird, die in einer Statistik, welche allein nach ihrer Wirtschaftsfläche differenziert, alten Traditionen folgend, falsch ausgewiesen werden. Die ihrem Charakter nach mittelbäuerlichen Betriebe mit einer LN zwischen 1 und 10 ha waren offenkundig weniger lebensfähig als größere Betriebe (in den Größengruppen 10 – 20 und 20 – 50 ha war der Rückgang am geringsten); sie boten weniger soziale Sicherheit als die Nebenerwerbsbetriebe, die als einzige Kategorie zahlenmäßig zugenommen haben dürften, was in der Spalte „bis 1 ha“ zum Ausdruck kommt.

Veränderungen in den Größengruppen landwirtschaftlicher Betriebe 1950 – 195216a
	
	Zahl der Betriebe
	Wirtschaftsfläche
	Landwirtschaftliche Nutzfläche

	Gruppe ha LN
	Absolut 1950
	Differenz 1952
	Differenz %
	Absolut 1950
	Differenz 1952
	Differenz %
	Absolut 1950
	Differenz 1952
	Differenz %

	0 – 1
	237738
	+13511
	+5,7
	716161
	+656
	+0,1
	416671
	+40771
	+9,6

	1 – 5
	198738
	-18305
	-9,2
	734748
	-37958
	-5,8
	535793
	-25421
	-4,7

	5 – 10
	252600
	-11677
	-18,8
	2656487
	-31189
	-1,7
	1935762
	-25154
	-1,3

	10 – 20
	118991
	-5811
	-4,9
	1987387
	-61899
	-3,1
	1674728
	-56406
	-3,4

	20 – 50
	43304
	-1762
	-4,1
	1534524
	-66166
	-4,3
	1320618
	-59676
	-4,5

	50 -...
	4253
	-400
	-9,4
	301137
	-26720
	-8,9
	274161
	-23868
	-8,7


Wenn wir die Größengruppen nach ihrem relativen Rückgang ordnen, folgen die Betriebe über 50 ha nach denen zwischen 1 und 5 ha an zweiter Stelle. Von 4253 im Jahre 1950 gingen sie zurück auf 3853   1952. Als eindeutig kapitalistische Beriebe kamen sie mit der eingeschlagenen gesellschaftlichen Entwicklung in der DDR am ehesten in Konflikt. Verknappung ausbeutbarer Landarbeiter, doppelt so hohe Ablieferungspflicht je Hektar im Vergleich zu den kleinbäuerlichen Betrieben, starker Hang zu Spekulationsgeschäften und subversiver Tätigkeit wirkten dahin, daß die Wirtschaften verwahrlosten, ihre Besitzer sich nach Westen absetzten bzw. straffällig wurden. Die Auflösung von Privatbetrieben über 50 ha war Ergebnis des Klassenkampfes und löste die Bildung Örtlicher Landwirtschaftsbetriebe (ÖLB) aus. 

Rückläufige Betriebszahl kann einher gehen mit steigender Produktion und Produktivität, wenn sie mit Konzentration und Zentralisation von Produktionsmitteln verbunden ist. Die Landwirtschaft kam an den Scheideweg: kapitalistische oder sozialistische Vergesellschaftung. Die Bildung von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften bewahrte die kleineren und weniger erfolgreichen Warenproduzenten vor der Expropriation. Mindestens bis 1957 ist dieser Zusammenhang der Widersprüche der privaten Warenproduktion unter sozialistischen Rahmenbedingungen nachweisbar, wie die von Roland Hauk berechneten Angaben (Tabelle S. 38) belegen. 

Bruttoproduktion, Marktproduktion und Geldeinkünfte je ha LN derjenigen einzelbäuerliche Betriebe, die im folgenden Jahr der LPG beitraten im Verhältnis zu allen Einzelbauern der jeweiligen Größengruppe (Gruppendurchschnitt = 100)

	Größengruppe
	1 – 5 ha
	5 – 10 ha
	10 – 20 ha
	über 20 ha

	Jahr
	1956
	1957
	1956
	1957
	1956
	1957
	1956
	1957

	Bruttoproduktion
	81,9
	101,7
	91,0
	96,5
	91,4
	94,8
	85,1
	91,6

	Marktproduktion
	78,2
	109,0
	88,5
	103,3
	88,6
	93,6
	81,2
	91,5

	Geldeinkünfte
	37,4
	105,7
	92,5
	88,4
	87,7
	85,1
	27,1
	75,7


2.
Die Veränderung der Eigentumsverhältnisse durch den genossenschaftlichen 
Zusammenschluß – die Subsumierung der vorgefundenen 
Produktionsbedingungen unter die Eigentumsverhältnisse des Sozialismus
Der 1951 erreichte Stand der Entwicklung der Beziehungen zwischen volkseigener Großproduktion und bäuerlicher Landwirtschaft gewährleistete,

· 1. daß die objektiv notwendige Konzentration und Zentralisation der Produktionsmittel nicht auf dem Wege der Expropriation der kleinen Warenproduzenten, ihrer Verwandlung in Landarbeiter und der Verselbständigung des Eigentums ihnen gegenüber erfolgen mußte, was die kapitalistische Lösung des Widerspruchs zwischen industrieller Großproduktion und zersplitterter Agrarproduktion darstellt, sondern auf dem Wege des genossenschaftlichen Zusammenschlusses;

· 2. daß die Interessen der Genossenschaften sich realisierten im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Interessen, also in Übereinstimmung mit den Interessen der Arbeiterklasse und auf der Basis einer gesamtgesellschaftlichen Planung und Leitung der Volkswirtschaft;

· 3. daß es den Genossenschaften als Ganzes unmöglich ist, fremde Arbeitskraft auszubeuten und

· 4. Daß sich innerhalb der Genossenschaften keine Ausbeutungsverhältnisse reproduzieren konnten.

Die Verwandlung privater Warenproduzenten aus betrieblichen Gesamtarbeitern in genossenschaftliche Teilarbeiter sowie aus Privateigentümern in Glieder eines kollektiven Eigentümers – das ist ein vielschichtiger Vorgang, dessen verschiedene Komponenten sich sehr verschieden gestalten, weshalb im folgenden so verfahren werden soll, daß die verschiedenen zu vergesellschaftenden Produktionsbedingungen nacheinander betrachtet werden, um das Ganze der entstehenden Eigentumsverhältnisse zu erfassen. 

2.1. Subsumierung des Ackerlandes unter das genossenschaftliche Eigentumsverhältnis

Im Jahre 1950 betrug die landwirtschaftliche Nutzfläche der DDR 6 528 371 ha. Davon befanden sich in Privateigentum der Bauern 6 157 031 ha. 2 190 000 ha waren Bodenreformland, konnten sich also schon nicht mehr in eine Ware verwandeln, weshalb W. Schmidt von „Privateigentum am Boden besonderer Art“
 spricht.

Eine ideologische Gegebenheit, die aus der Geschichte der deutschen Agrarverhältnisse resultiert und die von der SED stets in ihrer Agrarpolitik berücksichtigt wurde, war der bäuerliche Eigentumsfanatismus. Dieser ergab sich nicht so sehr daraus, daß der Boden als monopolisierte Naturkraft in den Händen der Bauern ihnen eine Quelle von Grundrente war. Diese wurde durch das Industrie-, das Finanz-, das Handels- und das Agrarkapital mehr als absorbiert. 

Das Privateigentum am Boden war für die deutsche Bauernschaft eine soziale Sicherheit gegen die Entwurzelung, wie sie durch das Vordringen des Kapitalismus in der Landwirtschaft bewirkt wurde. „Die Schwierigkeiten, die mit der Erhaltung der eigenen Wirtschaft verbunden waren, haben dazu beigetragen, die starke Verbundenheit der Bauern mit dem Boden als ihrem Eigentum zu festigen. In der gleichen Richtung wirkte die Tatsache, daß der Boden für die Bauern die hauptsächliche Grundlage für ihre oftmals bescheidene Existenz war. Selbst diejenigen Bauern, die bereits als Lohnarbeiter in kapitalistischen Betrieben einen anderen Verdienst suchten, betrachteten ihr Stückchen Land als einen gewissen Rückhalt gegen die soziale Unsicherheit. Als Ergebnis dieser ganzen Entwicklung entstand und festigte sich der Eigentumsfanatismus.“
 Das mußte die Verhältnisse des Übergangs zur sozialistischen Großproduktion mitprägen. 

Der Übergang von der individuellen Bodennutzung auf private Rechnung zur kollektiven Bodennutzung auf genossenschaftliche Rechnung ist die Basis der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. Die Einbringung des bäuerlichen Privatbodens in den genossenschaftlichen Bodenfonds bildet die wichtigste materielle Voraussetzung genossenschaftlicher Arbeit. Weil der Boden aber als Privateigentum der Produzenten, die sich zur Genossenschaft zusammenschlossen, eingebracht wurde, existierte dieses Privateigentum juristisch fort, obwohl der Boden aufgehört hat, Produktionsmittel in privatwirtschaftlichem Produktionsprozeß zu sein. Diese Tatsache, die einen schrittweisen, freiwilligen und für die Bauern als Bauern vollziehbaren Übergang zur Großproduktion erleichterte, schuf zugleich damit eine widersprüchliche Situation, deren theoretische Erfassung an dieser Stelle versucht werden soll.

Für den Juristen
 stellt es sich so dar, daß der Boden als Eigentumsobjekt zu unterscheiden sei vom Boden als Wirtschaftsobjekt. In der einen Funktion (Eigentum) sei er privat und in der anderen (Arbeit) gesellschaftlich. Dabei sei das Eigentumsrecht (Privatrecht) dem Wirtschaftsrecht untergeordnet, was zum Beispiel in der „Abstockung“ der Großbauernwirtschaften bei deren Beitritt zur LPG zum Ausdruck kommt.

Ein praktisches Problem bei der Gestaltung dieser Beziehung von Nutzungs- und Eigentumsrecht ergibt sich, wenn die Genossenschaft beginnt, auf dem privateigentümlichen Boden, der sich im genossenschaftlichen Bodenfonds befindet, Wirtschaftsgebäude zu errichten. Nach bürgerlichem Eigentumsrecht könnte der Privateigentümer nun intervenieren. Auf dieses Problem mußte Paul Scholz als stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates noch auf der VI. LPG-Konferenz im Februar 1959 eingehen. Er stellte dort fest: „Hier gab es bisher vielfach Unklarheiten, die u. a. beispielsweise dazu führten, daß manche LPG ihre Bauten nicht dort errichten konnte, wo sie es für am zweckmäßigsten hielt, weil der Bodeneigentümer nicht damit einverstanden war.“
 Es käme nun darauf an, so wurde gefolgert, das Nutzungsrecht der LPG voll zu gewährleisten, ohne das Eigentumsrecht der Mitglieder zu schmälern.

Aber lassen sich Privateigentum und sozialistische Großproduktion auf diese Weise harmonisieren? An dieser Stelle ist es nötig, die ökonomische Grundlage des juristisch sanktionierten Privateigentums zu erörtern.

Indem der Boden aufgehört hat, sich im Prozeß privatwirtschaftlicher Aneignung zu befinden, ist damit die ökonomische Beziehung des Privateigentümers zu einem bestimmten Bodenstück aufgehoben. An die Stelle des bestimmten Grund und Bodens ist irreversibel ein äquivalent getreten, das selbst noch Boden sein kann, solange ein Wiederaufleben der privaten Warenproduktion mit dem Austritt oder Ausschluß eines Mitgliedes möglich ist. Hier nun müssen wir die erste „Schmälerung des Eigentumsrechts“, die vom übergeordneten „Nutzungsrecht“  der Genossenschaft bewirkt wird, konstatieren: Das ausscheidende Mitglied konnte nur noch Anspruch auf ein dem eingebrachten Boden gleichwertiges Flächenstück am Rande der genossenschaftlichen Flur geltend machen, wodurch ein Zerreißen der genossenschaftlich genutzten Felder verhindert werden konnte. Der Ökonom konstatiert nüchtern: „Die eintretenden Mitglieder haben... die Verfügung über den Boden an die LPG übertragen. Aus dem Grundeigentum an einer ganz bestimmten Fläche wurde das Eigentum an einem Bodenanteil (von bestimmter Größe und bestimmter Bodenqualität)“

Welche Rolle spielt dieses Äquivalent nun in den Produktionsverhältnissen der LPG?

Mit dem Jahr 1954 und unter dem Gesichtspunkt der verstärkten Gewinnung von Klein- und Mittelbauern für den Beitritt zu den LPG gingen die Genossenschaften dazu über, einen Teil ihres Reineinkommens entsprechend der Menge des eingebrachten Bodens zu verteilen. Die ökonomische Deutung dieser Verteilung erwies sich als schwierig. Handelte es sich dabei um eine Art Bodenrente? R. Hauk ging z. B. davon aus, daß unter Rente die Form der Realisierung eines bestimmten Typs von Grundeigentum zu verstehen ist und präzisierte das dahin, „daß die Bodenrente in den LPG keine Realisierung eines Preisaufschlags über die gesellschaftlichen Produktionskosten darstellt, sondern die Realisierung eines entsprechenden Abzugs von den sonst zur Vergütung der Arbeit der LPG-Mitglieder vorhandenen Einkünfte. Die Bodenrente in den LPG ist daher kein Bestandteil des Produkts für die Gesellschaft, sondern ein Bestandteil des Produkts, das die Bauern für sich, für den persönlichen Verbrauch schaffen.“

Der Versuch, die „Bodenanteile“ als eine Art Rente zu bestimmen, hat für sich, daß damit auf die Fixierung eines Produktionsverhältnisses gezielt wird. Die Klärung dieses Problems ist jedoch unlöslich mit einer anderen Frage verbunden: Handelt es sich um einen Bestandteil des notwendigen oder des Mehrprodukts, wenn die Bodenanteile realisiert werden? R. Müller antwortet auf diese Frage in Polemik mit W. Schmidt: „In den Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften existiert das private Grundeigentum und wird in Gestalt der Bodenanteile realisiert. Das Gemeinsame der verschiedenen Rentenformen, privates Grundeigentum und seine Realisierung, ist in den LPG gegeben. Die Bodenanteile sind demnach eine spezifische Form der Rente. Damit ist nicht gesagt, daß sie eine kapitalistische oder vorkapitalistische Form der Rente sind, die Feststellung, daß die Bodenanteile eine Form der Rente sind, widerspricht nicht der Auffassung von Marx, wonach alle Grundrente Mehrwert, Produkt von Mehrarbeit ist. Natürlich gibt es in den LPG keinen Mehrwert, wohl aber ein genossenschaftliches Mehrprodukt. Die Bodenanteile sind auch nicht ein Teil des Mehrwertes, sondern ein Teil des genossenschaftlichen Mehrproduktes bzw. der entsprechenden Wertgröße.“
 

Die Klärung des ökonomischen Wesens der Bodenanteile war von Bedeutung für eine wissenschaftliche Bestimmung der Proportionen, nach denen die Verteilung des genossenschaftlichen Reineinkommens, soweit es an die Mitglieder auszuzahlen war, in Einkommen aus der Arbeitsleistung und nach eingebrachten Produktionsmitteln (insbesondere Bodenanteil) zu erfolgen hatte. Daraus mußte sich des weiteren ergeben, welchen Fonds die auf genossenschaftlich genutztes Staatsland berechneten Bodenanteile zuzuführen seien; sollten diese Gelder überwiegend zur Hebung des „Wertes“ der Arbeitseinheiten dienen, oder sollten sie den Grundmittelfonds als Akkumulationsmittel zufließen?, wofür Müller plädierte. 

1955 waren noch 53,5 % der gesamten Nutzfläche aller LPG Staatsland
, das zur kostenlosen Nutzung übergeben worden war. R. Müller führt einige Beispiele der folgenden Art an: Von den 1961 in der LPG Minsleben auf Staatsland berechneten 15 564 DM flossen nur 3113 DM in den Akkumulationsfonds, wohingegen 12 451 DM der Auszahlung von Arbeitseinheiten zugute kamen, die mit 10,45 DM recht hoch bewertet wurden.

Die Lösung des theoretischen Problems wurde durch verschiedene Momente stark erschwert, wenn nicht gar verhindert.

1. Handelt es sich um Übergangsverhältnisse, in denen Privateigentum und gesellschaftliches Eigentum auf vielfältigste Weise einander durchdringen, überlagern und ergänzen. Dort z. B., wo staatliche Subventionierung zur Stützung der Arbeitseinheiten kassiert, aber gleichzeitig Bodenanteile ausgezahlt wurden, konnte durchaus ein Teil gesellschaftlicher, außerhalb der Genossenschaft verausgabter Arbeit durch die privaten Bodeneigentümer angeeignet werden, also eine Art absoluter Grundrente hinzutreten. Ferner: Dort, wo ein hohes Einkommen der Genossenschaftsmitglieder aus der individuellen Viehwirtschaft stammte, konnte über die Verrechnung der Bodenanteile in Futtermitteln ein Teil des genossenschaftlichen Bruttoprodukts unentgeltlich der privaten Warenproduktion einverleibt werden.

2. Ihre größte Bedeutung hatte die Verteilung nach eingebrachtem Boden bzw. gutgeschriebenen Bodenanteilen als die Produktionsverhältnisse in den LPG noch unentwickelt waren, von wirtschaftlicher Rechnungsführung nicht oder kaum gesprochen werden konnte und die Genossenschaften überwiegend nicht rentabel wirtschafteten. Unter solchen Umständen ist es geradezu unmöglich, Kategorien wie notwendiges und Mehrprodukt anzuwenden bzw. die ihnen entsprechenden Wertgrößen zu fixieren. 

3. Die Berechnung von Bodenanteilen wurde sehr differenziert gehandhabt, und ihre Grundlagen waren oft sehr provisorisch und ungenau. In einem Teil der LPG wurde nur das eingebrachte Ackerland und in anderen die gesamte Betriebsfläche zugrunde gelegt. Nur ein Teil der Genossenschaften brachte Bodenwertzahlen in Anschlag. R. Hauk gibt an, daß 1955 von 12 untersuchten LPG nur 3 die Bodenwertzahlen berücksichtigten.
 Der Kulturzustand der eingebrachten Ländereien wurde praktisch gar nicht berücksichtigt

Die Wurzeln der genossenschaftlichen Bodenrente – dieser Begriff sei hier im Sinne von Hauk und Müller gestattet – liegen nicht in der genossenschaftlichen Produktion, sondern in ihrer Vor- und Entstehungsgeschichte. Die Differenzierung des „Rentals“ innerhalb der Genossenschaften hing nicht ab von gegenwärtigen, sondern von vergangenen Umständen. Wer 18 ha in die Genossenschaft einbrachte, erhält den dreifachen Betrag ausgezahlt im Verhältnis zu demjenigen, der Hinsicht wichtig, daß weder Staat noch Genossenschaft Verpflichtungen der Privateigentümer aus der zeit vor ihrem Beitritt zur Genossenschaft übernahmen. Das betrifft Schuldverschreibungen ebenso wie Altenteilszahlungen. Solange der Staat die ehemaligen Einzelbauern als Privateigentümer behandelt, haben diese auch eine Grundsteuer zu entrichten und müssen demzufolge auch Bodenanteile durch die Genossenschaft gezahlt werden. So wurden frühere Verhältnisse des Privateigentums in die Genossenschaft hineinprojiziert. 

In dem Bodenteil, welcher LPG-Mitgliedern, die ohne Land in die Genossenschaft eingetreten sind, kommt das Wesen des privaten Bodeneigentums in der LPG vielleicht am klarsten zum Ausdruck. Dieses Grundeigentum wird weder vermessen noch im Kataster eingetragen, unterliegt also auch keiner Steuerpflicht. Hier erscheint das Privateigentum am Boden als das, was es ist: ein Anteil am Reichtum der Genossenschaft. Nicht mehr als dieser Anspruch auf Gewinnbeteiligung bzw. Beteiligung am genossenschaftlichen Einkommen kann vererbt, verkauft oder verschenkt werden mit allen finanziellen Belastungen, und dieses Bodenäquivalent kann sogar selbst hypothekarisch belastet werden. Doch alle diese Operationen beziehen sich immer nur auf das Bodenäquivalent, nie auf den Boden selbst, der im Fonds der LPG verbleibt. Wenn genossenschaftlich genutztes Ackerland zum Zwecke anderweitiger gesellschaftlicher Nutzung abgetreten werden muß, entsteht demnach auch kein bestimmter ökonomischer Nachteil des Privateigentümers, der das infragekommende Bodenstück einbrachte; er ist demzufolge auch nicht zu entschädigen. Sein Bodenanteil bleibt erhalten, denn er ist ja nur noch ein Äquivalent und nicht mehr Produktionsbedingung in einem isolierten Aneignungsprozeß. Beeinträchtigt wird hingegen der kollektive Aneignungsprozeß; daher wird eine staatliche Entschädigung für den entzogenen Boden an die Genossenschaft gezahlt.

Der Charakter der Bodenrente in den LPG muß in der Entwicklung begriffen werden, der er unterliegt. Eine klar ökonomisch bestimmte Funktion hatte die Bodenrente in den LPG Typ I und II, wo sie zwischen zwei verschiedenen Aneignungsweisen vermittelte, nämlich der genossenschaftlichen im Feldbau und der privatbäuerlichen in der Viehwirtschaft. Die privat bewirtschafteten Viehbestände basierten im wesentlichen auf wirtschaftseigener Futterfläche, die mit dem genossenschaftlichen Zusammenschluß aber zu einem bestimmten Teil in den genossenschaftlichen Bodenfonds eingegangen ist. An die Stelle der Futterproduktion mit familieneigener Arbeit auf separater Betriebsfläche ist eine Futterproduktion getreten, in der auf genossenschaftlicher Fläche die Arbeit des kollektiven Gesamtarbeiters verausgabt wird – jedenfalls so weit, wie die Futterproduktion nicht nach wie vor auf individuell genutztem Grünland beruht. 

Ein Teil der genossenschaftlich verausgabten Arbeit wird auf dieser Stufe der Vergesellschaftung privat angeeignet. Ursache hierfür ist aber nicht die Fortexistenz des Privateigentums an Boden, sondern das Weiterbestehen des Privateigentums im Bereich der tierischen Produktion. Bei der Verteilung von Futtermitteln nach dem Proporz der eingebrachten Bodenmenge mußten sich die Mängel äußern, die wir oben in der Berechung der Bodenanteile festgestellt haben. Weil eine Differenzierung nach Bodenfruchtbarkeit und Kulturzustand, also letztlich nach dem realen Ertrag der eingebrachten Flächen nicht oder kaum vorgenommen wurde, entsprachen die auf dieser Grundlage verteilten Futtermengen zwar den Größenverhältnissen der eingebrachten Bodenstücke, nicht aber ihrer tatsächlichen Produktivität, auf der ja der innerhalb einer Gemeinde stark differenzierende Viehbesatz der einzelnen individuellen Wirtschaften beruhte. Das mußte sich als produktionshemmende Gleichmacherei äußern, der die LPG entgegenzuwirken suchten, indem sie andere Kriterien der Verteilung entwickelten, deren Fixpunkt die tatsächliche Marktleistung der individuellen Wirtschaften war.

In den LPG Typ III hatte die genossenschaftliche Bodenrente nicht mehr die Funktion der Vermittlung zwischen Produktionsbereichen, die im unterschiedlichen Maß vergesellschaftet sind. Hier reduziert sie sich auf die oben ausgeführte Bedeutung einer Vermittlung zwischen Vergangenheit und Zukunft der werktätigen Bauernschaft in der DDR. Angaben über den quantitativen Unterschied der Bodenrente in den verschiedenen Typen der LPG liegen aus der Mitte der Sechziger Jahre vor. 

Für die Typen I und II wird ein DDR-Durchschnitt von 230-300 MDN je ha und für den Typ III von 25-35 MDN angegeben.

Damit wird zugleich deutlich, daß die Festlegung in den 1959 verabschiedeten Musterstatuten mindestens in den LPG Typ III nicht mehr voll ausgeschöpft wurde. Die Musterstatuten sahen vor, daß im Typ I und II mindestens 70 % der zur Verteilung an die Mitglieder gelangenden Mittel für geleistete Arbeitseinheiten und höchsten 30 % für Bodenanteile zu gewähren sind.
 Für Typ III war eine Orientierungsproportion von 80 zu 20 vorgesehen.

Es ist unumstritten, daß die Quelle der Bodenrente die genossenschaftliche Arbeit ist. Aber in welchem quantitativen und vor allem in welchem qualitativen Verhältnis stehen genossenschaftliche Arbeit und Rental zueinander? Die Antwort auf diese Frage muß auch ein wichtiges Moment der Produktionsverhältnisse innerhalb der Genossenschaften erhellen.

Hypothetisch können drei Verteilungsweisen des Produkts der genossenschaftlichen Arbeit betrachtet werden. Der Teil des genossenschaftlichen Reineinkommens, der zur Aufteilung kommt, könnte

1. nach der Menge des eingebrachten Bodens,

2. nach der erbrachten Arbeitsleistung und

3. einfach gleichmäßig auf alle Mitglieder


verteilt werden.

Die dritte, gleichmacherische Variante scheidet aus, weil sie völlig von den konkreten Gestalten von Arbeit und Eigentum in der sozialistischen Produktion abstrahiert. Sie ist ungeeignet zur Vermittlung realer Eigentumsverhältnisse der genossenschaftlich-sozialistischen Produktion. In Variante 2 als der rein sozialistischen Verteilungsweise wird abstrahiert

1. von der Existenz eines Produktionsbereiches, in dem das Privateigentum weiter existiert, also von der individuellen Großviehhaltung und

2. von den historischen Ausgangsbedingungen der LPG, die ja im wesentlichen aus dem Zusammenschluß privater Grundeigentümer hervorgingen

Walter Schmidt argumentiert m. E. ungenau, wenn er ausführt, daß der Genossenschaftsbauer in dem Fall, der bei mir als Variante 1 fungiert, das Einkommen nicht in seiner Eigenschaft als Privateigentümer von Boden erhielte. „Er könnte nur Geld und Naturalien in Empfang nehmen“, so Schmidt, „weil er sie mitproduziert. Er erhielte sie in seiner Eigenschaft als unmittelbarer Produzent, als Genossenschaftsbauer, und niemals als Grundeigentümer.“
 Schmidt selbst führt ein umfangreiches Tatsachenmaterial an, das diese Sicht in Frage stellt.
 Trotz einer juristisch sanktionierten Pflicht zur Teilnahme an der genossenschaftlichen Arbeit für alle Mitglieder wurden bei ungleichmäßiger Verteilung des Grundeigentums unter den Genossenschaftsbauern die meisten Arbeitseinheiten von den Familien der ehemaligen Kleinbauern und Landarbeiter geleistet. Zwar war und ist die Höhe der genossenschaftlichen Bodenrente abhängig von den Ergebnissen der genossenschaftlichen Arbeit, dennoch resultiert daraus keineswegs ein materieller Zwang zur eigenen Teilnahme an der genossenschaftlichen Arbeit, wenn die Einkünfte aus dem Bodenbesitztitel und der individuellen Tierhaltung so hoch sind, daß sie die Existenz der betreffenden Bauern hinreichend sichern.

Die Einbeziehung ehemaliger Einzelbauern mit großem Bodeneigentum und bedeutenden Viehbeständen war nicht ohne beharrliches Ringen in erforderlichem Umfang zu gewährleisten. Die konkrete Festlegung der Höhe der Bodenrente ist abhängig vom ökonomischen und politischen Kräfteverhältnis zwischen den ehemaligen Kleinbauern, Land- und Industriearbeitern auf der einen und den ehemaligen Mittelbauern + auf Mittelbauernmaß „abgestockten“ Großbauern auf der anderen Seite. W. Schmidt führt ein Beispiel an, bei dem der Wert einer geleisteten Arbeitseinheit 8,45 DM betrug. Würde die Verteilung nach Bodenanteilen ganz entfallen, betrüge die gleiche Arbeitseinheit 10,34 DM.

Die tatsächliche Höhe der Bodenrente entsteht in Ausgleichung der Interessen von Bodeneigentümern und Produzenten als Kompromiß zwischen Grundeigentum und Arbeit, die hier in den sozialen Gruppen ehemaliger Halbproletarier und ehemaliger Privateigentümer von größeren Bodenstücken Gestalt annehmen. Dieser Kompromiß drückt aus, wie groß der Teil genossenschaftlicher Arbeit ist, der vom privaten Grundeigentum unentgeltlich angeeignet wird.

Konstruieren wir ein Beispiel für Variante 1. Nehmen wir an, der Boden konzentriere sich als Privateigentum in den Händen eines Drittels der Genossenschaftsmitglieder. Die übrigen Mitglieder hätten nach Variante 1 keinen Anspruch auf irgendwelches Einkommen aus der genossenschaftlichen Produktion. Sie müßten an dieser Produktion gratis teilnehmen. Damit aber das Einkommen aus dem Grundeigentum reproduziert werden kann, muß das Eigentum seine andere Seite setzen, die Arbeit. Arbeit ohne Reproduktion des Arbeitsvermögens gibt es nicht. Unsere hypothetischen Bodeneigentümer müßten daher den eigentumslosen Mitgliedern ein Mindesteinkommen zugestehen, das zur Reproduktion der Arbeitskraft hinreicht. Was hier beschrieben wurde, ist natürlich reiner Kapitalismus. In der Einheit von Produzent und Eigentümer, wie sie der kapitalistische Reproduktionsprozeß vermittelt, erkennen wir aber ganz deutlich die beiden ökonomischen Funktionen Arbeit und Eigentum, die Figuren Arbeiter und Produktionsmitteleigentümer in ihrem antagonistischen Gegensatz.

Die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sind ihrem Wesen nach das Ergebnis des freiwilligen und selbsttätigen Zusammenschlusses privater Warenproduzenten, die in sich die Funktionen Arbeiter und Produktionsmitteleigentümer vereinigen, wenngleich auch zunächst in ungleichmäßigen Proportionen. Das grundlegende Produktionsverhältnis der genossenschaftlich-sozialistischen Produktionsweise, ihr Eigentumsverhältnis, besteht in der Beziehung von genossenschaftlichem Gesamtarbeiter und kollektivem Eigentümer aufeinander. Die Identität beider wird durch die Meisterung des genossenschaftlichen Reproduktionsprozesses als Ganzes hergestellt; dem entspricht eine angemessene Organisation von Arbeit und Aneignung, womit wir uns unter 3. systematisch beschäftigen werden, Das grundlegende Produktionsverhältnis, das Eigentumsverhältnis der genossenschaftlichen Produktion, realisiert sich u. a. In der genossenschaftlichen Aneignung des Bodens. Wenn die genossenschaftliche Aneignung des Bodens nicht das primäre Verhältnis gegenüber der Realisierung einer Bodenrente der ehemaligen Einzelbauern wäre, gäbe es keine genossenschaftliche Produktion. R. Müller schreibt daher mit vollem Recht: „In ihrem Verhältnis zum Boden als Produktionsmittel unterscheiden sich die Genossenschaftsbauern nicht von den Kolchosbauern in der Sowjetunion, wo der Boden nationalisiert ist.“33a
Was die ökonomische Herkunft des Bodens und ihre Fortschreibung in den Bodenanteilen bewirken, ist lediglich eine Modifikation des grundlegenden Produktionsverhältnisses der genossenschaftlichen Produktion. Diese Modifikation bedeutet partielle Reproduktion der sozialen Differenziertheit, wie sie vor dem genossenschaftlichen Zusammenschluß entstanden ist. Nehmen wir an, alle Mitglieder der Genossenschaft hätten das gleiche Quantum Boden und dazu ihre gesamten Tierbestände in die Genossenschaft eingebracht. In diesem Fall würde sich die Bodenrente gleichmäßig auf alle Mitglieder verteilen. Die Bodenrente wäre auch dann eine Verteilung unabhängig von der individuellen Arbeitsleistung, nun aber analog unserer gleichmacherischen Variante 3.

In der Bestimmung der Proportionen zwischen individuellem Einkommen aus der Teilnahme an der genossenschaftlichen Arbeit und individuellem Einkommen aus dem Privateigentum kommt die Subsumierung der Produktionsverhältnisse in der Landwirtschaft unter die sozialistische Entwicklung, kommt das Bündnis der Genossenschaftsbauern mir der Arbeiterklasse, kommt das reale Kräfteverhältnis zwischen Sozialismus und Privateigentum zum tragen. Die Begrenzung der Bodenrente entspricht den Interessen der Bauern als Werktätige und geht aus von den Bedürfnissen einer dynamischen Entwicklung der sozialistischen Produktionsweise. Die Bodenrente durfte nicht zu niedrig sein, damit sie als Mittel zur Einbeziehung der Masse der Mittelbauern in die genossenschaftliche Entwicklung tauglich blieb. Und sie durfte nicht zu hoch sein, damit die Arbeit der Mitglieder mit geringem oder gar keinem Bodenanteil nicht unter das Privateigentum der Bodeneigentümer subsumiert wurde und die Genossenschaft kapitalistische Gestalt annehmen konnte. Der Boden als Produktionsmittel ist Vermittler einer historisch bestimmten Einheit von Arbeiter und Eigentümer. Die Konzeption, derzufolge der Boden als Eigentumsobjekt Privateigentum der Genossenschaftsbauern bleibt, während er als Wirtschaftsobjekt genossenschaftlich genutzt wird, ist grundsätzlich ungeeignet, die realen Verhältnisse des Übergangs von der privatbäuerlichen zur genossenschaftlich-sozialistischen Agrarproduktion dialektisch zu erfassen. In dieser Konzeption bilden Arbeit und Eigentum einen Dualismus. Vom Boden als Eigentum erfahren wir nur, daß er Privateigentum sei, und von der Arbeit wissen wir, daß sie genossenschaftlich verausgabt wird und in ihr der Boden als Produktionsmittel genossenschaftlich genutzt wird. In konsequenter Durchführung liefe das darauf hinaus, daß die genossenschaftlich verausgabte Feldarbeit privat angeeignet würde, was nur in dem Maße tatsächlich geschieht, wie sich Privateigentum noch ökonomisch realisiert. Die Entwicklung der genossenschaftlichen Bodenrente zeigt aber deutlich, daß das Privateigentum am Boden ein verschwindendes, ein subsumiertes Produktionsverhältnis ist, daß der Boden mit dem Übergang zur genossenschaftlich-sozialistischen Produktion aufhört, eine durch Privatpersonen monopolisierte Naturkraft zu sein, daß sich die Produktionsverhältnisse der privaten Aneignung nicht mehr auf realen Boden, sondern auf dessen Äquivalent beziehen. Sobald genossenschaftliche Akkumulation auf der Basis der Feldwirtschaft stattfindet, entfaltet das Bodeneigentum seinen tatsächlichen Charakter als genossenschaftliches Eigentum.

Die hier entwickelte Auffassung läßt sich in folgenden Worten von R. Müller resümieren: „Der Bodenfonds der LPG als genossenschaftlich-sozialistisches Eigentum, das von den Mitgliedern der LPG gemeinsam genutzt wird, steht im Widerspruch zum Charakter eines Teiles des Bodenfonds als privates Eigentum, das von den Grundeigentümern in Gestalt der Bodenanteile realisiert wird. Der Bodenfonds der LPG ist daher zwiespältig.“

Genossenschaftliche Aneignung des Bodens beginnt unter vorgefundenen produktivkraftmäßigen Voraussetzungen. Die vorausgegangene privatbäuerliche Aneignung hat dem Produktionsmittel Boden eine Gestalt verliehen, die einen unmittelbaren Übergang zur Großproduktion erschweren müßte. Die privatbäuerliche Produktionsweise hatte der Zergliederung des Bodens durch natürliche Gegebenheiten wie ungleichmäßige Verteilung der Bodenqualitäten, Hügel, Senken, Flüsse, Seen, Moore, Teiche und Wälder und durch übergreifende gesellschaftliche Einrichtungen wie Eisenbahnen, Straßen und Kanäle eine vom bäuerlichen Privateigentum am Boden bestimmte Parzellierung der landwirtschaftlichen Nutzfläche hinzugefügt. Nicht einer wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit folgend, war der Acker stark zergliedert durch Feldraine und –hecken, welche nicht nur Überwinterungsquartiere für verschiedene Schädlinge und Unkräuter waren, sondern gleichzeitig die schwer bestellbaren Randstücke über ein vernünftiges Maß hinaus vergrößerten. Wege, Gräben, Feldscheunen u. a. wirtschaftliche Einrichtungen, die von gegeneinander isolierten Kleinproduzenten angelegt worden sind, stellten ein weiteres Muttermal des in die genossenschaftliche Nutzung übernommenen Bodens dar. Ungleichmäßige und ungleichartige Nutzung des Bodens, verschieden intensives Pflügen, Kalken, Düngen, Meliorieren führten dazu, daß der Boden auch von seinem Kulturzustand her bei seiner Zusammenfassung in der Hand der Genossenschaft stark zergliedert war. Selbst die Fruchtfolgen benachbarter und oft gleichartiger Bodenstücke waren häufig uneinheitlich. All diese Probleme machen deutlich, daß die Organisierung der genossenschaftlichen Großproduktion unmöglich war, ohne umfassende Anwendung einer Agronomie, die auf die Bedürfnisse dieses Übergangs hin entwickelt wurde. Konsequente Neuordnung der Fluren im Sinne der Großproduktion war allerdings auch erst möglich, als vom „voll genossenschaftlichen Dorf“ die Rede sein konnte. Solange die Flächen der LPG noch durchbrochen waren von einzelbäuerlichen Äckern, mußten alle Lösungen unvollkommen, provisorisch und problematisch bleiben. Solange es der LPG nicht möglich war, die Zersplitterung ihrer Äcker zu überwinden, blieb es auch äußerst schwierig, eine wirklich genossenschaftliche Arbeit zu organisieren, also die Arbeitskräfte arbeitsteilig und kombiniert unter einheitlicher Leitung einzusetzen, kollektive Arbeitsdisziplin, Leistungsprinzip und sozialistischen Wettbewerb zu wirklichem Leben zu bringen.

In der Literatur finden sich u. a. die folgenden Beispiele, die das Ausmaß der auf die LPG überkommenen Zersplitterung der Ackerschläge erkennen zu lassen. Die LPG „Fortschritt“ in Veckenstett (Kreis Wernigerode) bewirtschaftete nach dem Zusammenschluß aller Bauern 1269 ha Ackerland, die sich aus mehr als 1500 Flurstücken mit einer durchschnittlichen Größe von 0,84 ha zusammensetzte. Diese konnten unter großer Anstrengung zunächst zu 90 Schlägen mit einer durchschnittlichen Größe von 14 ha zusammengefaßt werden.

Die LPG Selmsdorf (Kreis Grevesmühlen) verfügte unmittelbar nach dem Eintritt aller Bauern über 1240 ha in 238 Stücken, von denen nur 7 eine Größe von mehr als 20 ha hatten, weitere 19 zwischen 10 und 20 ha groß waren, während 67 Ackerstücke kleiner als 1 ha waren; 82 Stücke maßen zwischen 1,1 und 3 ha und weitere 41 zwischen 3,1 und 5 ha.

2.2.
Subsumierung der Produktionsinstrumente unter das genossenschaftliche 
Eigentumsverhältnis

Bei der genossenschaftlichen Aneignung wurden Produktionsinstrumente aus dem Privateigentum der ehemaligen Einzelbauern vereinigt mit der in Volkseigentum befindlichen MTS-Technik und genossenschaftseigenen Produktionsmitteln, die mit Hilfe langfristiger staatlicher Kredite angeschafft wurden. Erst im Verlaufe einer erfolgreichen genossenschaftlichen Entwicklung traten Produktionsmittel hinzu, die auf der Basis genossenschaftlicher Akkumulation angeschafft wurden.

So verschieden die Quellen waren, aus denen die genossenschaftlich genutzten Produktionsmittel kamen, so vielgestaltig mußten sich auch die diesbezüglichen Verhältnisse darstellen, die die Genossenschaft einzugehen hatte.

a) Die Produktionsinstrumente, welche die ehemaligen Einzelbauern in die Produktionsgenossenschaft einbrachten, spielten zunächst eine recht bedeutende Rolle, vor allem bei leichten Feld- und Pflegearbeiten, bei der Bergung der Ernte und im gesamten Transport der Genossenschaft. Diese Produktionsinstrumente sind materieller Träger eines Übergangsverhältnisses, das die Genossenschaft als kollektiver Eigentümer mit einzelnen Mitgliedern in deren Eigenschaft als Privateigentümer einging. Dieses Verhältnis löste sich sofort in rein finanzielle Ansprüche auf im Typ III, wo die fragliche Technik (kleine Traktoren, Mähdrescher, Rübenheber, Pferdegespanne, Lastkraftwagen u. a. m.) praktisch durch die Genossenschaft zum Schätzpreis gekauft wurde, indem sie als Inventar- bzw. zusätzlicher Inventarbeitrag gutgeschrieben wurde und eine Art Spareinlage der Mitglieder darstellte. Stofflich existieren diese Produktionsmittel weiter, nun aber im Eigentum der Genossenschaft.

Anders verhielt es sich in den LPG Typ I, denen die Mehrheit derjenigen Mittelbauern beitrat, die über verhältnismäßig viel wirtschaftseigenes Inventar verfügten. Die relevante Regelung im Musterstatut lautete hier:

„§11 (1) das gesamte Vieh, die Traktoren, die landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte verbleiben Eigentum und in individueller Nutzung der in die Genossenschaft eingetretenen werktätigen Bauern... .

§ 12 (1) Die Mitglieder sind verpflichtet, der Genossenschaft Pferde, Ochsen, Traktoren, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte zur Bearbeitung der genossenschaftlichen Ländereien gegen Bezahlung auf Beschluß der Mitgliederversammlung zur Verfügung zu stellen.“

Der Form nach handelt es sich hier also um ein Mietverhältnis, welches die Genossenschaft mit ihren eigenen Mitgliedern eingeht. Das betreffende Mitglied erhält die Leistung seines Inventars, das im Privateigentum verbleibt, in einer von der Mitgliederversammlung beschlossenen Höhe vergütet, die die entsprechenden MTS-Tarife nicht übersteigen durfte. Die juristisch sanktionierten Interessen des kollektiven Eigentümers beschnitten von Anfang an diejenigen des Privateigentümers, denn die MTS-Tarife waren staatlich subventioniert und nicht kostendeckend. In vielen Fällen übernahm die Genossenschaft aber auch Betriebs- und Instandhaltungskosten, Steuern und Versicherungsbeiträge.

Die rechtlich garantierte Dominanz der Interessen des kollektiven Eigentümers gegenüber denen des Privateigentümers kommt besonders klar in folgender Regelung des Musterstatuts Typ I zum Ausdruck: „§ 15 (1) Die Auswahl und Bewertung des von den Mitgliedern zur genossenschaftlichen Nutzung eingebrachten toten und lebenden Inventars, der Wirtschaftsgebäude und der Wirtschaftsvorräte erfolgen durch eine von der Mitgliederversammlung für diese Zwecke gewählten Kommission.“
 Die in Frage kommenden Produktionsmittel durfte der Privateigentümer nicht ohne Erlaubnis der Genossenschaft veräußern. Oberstes Prinzip war also die Sicherstellung der genossenschaftlichen Produktion.

Dem Inhalt nach geht es hier um die Subsumierung des Privateigentums an Produktionsmitteln unter das genossenschaftlich-sozialistische Eigentumsverhältnis. Und es ist offenkundig: „Derartige Nutzungsverhältnisse sind Übergangsverhältnisse bei der Herausbildung und Festigung des genossenschaftlichen Eigentums.“
 Die Ausgestaltung dieser Verhältnisse war sehr kompliziert, und in vielen Fällen diente das Privateigentum einer partiellen privaten Aneignung genossenschaftlicher Arbeit. So wurden die genossenschaftlich genutzten Zugtiere individuell gehalten und verblieben im Privateigentum der einzelnen Mitglieder. Die Unterhaltungskosten (Futter, Hufbeschlag u. ä.) übernahm aber meist die Genossenschaft. Wenn das Mitglied weiterhin mit diesen Tieren auch gewerbliche Fuhren tätigte
, erfolgte Wertübertragung zugunsten des Privateigentums.

Soweit die im Privateigentum befindlichen Geräte nicht mehr für die individuelle Wirtschaft benötigt und in diesem Sinne also auch nicht mehr in privater Aneignung verwertet wurden, war dieses Übergangsverhältnis auch im Sinne der Privateigentümer unzweckmäßig und drängte zur Auflösung. „Maschinen und Geräte für die genossenschaftliche Arbeit wurden geschätzt, jedoch nicht als Inventarbeitrag eingebracht.“
 Eine Anrechnung der fraglichen Produktionsmittel auf den Inventarbeitrag in Hinsicht auf einen später erfolgenden Übergang zum Typ III, also praktisch ihr Verkauf durch den Privateigentümer an die LPG, konnte die Beziehungen im Interesse aller nur vereinfachen.

Die über die privateigentümlichen Produktionsmittel vermittelte Beziehung zwischen kollektivem und privatem Eigentümer verlor ihren Gegenstand durch den Verschleiß dieser Produktionsmittel bzw. deren Verdrängung durch Technik aus den MTS bzw. genossenschaftlicher Akkumulation. Erweiterte Reproduktion dieser Beziehung erfolgte nicht. Innerhalb des Übergangsverhältnisses erfolgte auch keine Amortisation. Sie findet erst statt, wenn die Produktionsmittel genossenschaftliches Eigentum sind.

b) die MTS-Technik. Die LPG kauften zunächst Dienstleistungen zu festen, staatlich subventionierten Tarifen beim Einsatz der MTS-Technik auf den genossenschaftlichen Feldern.

Dem Inhalt nach handelte es sich auch hier um ein Übergangsverhältnis, das sich über folgende Stufen aufhob:

1. Unterstellung der MTS-Brigaden unter die Einsatzleitung der LPG (praktiziert im Bereich der fortgeschrittenen LPG seit 1958);

2. Leihweise Übergabe an die LPG Typ III (beginnend 1959) und

3. Verkauf dieser Technik an die LPG (beginnend 1963).

In die MTS hatte der sozialistische Staat von 1954 bis 1961 6 Mrd. DM Anschaffungskosten und 6,3 Mrd. DM zur Subventionierung der Einsatzkosten investiert. Das bedeutete eine große ökonomische Hilfe für die jungen Genossenschaften, denen damit nicht nur ein Teil der Selbstkosten erspart blieb; ein Teil der für die Entwicklung der Landwirtschaft notwendigen Akkumulation erfolgte damit aus volkseigenen Mitteln, wurde also durch die Arbeiterklasse erwirtschaftet. Beim Verkauf der Technik der MTS/RTS an die LPG flossen von den besagten Mitteln ganze 233 Mio. DM in den Staatshaushalt zurück.

c) Erwirtschaftung genossenschaftseigener Produktionsmittel.

Erst wenn die genossenschaftliche Produktion primär auf „unteilbaren“ genossenschaftlichen Fonds beruht, kann auch davon gesprochen werden, daß sich das genossenschaftliche Eigentumsverhältnis auf eigener materieller Grundlage realisiert. Wirklich unteilbar sind die Fonds erst dann, wenn die materiell-technische Basis der genossenschaftlichen Produktion die materiell-technische Basis der landwirtschaftlichen Großproduktion ist. Davon konnte zunächst kaum gesprochen werden, zumal ein großer Teil der LPG in den ersten Jahren ihres Bestehens nicht rentabel wirtschaftete, niedrige Geldeinnahmen erzielte und demzufolge kaum aus eigenen Mitteln die einfache Reproduktion gewährleisten konnte. Hinsichtlich der Feldbestellungs- und Erntetechnik war eine eigene Akkumulation aus der sicht der Genossenschaft zunächst weder möglich noch sinnvoll. 1961 betrug der Grundmittelbestand der LPG Typ III im DDR-Durchschnitt je ha 2148 DM, wovon 46,2 % aus langfristigen staatlichen Krediten stammten.
 Die Zuführungen zu den Grundmittelfonds wurden, soweit erweiterte Reproduktion möglich war, zur Anschaffung von Transport- und Ladetechnik, Verarbeitungseinrichtungen, zur Schaffung von Lagerkapazitäten und zum Aufbau einer genossenschaftlichen Viehhaltung mit den Gebäuden und der erforderlichen Innenmechanisierung angelegt.

Zur Illustrierung der Probleme, die sich aus der vorgefundenen materiell-technischen Basis für den Übergang zur genossenschaftlichen Arbeit ergeben, soll das nachstehende Beispiel dienen. Um die Getreideaussaat auf 900 ha in 5 Tagen erledigen zu können, wurden im späteren Kooperationsbereich der LPG „Orlatal“ (Oppurg, Kreis Pößneck) im Jahre 1957 500 Pferde- und Kuhgespanne mit 5000 Arbeitsschichten benötigt.
 Damit entfielen auf ein Gespann 1,8 ha und 10 Arbeitsschichten. Von einer weitgehenden Spezialisierung muß man auf dieser Stufe der Entwicklung noch weit entfernt bleiben. Die Arbeit bleibt objektiv zersplittert.

Wenn die genossenschaftliche Arbeit durch ehemalige Einzelbauern mit vormals eigenem Inventar auf Flächen durchgeführt wird, die noch gut als die ehemaligen Bodenparzellen erkennbar sind, ist die Gestaltung der Arbeit und ihrer Bedingungen weit hinter dem neuen Eigentumsverhältnis zurückgeblieben. Verausgabung der Arbeit und grundlegendes Verhältnis der Aneignung stehen in einem eklatanten Gegensatz.

1963 konnte der Übergang zur genossenschaftlichen Arbeit in der Feldwirtschaft weitestgehend als abgeschlossen betrachtet werden. Doch die staatlichen Angaben über den erreichten Mechanisierungsgrad wichtiger Arbeiten zeigen uns, daß trotz der Großtechnik der MTS/RTS ein relativ großer Teil der Ernteflächen in dieser Zeit noch nicht mit Großmaschinen bearbeitet werden konnte.

Anteil der mit Großmaschinen geernteten Flächen an der Getreide- bzw. Kartoffelanbaufläche insgesamt und Leistung je Maschine für das Jahr 1963

	
	in %
	Hektar je Maschine

	Getreideernte mit Mähdreschern
	58,9
	102,6

	Kartoffelernte mit Vollerntemaschinen
	25,0
	24,8


2.3.
Subsumierung der Tierproduktion unter das genossenschaftliche 
Eigentumsverhältnis

2.3.1.
Die genossenschaftliche Viehhaltung und ihre Voraussetzungen

Typisch für die privatbäuerliche Wirtschaft, von der bei der Entwicklung der LPG auszugehen war, ist die Verbindung der Stallungen mit den Wohngebäuden. Die Ställe entsprachen den wirtschaftlichen Möglichkeiten der Bauern und konnten daher meist den modernen Ansprüchen an Mechanisierung und gesunde Tierhaltung nicht genügen. Aber innerhalb eines Dorfes stark differenziert waren nicht nur Gesundheits- und Ernährungszustand der Tierbestände, sondern auch die gehaltenen Rassen und die züchterische Qualität des Viehs wiesen innerhalb einer Gemeinde häufig eine große Variationsbreite auf. Entsprechend der sozialökonomischen Differenziertheit und der ökonomischen Isoliertheit der bäuerlichen Betriebe waren die Tierbestände zudem höchst ungleichmäßig über das Dorf verteilt.

Dort, wo unter der Voraussetzung privatbäuerlicher Stallungen eine genossenschaftliche Viehhaltung aufgebaut wurde, waren die zu lösenden Probleme besonders groß. Das gilt in erster Linie für die Organisation der genossenschaftlichen Arbeit im Bereich der Viehwirtschaft. 10 bis 15 Rinder, betreut durch eine Arbeitskraft, waren im Rahmen der gegebenen Umstände das Optimale. Aber die meisten Ställe waren kleiner, manche auch größer. Für die LPG Typ III der Fünfziger Jahre galt in hohem Maße, daß ein Genossenschaftsbauer mit seiner Familie einen bestimmten Stall (meist den seines eigenen Gehöfts) zu bewirtschaften hatte. Die ungleichmäßige Auslastung der Arbeitskräfte wurde damit – entsprechend der übernommenen differenzierten Größe der Ställe – in die LPG übernommen. Auf der III. LPG-Konferenz im Dezember 1954 mußte Walter Ulbricht konstatieren, daß die Brigadearbeit in der Tierproduktion noch wenig durchgesetzt war.

Eine grundsätzliche Überwindung dieses Zustandes setzte ein umfangreiches Bauprogramm voraus. In der Tat wurden große Anstrengungen unternommen. In den LPG Typ III wurden zwischen 1956 und 1960 insgesamt 968 762 Rinderstallplätze neu geschaffen.
 Die genossenschaftliche Rinderhaltung überstieg jedoch im Jahre 1960 mit insgesamt 2190 400 die genossenschaftlich geschaffene Kapazität um mehr als das Doppelte.
 Dem gesellschaftlichen Bedarf entsprechend hatte sich die genossenschaftliche Rinderhaltung schneller entwickelt als die baulichen Möglichkeiten. Die Zahl der Stallplätze, die bis 1960 geschaffen wurden, entsprach in etwa der genossenschaftlichen Rinderhaltung des Jahres 1958. Die analoge Entwicklung in der Schweineproduktion führte dazu, daß die genossenschaftliche Schweinehaltung in den LPG Typ III des Jahre 1960 mit 3 443 000 Schweinen die neu geschaffene Kapazität um mehr als das 2,6fache übertraf.

Noch weniger als der Stallneubau an sich konnte die Innenmechanisierung mit den Erfordernissen Schritt halten. Der Anteil der mechanisch gemolkenen Kühe an den Kühen insgesamt betrug 1961   35,4 %. Noch weit geringer war die mechanische Entmistung mit Stalltraktoren verbreitet. Bezogen auf die Rinderplätze insgesamt machte sie 3,9 % aus. Die analoge Angabe für die Schweinehaltung lautet 1,9 %.

Solange die Arbeit selbst – bedingt durch die Produktionsmittel – den Charakter von Familienarbeit trug, waren die Voraussetzungen für ihre genossenschaftliche Aneignung nur höchst unzureichend gegeben. Deshalb kommt den LPG Typ I beim Übergang der Masse der Altbauern und desjenigen Teils der Neubauern, der viehzüchterisch erfolgreich arbeitete, zur genossenschaftlichen Produktion eine so große Bedeutung zu. Es liegt in der Natur der Sache, daß der Übergang zur Großproduktion in der Feldwirtschaft schneller und leichter vollzogen werden konnte, als in der Tierproduktion.

2.3.2.
Die individuelle Großviehhaltung im Typ I

Um die wesentlichste Besonderheit der LPG der Typen I und II zu erfassen, müssen wir davon ausgehen, daß ein großer Teil der landwirtschaftlichen Bruttoproduktion im Bereich der Feld- bzw. der Grünlandwirtschaft in der Tierproduktion konsumiert und daher in dieser in Marktproduktion umgesetzt wird. Während nun in den LPG Typ I und II die Feldwirtschaft unmittelbar dem genossenschaftlichen Eigentumsverhältnis unterworfen wurde, blieb die Viehwirtschaft im wesentlichen privatbäuerlich. Über das Ausmaß der Tierproduktion der LPG Typ I und II im Verhältnis zu der des Typ III gibt folgende Übersicht Auskunft.

Einige Relationen zwischen den verschiedenen LPG-Typen im Jahre 1960:50a
	Anteil an der von LPG
	Typ I
	Typ II
	Typ III
	davon individuell gehalten

	bewirtschafteten LN
	39,2
	0,9
	59,9
	

	an der Mitgliederzahl
	36,5
	0,8
	62,7
	

	An den Kühen insgesamt
	40,4
	59,6
	13,8

	davon Kühe
	46,0
	59,6
	20,9

	Schweine
	36,2
	63,8
	21,7

	Schafe
	35,4
	64,6
	18,0

	Pferde
	59,5
	40,5
	8,4

	Ziegen
	26,9
	73,1
	98,8

	Geflügel
	33,5
	66,5
	46,9

	GV-Besatz je 100 ha LN
	96,2
	75,6
	


Würden die Produktionsverhältnisse in der Pflanzen- und in der Tierproduktion nun in der Weise auseinanderfallen, daß eine futterproduzierende Genossenschaft und viehzüchtende private Warenproduzenten als selbständige Kontrahenten ihre Beziehungen über den Markt eingingen, wären das ganz klar Beziehungen der privaten Warenproduktion. Pflanzenproduktionsgenossenschaft und Viehzüchter würden sich als kollektive und individuelle Privateigentümer aufeinander beziehen.

Gänzlich anders verhält es sich in der Geschichte unserer LPG Typ I und II. Die genossenschaftliche Feldwirtschaft, eingebettet in die Produktionsverhältnisse des Sozialismus, konnte nur existieren als gemeinsamer Betrieb derselben Bauern, die aus ihr das Futter bezogen. Die gleichen Bauern, die in der Tierproduktion gesellschaftliche Arbeit privat verausgaben und privat aneignen, müssen als Miteigentümer der genossenschaftlichen Produktionsmittel einen Teil ihrer Arbeit unmittelbar gesellschaftlich verausgaben, um die Futterbasis ihrer Viehwirtschaft zu reproduzieren. Zwischen genossenschaftlicher Arbeit und Aneignung einerseits und privater Arbeit und Aneignung andererseits entstanden damit widersprüchliche und vielgestaltige Wechselbeziehungen, die sich in der ökonomischen Realität des Jahres 1962 wie folgt äußerten:

„Ein erheblicher Teil der Feldproduktion wird in der Viehwirtschaft veredelt, und die in der Feldwirtschaft geschaffenen Werte werden mit im Preis für tierische Erzeugnisse realisiert. Diese Preise werden sogar von diesem Gesichtspunkt aus subventioniert, um die Reproduktion zu sichern. Das bedeutet, daß die erweiterte Reproduktion sowohl für die Viehwirtschaft wie auch für die Feldwirtschaft in erster Linie aus den Einkünften aus der tierischen Produktion gesichert werden muß. Die Lage in den LPG Typ I und II, wo das Vieh noch individuell gehalten wird, ist aber so, daß der unteilbare Fonds nur aus den Einkünften der Marktproduktion der Feldwirtschaft gebildet wird, während der größte Teil der Einnahmen den Bauern über die Realisierung der tierischen Produktion auf das persönliche Konto zufließt, den er früher zu einem erheblichen Teil für die einfache und erweiterte Reproduktion genutzt hat.“

In welchem Maße hierbei nicht nur genossenschaftlich, sondern auch gesamtgesellschaftlich verausgabte Arbeit privat angeeignet wurde, mögen die folgenden auf dem VII. Deutschen Bauernkongreß angeführten Zahlen illustrieren. Im gleichen Zeitraum, da die LPG des Bezirkes Rostock Überbrückungskredite zur Stützung der Arbeitseinheiten in einem Umfang von 40 Mio. DM in Anspruch nahmen, verfügten die Genossenschaftsbauern des gleichen Bezirkes über 340 Mio. DM private Spareinlagen, für die sie jährlich 12 Mio. DM Zinsen erhielten.

Die Überwindung dieses Zustandes lag sowohl im Interesse einer dynamischen Entwicklung der genossenschaftlichen Produktion als auch im Interesse der weiteren Steigerung der bäuerlichen Tierproduktion, denn Stagnation der Feldwirtschaft muß Stagnation der Viehwirtschaft nach sich ziehen. Überwunden werden mußte der Zustand, daß die Mittel der genossenschaftlichen Akkumulation und teilweise sogar der einfachen Reproduktion der Feldwirtschaft in hohem Maße durch die Tierproduzenten privat angeeignet wurden. In diesem Sinne gab W. Ulbricht den Genossenschaftsbauern zu bedenken: „In der Einzelwirtschaft fühlte sich der Bauer selbst verantwortlich für die Investitionen. In der Genossenschaft ist die Gemeinschaft der Genossenschaftsbauern für die ständige Erhöhung der Investitionen verantwortlich und muß deshalb auch dafür sorgen, daß ein großer Teil der Einnahmen in die genossenschaftlichen Fonds überführt wird.“

Wie die Genossenschaftsbauern durch eigene Erfahrung zur Lösung dieser Widersprüche gedrängt wurden, zeigt das Beispiel der am 1.8.1958 gegründeten LPG Planetal in Lütte, Kreis Baltzig. Bei der ersten Jahresendabrechnung dieser LPG zeigte sich ein Verlust von 5300 DM. Daraufhin beschloß die Mitgliederversammlung, daß jede Hauswirtschaft ein Schwein aufzubringen habe, dessen Verkaufserlös in die Fonds der Genossenschaft gehen sollte. Damit waren die Lasten keineswegs gerecht verteilt, denn zum einen traf diese Abgabe die kleinen Wirtschaften verhältnismäßig schwerer als die größeren, und zum anderen hatten die einzelnen Wirtschaften nicht in gleichem Maße genossenschaftliches Futter verbraucht. Wer wieviel Futter aus den genossenschaftlichen Fonds entnommen hatte, war auf Grund unzureichender Buchführung und Kontrolle kaum noch auszumachen. Um solche Konflikte für die Zukunft auszuschließen, wurde daher beschlossen, eine genossenschaftliche Bullenaufzucht einzurichten.
 

Die Arbeitszeit der Genossenschaftsbauern im Typ I zerfällt sinnfällig in zwei Teile, in die genossenschaftlich und in die privat verausgabte Arbeit. Die private Arbeit sichert dem Bauern im Typ I unmittelbar ein höheres Einkommen als die genossenschaftliche Arbeit. Seine private Arbeit erscheint ihm produktiver, obwohl sie das eben gerade nicht ist. In ihr meint er, unentbehrlicher zu sein, muß er nicht die Probleme der Einordnung in ein größeres Kollektiv auf sich nehmen usw.

Ein wichtiger Vergesellschaftungsprozeß, der das Verhältnis von privater und genossenschaftlicher Arbeit verändert, war der Übergang zur genossenschaftlichen Bewirtschaftung des dafür geeigneten Dauergrünlandes. Die Probleme des Übergangs zur Großproduktion auf diesem Gebiet waren vielfach noch größer als bei der Vergesellschaftung der Feldwirtschaft, weil die materiell-technische Basis für die Grünlandbearbeitung in noch geringerem Maße der Großproduktion entsprach, die Zersplitterung der Flächen und der differenzierte Kulturzustand noch ausgeprägter waren und Melioration und Grundkalkung einen hohen Aufwand erforderlich machten. Präzise und knapp ist die Darlegung der Vorzüge der genossenschaftlichen Grünlandnutzung gegeben worden durch den Vorsitzenden einer LPG, die diesen Übergang vollzogen hat. Diese Darlegungen bedürfen keines weiteren Kommentars und sollen hier vollständig wiedergegeben werden.

„1. Die Arbeitsorganisation wurde erleichtert, weil während der Arbeitsspitze der Heuernte und Hackfruchtpflege die Genossenschaftsmitglieder und die Technik konzentriert zum Einsatz kamen. Es blieb uns erspart, daß die Mitglieder unserer Genossenschaft erst individuell ihr Heu warben und dann zur Hackfruchtpflege erschienen, wie das noch in vielen LPG Typ I geschieht.

2. Die Bewirtschaftung des Dauergrünlandes konnte auf großen Flächen nach wissenschaftlichen Erkenntnissen erfolgen... .

3. Für individuelles Grünland brauchten wir keinen mineralischen Dünger mehr zu verteilen und zu verrechnen. Damit konnte auch kein genossenschaftlicher Dünger individuell verwendet werden.

4. Weiter war es uns möglich, die Futterverteilung und –verrechnung vereinfacht vorzunehmen.

5. Das in der Genossenschaft heranwachsende TBC-freie Jungvieh zwang uns zur Einrichtung von Jungviehweiden. Auch hier erwies sich die Einbringung des Grünlandes als vorteilhaft, denn die einzelnen Eigentumsverhältnisse brauchten nicht mehr berücksichtigt zu werden.“

Doch nicht die Vergenossenschaftlichung des Grünlandes allein war hinreichend, um die Spitzen der privaten Arbeit zu berechnen und somit die allgemeine Teilnahme an der genossenschaftlichen Arbeit zu sichern. Auch die Arbeitsspitzen auf den genossenschaftlichen Ländereien und auf den Feldern der individuellen Hauswirtschaften, die immerhin mit 0,5 ha bei unproduktiver, kaum mechanisierbarer Arbeit recht spürbar waren, lagen zeitgleich und brachten Probleme. „Einige Mitglieder sind dann bestrebt, zuerst die Arbeiten auf ihrem eigenen Land zu erledigen, so daß regelmäßig eine Anzahl von Mitgliedern für die genossenschaftliche Arbeit in der LPG ausfallen.“

Ein Teil der LPG hat dieses Problem dadurch gelöst, daß die individuellen Flächen, soweit dies möglich war, zu Komplexen zusammengelegt wurden, die in die genossenschaftliche Großproduktion einbezogen werden konnten. Die private Aneignung wurde dadurch gewährleistet, daß die Erträge nach Abzug der Selbstkosten vollständig an die Mitglieder, deren Flächen es waren, ausgegeben wurden.

Zu Beginn der Entwicklung unserer LPG war eine obligatorische Arbeitspflicht zur Sicherstellung einer ausreichenden Teilnahme aller Mitglieder an der genossenschaftlichen Arbeit unvermeidlich. Im Verlaufe der Ausgestaltung der genossenschaftlichen Produktionsverhältnisse traten an ihre Stelle mehr und mehr ökonomisch normale Beziehungen. Insbesondere mußten die Genossenschaften lernen, die Futterverteilung, jenes Bindeglied zwischen genossenschaftlicher Pflanzen- und individueller Tierproduktion im Sinne einer dynamischen Entwicklung der Genossenschaften zu handhaben. Weder eine Verteilung nach der Arbeitsleistung, noch eine Verteilung nach dem individuellen Futterbedarf, weder eine Verteilung nach tierischem Marktaufkommen, noch nach Bodenanteilen konnten für sich genommen eine befriedigende Lösung bringen.

Die komplizierten konkreten Verhältnisse erforderten vielfältige Kombinationen der genannten Verteilungskriterien. Was in jedem Falle zu gewährleisten war, ist

1. die Sicherstellung der genossenschaftlichen Arbeit,

2. Verhinderung der Aussaugung der genossenschaftlichen Arbeit durch das bäuerliche


Privateigentum und

3. ein gesundes Wachstum der Tierproduktion, der genossenschaftlichen ebenso wie der 
individuellen.

2.3.3.
Die individuelle Hauswirtschaft

Die Großviehhaltung in den individuellen Hauswirtschaften der Mitglieder der LPG Typs III muß deutlich unterschieden werden von der individuellen Viehhaltung im Typ I und II. Im Typ III standen sich individuell und genossenschaftlich verausgabte Arbeit nicht mehr gegenüber als Tierproduktion und Grünlandbewirtschaftung auf der einen und Pflanzenproduktion auf der anderen Seite, wie dies in Typ I und II weitgehend der Fall war. Im Typ III waren bereits alle bedeutenden Produktionszweige unmittelbare Sphären des genossenschaftlichen Arbeits- und Aneignungsprozesses. Die individuelle Hauswirtschaft der Mitglieder der LPG Typ III stellte eine quantitativ klar begrenzte Ergänzung zur genossenschaftlichen Großproduktion dar. 

Es scheint mir allerdings erforderlich, zu betonen, daß es sich bei den individuellen Hauswirtschaften um die letzte produktive Verwirklichung des Privateigentums innerhalb der Genossenschaften handelt, daß es demnach unrichtig ist, schlechthin von individueller Aneignung zu sprechen. Individuelle Aneignung ist in zwei prinzipiell zu unterscheidenden Verhältnissen möglich:

1. unter Ausschließung der übrigen Individuen aus der Aneignung des bestimmten Produkts auf der Basis monopolisierter Produktionsbedingungen (und hier müssen wir von Privateigentum sprechen, ob es sich nun um die Aneignung fremder Mehrarbeit handelt oder ob die Aneignung auf eigener Arbeit beruht) und 

2. unter den Bedingungen vergesellschafteter Arbeit, wo sich das Individuum voll verwirklicht in dem hohen Marxschen Anspruch, daß der Sozialismus-Kommunismus nicht das Privateigentum wiederherstellt, „wohl aber das individuelle Eigentum auf der Grundlage der Errungenschaft der kapitalistischen Ära: der Kooperation und des Gemeindebesitzes der Erde und der durch die Arbeit selbst produzierten Produktionsmittel“

Es geht hier keineswegs darum, die individuelle „Hauswirtschaft“ juristisch zu fixieren, sondern um eine dialektisch-materialistische Unterscheidung der Produktionsweisen der Menschen. Und die Erfahrungen aus der Geschichte unserer LPG besagen eben auch – und mit durchaus aktueller Relevanz – daß sich individuelle Nebengewerbe immer dort in Spekulation, Aneignung fremder Mehrarbeit und Sozialismus fremden Verhaltensweisen entfalten, wo sie der gesellschaftlichen Kontrolle und Beschränkung entgleiten, wo sozialistische Eigentums- und Machtverhältnisse  noch schwach sind bzw. eine Schwächung erleiden, wo sich die Subsumtionsbeziehung umkehrt und das Privateigentum sich mehr oder weniger stark dem gesellschaftlichen Eigentum unterwirft, wie dies noch 1961 in zahlreichen wirtschaftsschwachen LPG der Fall war, was G. Grüneberg folgendermaßen ausführt: „Einer der immer offenkundiger werdenden Widersprüche in der Entwicklung zurückgebliebener LPG Typ III besteht zum Beispiel in dem Mißverhältnis zwischen der Entwicklung der genossenschaftlichen Wirtschaft und der individuellen Hauswirtschaft. Das begünstigt Erscheinungen der Spekulation und führt dazu, daß die genossenschaftliche Wirtschaft darunter leidet und große Reserven der genossenschaftlichen Produktion nicht voll genutzt werden.“

Welche Bedingungen müssen gegeben sein, damit das Privateigentum in Gestalt der individuellen Hauswirtschaft dem genossenschaftlichen Eigentumsverhältnis subsumiert bleibt und sich die individuellen Interessen in Einklang mit den genossenschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Interessen verwirklichen können, damit die individuelle Hauswirtschaft als dynamisierende Ergänzung der genossenschaftlichen Großproduktion wirkt? Hinsichtlich des Umfangs der Hauswirtschaften sind besonders die folgenden Kriterien zu nennen:

a) Ihre Versorgung ist möglich neben der vollen Teilnahme am genossenschaftlichen Produktionsprozeß.

b) Das Einkommen aus der Hauswirtschaft bleibt ein Nebeneinkommen.

c) Die Erlangung des entscheidenden Teils der Futterbasis ist nur im Austausch gegen einen äquivalenten Beitrag zur genossenschaftlichen Arbeit möglich, was entwickelte Rechnungsführung und Kontrolle voraussetzt und unmittelbar zusammenhängt mit

d) Die individuelle Futterfläche gewährleistet keine erweiterte Reproduktion der individuellen Hauswirtschaft.

In einer von Cesarz untersuchten LPG wurden jedem kuhhaltenden Mitglied zusätzlich zu den 0,5 ha Ackerland noch 0,25 ha Grünland zur individuellen Nutzung übergeben. „Das Ergebnis einer solchen Methode ist, daß sich das Interesse der ehemaligen Einzelbauern auf die schnelle Entwicklung ihrer Hauswirtschaften richtet, in denen sie 1957 je Mitglied eine wertmäßige Produktion von 5239 DM erreichten.“

Sind die angegebenen Bedingungen gewährleistet, fördert die individuelle Hauswirtschaft die Teilnahme der Mitglieder an der genossenschaftlichen Produktion, wie Cesarz eingehend nachgewiesen hat
, erschließt Material- und Arbeitszeitreserven und festigt die Verbundenheit der Genossenschaftsbauern mit ihrer LPG. Negative Wirkungen wie Untergrabung des genossenschaftlichen Arbeitsvermögens, Behinderung bei der persönlichen Qualifizierung und Erschwerung einer umfassenden Teilnahme der Frauen am genossenschaftlichen Leben sind, so weit diese Wirkungen von einer Überarbeitung in der wenig produktiven individuellen Hauswirtschaft ausgehen können, auf dieser Grundlage in Grenzen zu halten.

2.4.
Subjektive Produktivkräfte und genossenschaftliches Eigentumsverhältnis

„Während in der Wirtschaft des werktätigen Einzelbauern, bedingt durch die geringe Größe des Betriebes, eine Arbeitsteilung bestenfalls auf der Grundlage der Familie möglich ist, in der Regel aber alle vorkommenden Arbeiten gemeinsam ausgeführt werden, der werktätige Bauer als ein Gesamtarbeiter in Erscheinung tritt, verändert sich durch den Eintritt, speziell in die LPG Typ III, sein Verhältnis zur landwirtschaftlichen Arbeit... . Der werktätige Einzelbauer, der in der Einzelwirtschaft ein Gesamtarbeiter war und alle vorkommenden Arbeiten verrichten mußte, wird als Genossenschaftsbauer zu einem Teilarbeiter mit neuer Qualifikation, er übernimmt in der landwirtschaftlichen Produktion der LPG eine spezielle Arbeit. Er arbeitet entweder im Feldbau oder in der Viehwirtschaft, sofern er nicht eine Funktion in der Gesamtleitung oder Verwaltung ausübt.“

Die Konstituierung des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses ist in ihrer ganzen revolutionären Größe erst zu ermessen, wenn wir sie in Zusammenhang der Produzenten betrachten. Die Revolution im Eigentum veränderte grundlegend die Anforderungen an die subjektiven Produktivkräfte, also die Fähigkeiten und Fertigkeiten, die Erfahrung und die Bildung und Kultur der produzierenden Menschen. Gleichzeitig konnte bei der Konstituierung des neuen Eigentumsverhältnisses von nichts anderem ausgegangen werden als von den vorgefundenen subjektiven Produktivkräften. Die folgenden drei, eng zusammenhängenden Momente machten die Größe der Veränderung der Anforderungen, Entwicklungsmöglichkeiten und Widersprüche, die durch die Revolution der Aneignungsweise determiniert sind, erkennbar.

1.
Teilung zwischen Pflanzen- und Tierproduktion sowie zwischen der Ausführung der Teiloperationen des Arbeitsprozesses und seiner ökonomischen und agronomischen Leitung brachten einerseits eine Entwertung der alle Gebiete der Landwirtschaft umfassenden Produktionserfahrungen der Einzelbauern und damit verbunden für einen Teil der Bauern zumindest vorübergehend eine mit bisherigen Wertvorstellungen nicht vereinbare Vereinseitigung der Tätigkeiten; andererseits bot die neue Stellung im Arbeitsprozeß neuartige Möglichkeiten einer mit den persönlichen Interessen übereinstimmenden Spezialqualifizierung. Bauern, deren Stolz eine makellose Herdbuchzucht war, konnten sich erst in der Genossenschaft ganz auf dieselbe spezialisieren. Jüngere Bauern, die größeres Interesse am Umgang mit moderner Technik verspürten, konnten sich auf die Qualifikation für den Umgang mit Anlagen und Geräten konzentrieren.

2.
Soweit aber die materiell-technische Basis des genossenschaftlichen Arbeitsprozesses noch der privatbäuerlichen Produktionsweise entsprach, mußte sich eine zeitweise Diskrepanz auftun zwischen den auszuführenden Arbeiten, die dem Inhalt nach kaum unterschieden waren von denen des privatbäuerlichen Gesamtarbeiters, und der Einsicht in die Notwendigkeit einer zentralisierten Leitung, die oft selbst noch mangelhaft ausgebildet war. Aus einem zeitlichen Abstand von 20 Jahren antwortete z. B. ein ehemaliger Großbauer auf die Frage, „Wie reagierten Sie auf das ’Ansagen der Arbeit‘ durch einen übergeordneten Leiter?“: „Das war wohl das schwerste. Ich stand als Einzelbauer sehr gut in allen Belangen da. Jetzt sollte ich mir gerade von solchen was sagen lassen, die mir vorher nicht das Wasser reichen konnten? Meist machte ich die Arbeit so, wie ich es für richtig hielt. Auf meiner Wirtschaft hatte ich ja die Arbeit angesagt. Der Umschwung fiel mir sehr schwer.“ Je nach sozialer Stellung der Befragten vor und nach dem Eintritt in die LPG, fielen die Antworten verschieden aus. Der Sohn des oben zitierten Bauern erklärte auf die gleiche Frage: „Mir  machte es kaum Schwierigkeiten. Früher sagte mein Vater die Arbeit an und jetzt ein anderer. Es war also nur eine andere Person. – Aber über diese Sache haben die Leute viel geschimpft, aber meiner Meinung nach war die Arbeitseinstellung trotzdem gut.“
 Ein anderer Bauer aus der gleichen LPG, der einen guten Bestand an Zuchtsauen und reiche züchterische Erfahrungen einzubringen hatte, urteilt in diesem Punkt anders: „Zuerst war es ungewohnt und es gab oft Diskrepanzen in der Brigade bei der Arbeitseinteilung. Daraus resultiert der häufige Wechsel der Brigadiere.“

3.
Die Arbeitsteilung erfordert und ermöglicht wissenschaftlich fundierte Führung und Leitung des Betriebes. Ohne Agronomie waren weder einheitliche Fruchtfolgen noch eine angemessene Organisation des Arbeitsablaufes und auch keine standort- und produktivkraftgerechte Arbeitsnormierung möglich. Ohne Agrarökonomik, Betriebswirtschaft und Buchhaltung ist eine effektive Gesamtleitung des Produktionsprozesses undenkbar.

Trotz des Vorhandenseins eines landwirtschaftlichen Schulungswesens in Deutschland war der agronomische, zootechnische und betriebswirtschaftliche Bildungsstand der Bauernschaft recht niedrig. Trotz einer breiten Entfaltung eines reichen Angebots an Lehrgängen, Fachvorträgen, Konsultationen und Erfahrungsaustauschen konnte die sozialistische Hilfe der Agrarwissenschaftler nicht Schritt halten mit dem enormen Tempo des genossenschaftlichen Zusammenschlusses der werktätigen Bauern. In der nebenstehenden Tabelle (s. S.76) sind alle vorhandenen Qualifikationen zusammengefaßt, unabhängig davon, ob sie den Bedürfnissen des Arbeitsprozesses entsprachen.

Ein zeitweiliger Widerspruch zwischen der vorhandenen ökonomischen, politischen und fachlichen Qualifikation der zur Genossenschaft vereinten Bauern und den neuen Anforderungen war unvermeidlich. Er mußte auch im Hinblick auf die Entfaltung der genossenschaftlichen Demokratie zum tragen kommen. Sachkundige und vorausschauende Mitwirkung in zahlreichen Kommissionen und an folgenreichen Entscheidungen der Mitgliederversammlung, setzt ein Mindestmaß an Bildung und Qualifikation voraus. Zu den objektiv schwierigen Bedingungen für die Entfaltung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisses traten eine Reihe subjektiver hinzu, die auch im Zusammenhang mit dem Klassenkampf im nationalen und internationalen Rahmen zu betrachten wären.

Ausbildungsstand der Mitglieder in den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 1957 bis 1960

	Stichtag
	Mitglieder insgesamt
	Mitglieder mit abgeschlossener Ausbildung insgesamt

	
	
	Hochschul-abschluß
	Fachschul-abschluß
	Meister-prüfung
	Facharbeiter-prüfung

	31.03.1957
	214 616
	360
	407
	1233
	–

	30.06.1958
	281 041
	702
	2 427
	2538
	–

	31.05.1959
	392 388
	762
	3 116
	4 242
	–

	30.09.1960
	957 937
	1 306
	5 768
	10 412
	22 356

	darunter Vorsitzende

	31.03.1957
	6 055
	223
	206
	304
	–

	30.06.1958
	8 020
	383
	710
	590
	–

	31.05.1959
	9 434
	439
	886
	801
	–

	30.09.1960
	19 261
	659
	1 383
	1 147
	869

	Brigadiere

	31.03.1957
	11 689
	82
	122
	633
	–

	30.06.1958
	10 297
	131
	601
	1 037
	–

	31.05.1959
	14 656
	129
	739
	1 601
	–

	30.09.1960
	24 440
	109
	814
	3 150
	1 936

	Weitere leitende Mitglieder

	31.03.1957
	3 802
	55
	79
	296
	–

	30.06.1958
	5 352
	188
	1 116
	911
	–

	31.05.1959
	8 346
	194
	1 491
	1 840
	–

	30.09.1960
	24 595
	438
	2 883
	906
	2 155


Solange Boden, Produktionsinstrumente und Qualifikation als grundlegende Momente der Produktivkräfte noch geprägt sind vom Privateigentum, kann nicht davon gesprochen werden, daß sich die Genossenschaft auf ihrer adäquaten Basis entwickelt. Wenn in solcher Situation die Diktatur des Proletariats ins Wanken gerät, wenn die marxistisch-leninistische Partei die Initiative verliert, wie in Polen 1956 geschehen, ist ein Zerfall der Genossenschaften in ihre Ausgangselemente sehr akut.

3.
Die Konsolidierung des genossenschaftlich-sozialistischen 
Eigentumsverhältnisses auf adäquater materieller Basis

Die Geschichte des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisses ist die Geschichte seines Aufstiegs vom abstrakten, formal gesetzten Verhältnis zu einer konkreten Totalität von Produktionsverhältnissen. Die Ausreifung des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses ist identisch mit der Herausarbeitung seines Korrelativs, eines geschlossenen Ganzen angemessener Produktionsverhältnisse. Das genossenschaftliche Eigentum kann immer nur so weit real und sinnfällig, entwickelt und konsolidiert sein wie es in der Gestaltung des gesamten Reproduktionsprozesses seine Entsprechung findet. In seinem Entwicklungsprozeß sind grundsätzlich zwei durch den Entwicklungsstand der Produktivkräfte bedingte Phasen zu unterscheiden.

In einer ersten Phase basiert die Genossenschaft im ganzen noch auf den im vorigen Abschnitt besprochenen Produktivkräften, wie sie unmittelbar aus der Vereinigung privatbäuerlicher Warenproduzenten hervorgingen. Überkommen waren Produktionsinstrumente, Standortverteilungen, Produktionsprofile, Schlageinteilung, Wirtschaftsbauten, Produktionserfahrungen, Qualifikation und Kulturniveau der Produzenten.

Entscheidendes Kennzeichen der zweiten Phase ist die Dominanz der „unteilbaren Fonds“, die aus der genossenschaftlichen Arbeit hervorgegangen, nur noch genossenschaftlich anwendbar und also ihrer materiellen Existenzweise nach nicht aufteilbar sind. Die unteilbaren Fonds repräsentieren die materiell-technische Basis der genossenschaftlichen Großproduktion. Erst mit dem Übergang zu dieser höheren Phase gewinnen die Genossenschaften innere Stabilität, ist ihre Entwicklung wirklich irreversibel geworden. „Dort, wo die LPG mit modernen Gebäuden und moderner Technik ausgerüstet ist, die die Arbeit auf ein höheres Niveau heben, das heißt, wo die materiell-technische Basis des Sozialismus im wesentlichen geschaffen ist, wo Ordnung herrscht und wo eine hohe Arbeitsproduktivität, eine hohe Marktproduktion und ein sicheres Einkommen der Bauern aus der gesellschaftlichen Wirtschaft erzielt werden, gibt es keinen Bauern mehr, der auch nur einen Augenblick an die Möglichkeit einer Rückkehr zur alten, privaten Kleinwirtschaft denkt oder das gar wünscht.“

Weitere Kriterien für den erreichten Grad der Konsolidierung des genossenschaftlichen Eigentums, die nachfolgend näher zu betrachten sind, bestehen in der Organisierung der genossenschaftlichen Arbeit als andere Seite und Basis der genossenschaftlichen Aneignung, im Grad der Entfaltung der ökonomischen Beziehungen der genossenschaftlichen Landwirtschaftsbetriebe innerhalb einheitlich sozialistischer Produktionsverhältnisse unserer Volkswirtschaft sowie im Grad der Subsumtion des Gruppencharakters des genossenschaftlichen Eigentums unter die Bedürfnisse einer planmäßigen sozialistischen Entwicklung.

In diesem Lichte ist der Abschluß des genossenschaftlichen Zusammenschlusses der Einzelbauern im Frühjahr 1960 nicht identisch mit dem Abschluß der Konsolidierung der LPG, obwohl mit dem „voll genossenschaftlichen Dorf“ eine wesentliche Voraussetzung für eine planmäßige Gestaltung der Produktion erfüllt war. Die Konsolidierung der genossenschaftlich-sozialistischen Produktionsverhältnisse war weitgehendst abgeschlossen 1963/1965.

3.1.
Die Gestaltung des genossenschaftlichen Arbeitsprozesses als Entsprechung des 
genossenschaftlichen Aneignungsprozesses

Mit maßgeblicher ökonomischer, politischer und ideologischer Unterstützung seitens der Arbeiterklasse, mußte bei der Vereinigung der werktätigen Bauern auf der Basis der Vergesellschaftung der Arbeit und ihrer Voraussetzungen ein Eigentumsverhältnis entstehen, das die Identität von Produzent und Eigentümer auf einer dem Vergesellschaftungsgrad der Arbeit entsprechenden Stufe vermittelt. Deshalb kann das genossenschaftliche Eigentumsverhältnis nur so weit als durchgesetzt angesehen werden, wie die genossenschaftliche Arbeit entwickelt ist.

Das genossenschaftliche Eigentum ist aus der Vereinigung vieler Einzelbauern und ihrer Produktionsmittel zu kollektiver Produktion hervorgegangen; seine Reproduktion als genossenschaftliches Eigentum wird von Anfang an gewährleistet durch die genossenschaftliche Arbeit. Ihre Organisierung und erfolgreiche Bewältigung ist daher die Elementbedingung genossenschaftlicher Aneignung. Genossenschaftliche Arbeit und genossenschaftliches Eigentum, genossenschaftlicher Arbeits- und genossenschaftlicher Aneignungsprozeß bilden eine dialektische Einheit, indem sie einander ebenso hervorbringen wie voraussetzen. Die Produktionsgenossenschaft ist gerade dadurch die Negation des bäuerlichen Privateigentums, daß in ihr die gesellschaftlich verausgabte Arbeit Basis und Maß des gemeinsamen Eigentums und der auf gemeinsamer Arbeit und gemeinsamem Eigentum beruhenden individuellen Aneignung ist, während „Maschinenringe“, “landwirtschaftliche Zirkel“, „bäuerliche Erzeugervereinigungen“, Einkaufs-, Vermarktungs- und Kreditgenossenschaften nicht mehr sind als partielle Interessenvereinigungen von Privateigentümern zum Zwecke der Verbesserung der Realisierungsbedingungen des bäuerlichen Privateigentums, das damit Basis und Fixpunkt der Vereinigung bleibt.

Das genossenschaftlich-sozialistische Eigentumsverhältnis konnte nur in dem Maße Lebenskraft gewinnen, wie es gelang, die notwendigen Vermittlungen zwischen individueller Arbeitsleistung und genossenschaftlicher Gesamtarbeit, zwischen dieser und dem genossenschaftlichen Eigentum und individueller Aneignung zu entwickeln und zu beherrschen. Dazu gehört eine exakte Leistungsbewertung, ohne die das notwendige Maß für die individuelle Aneignung und die planmäßige Gestaltung des genossenschaftlichen Produktionsprozesses fehlt. Als spezifisches Maß für die individuelle Arbeit hat sich die Arbeitseinheit herausgebildet. Damit die ausgezahlten Arbeitseinheiten eine möglichst genaue Widerspiegelung des tatsächlichen Anteils des betreffenden Genossenschaftsmitgliedes am Gesamtergebnis der genossenschaftlichen Arbeit sein konnten, mußte eine entwickelte Arbeitsnormierung geschaffen werden. Hierfür hatte die sozialistische Agrarwissenschaft, speziell die Landarbeitsforschung, theoretischen Vorlauf zu schaffen und Musternormen auszuarbeiten. Für deren schöpferische Umsetzung und Modifizierung entsprechend den konkreten Standortbedingungen und der tatsächlich vorhandenen materiell-technischen Basis mußten in den LPG ausreichend qualifizierte und autorisierte Kader vorhanden sein. Daß unter den vorgefundenen Bedingungen zu diesem Idealzustand noch ein weiter Weg zurückzulegen blieb, mag die Tatsache belegen, daß 1954 z. B. im Kreis Aschersleben von 25 nur 14 LPG und im Kreis Köthen von 37 nur 17 LPG in ihren Mitgliederversammlungen Arbeitsnormen beschlossen hatten.
 In vielen Fällen wurden die Musternormen ohne hinreichende Prüfung, also schematisch angewendet. Bekannt wurden auch Beispiele der Gleichsetzung einer Arbeitseinheit mit einem achtstündigen Arbeitstag in der Feldwirtschaft bzw. eine ausschließliche Bemessung nach der Menge des betreuten Viehs.

Da wir es mit einem genossenschaftlichen Gesamtarbeiter zu tun haben, der dem Entwicklungsstand der Produktivkräfte entsprechend gegliedert ist, war auch die Arbeit zentralisiert zu planen, zu organisieren und zu bilanzieren. Wo eine derartige Gliederung des Gesamtarbeiters nicht in der nötigen Konsequenz durchgeführt wurde, traf die Beschreibung von J. Döhler zu, wonach es Genossenschaften gab, „in denen sich die Genossenschaftsbauern auch selber aufschreiben, in einem sogenannten Leistungsbuch. Manche schreiben auch gleich selber noch die Einheiten hinein. Von Zeit zu Zeit wird das eingesammelt, und dann sitzt der Brigadier die ganze Nacht und unterschreibt... . Das Mitglied selbst kann natürlich“, so Döhler weiter, „seine eigene Arbeit im eigenen Interesse als Kontrolle zur Berichterstattung des Brigadiers auch noch mit notieren. Das ist klar. Aber ausschlaggebend für die Buchhaltung muß der tägliche Leistungsnachweis des Brigadiers sein.“
 Ein Mindestmaß an Teilung zwischen leitenden und ausführenden Funktionen ist besonders in dieser Hinsicht vonnöten.

Wie sehr die zentralisierte Planung und Bilanzierung der genossenschaftlichen Arbeit als objektive Voraussetzung einer auf genossenschaftlicher Aneignung basierten individuellen Aneignung sich bei ihrer Nichtbeherrschung gegen die Eigentümer geltend machen kann und ihre Berücksichtigung ertrotzt, zeigen die Erfahrungen der LPG Buggenhagen (Kreis Wolgast), wo 1954 schon im August von den 20 000 geplanten und finanziell abgedeckten 18 000 verausgabt waren.
 Obwohl die Genossenschaftsmitglieder im unterschiedlichsten Maß am Zustandekommen dieser mißlichen Situation beteiligt gewesen sein dürften, wurden sie vom entsprechenden Schaden insofern gleichermaßen betroffen, als daß eine allgemeine Entwertung der Arbeitseinheiten eintreten mußte, wenn nicht staatliche Stützungskredite in Anspruch genommen werden konnten. Schlußfolgerungen, die in Richtung auf Vervollkommnung der genossenschaftlich-sozialistischen Produktionsverhältnisse wirken mußten, waren nach zweierlei Richtungen unvermeidlich.

1.
Die Festsetzung des „Wertes“ einer Arbeitseinheit mußte auf eine exakte Planung des zum vorgesehenen Betriebsergebnis notwendigen Arbeitsaufwandes basiert werden.

2.
Der Anteil des einzelnen Mitgliedes an der genossenschaftlichen Arbeit mußte einer exakteren Messung unterworfen werden.

Als die Struktureinheit, welche eine zentralisierte Planung, Leitung und Bilanzierung der genossenschaftlichen Arbeit mit der angemessenen Teilnahme aller Genossenschaftsmitglieder an der kollektiven Arbeit vermittelte, hatte sich schon zu Beginn der Genossenschaftsbewegung in Anlehnung an die sozialistische Industrie die Brigade herauskristallisiert. Die Unübersichtlichkeit, wie sie sich aus der anfänglich starken Zersplitterung der Produktion ergab, mußte natürlich der Durchsetzung der Brigadearbeit entgegenwirken, insbesondere in der Viehwirtschaft. Neben der Überwindung dieser Schwierigkeit bei der Durchsetzung des sozialistischen Eigentumsverhältnisses auf Brigadeebene galt es, die Planung und Bilanzierung des genossenschaftlichen Produktionsprozesses so weit durchzusetzen, daß jede Brigade eine brauchbare Jahresproduktionsauflage erhielt, die die Produktionsziele, die Kostenvorgaben, verfügbaren Produktionsmittel und den geplanten Arbeitsaufwand verbindlich ausweist. Im Kreis Eisleben arbeiteten 1954 noch 19 von 46 und im Kreis Naumburg sogar 38 von 48 Brigaden ohne Jahresproduktionsauflage. „Wenn aber die Jahresproduktionsauflage fehlt, wird praktisch eine exakte Arbeit der Produktionsbrigaden unmöglich gemacht.“

Zu einer erfolgreichen Reproduktion des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses müssen Planung und Bilanzierung alle Teile des genossenschaftlichen Reproduktionsprozesses durchdringen. Wenn eine LPG im Oktober nicht in der Lage war, Auskunft über die Höhe der Ernteerträge, der Milchleistung und den Erfüllungsstand des genossenschaftlichen Einnahmeplans zu geben
, dann war ökonomisch bewußtes Verhalten der Genossenschaftsbauern im Sinne der Verwirklichung ihres Eigentumsverhältnisses nicht im mindesten gesichert. Im Bereich der Futterwirtschaft mußte sich eine ungenügende Ausgestaltung der Produktionsverhältnisse, in denen sich das genossenschaftliche Eigentum realisiert, so äußern: „In zahlreichen LPG erfolgt in Zeiten des Futteranfalls eine Futtervergeudung. Dadurch steht für die Winterfütterung nicht immer das entsprechende Rauh- und Saftfutter zur Verfügung.“

Wenn es der LPG nicht gelingt, sich – bezogen auf den gesamten Reproduktionsprozeß – als kollektiver Eigentümer zu formieren, dann muß das genossenschaftliche Eigentum eine inhaltslose Abstraktion bleiben, während im realen Verhalten und im Denken der Bauern eben dieses Eigentum als fremdes Eigentum erscheint, um dessen Reproduktion man sich nicht zu kümmern braucht. Diese Erfahrung hat auch die später sehr erfolgreiche LPG Schenkenberg gemacht, deren BPO-Sekretär1957 rückblickend einschätzte: „In der Vergangenheit war es so, daß die Mitglieder sagten: ‚Wir hier unten haben ja nichts zu sagen; das andere machen die da oben!“
, wobei darunter 3 bis 4 Funktionäre verstanden wurden.

Große Mühen zur Gestaltung der Beziehungen der Genossenschaftsbauern als gemeinsame Eigentümer liegen hinter dem, der sagen kann: „daß unsere Mitglieder jetzt endlich einmal dazu kommen, von sich aus zu sagen: ‚Das ist unsere LPG!“

Bei einer Verselbständigung des genossenschaftlichen Eigentums gegenüber den Mitgliedern kommt es dazu, daß sich diese im genossenschaftlichen Produktionsprozeß in einer Weise verhalten, wie sie der sozialökonomischen Stellung von Landproletariern entspricht. Noch 1964 sah sich Otto Rosenkranz veranlaßt, festzustellen: „Unsere Bauernhöfe sehen meist ordentlich und aufgeräumt aus. Sie gehörten guten Bauern. Von mancher LPG kann man das aber nicht behaupten. Wieviel Liter Milch von der individuellen Kuh verkauft worden sind, das wissen die meisten Bauern, aber schon längst nicht mehr so viele findet man, wenn es um die genossenschaftlichen Kühe, Schweine, Hühner oder auch Erträge des Feldbaus geht... . Weiß eine Kollegin, die für die Geflügelhaltung verantwortlich ist, aber nicht, wieviel Eier sie täglich produziert, wieviel es je Henne werden sollen, wie weit sie in ihrer Produktion gekommen ist und was die Genossenschaft für die Eier bekommt, dann rechnet sie ebensowenig, fühlt sich ebensowenig als Genossenschaftsbäuerin, wie jener Kollege Milchkontrolleur, der, von mir wiederholt gefragt, nicht wußte, wo seine beste Kuh steht – nicht einmal, welche bei der letzten Kontrolle die höchste Milchmenge gegeben hat.“
 Auf noch krassere Beispiele der Entfremdung gegenüber dem genossenschaftlichen Eigentum braucht hier nicht eingegangen zu werden.

Um das Problem theoretisch klar herauszukristallisieren, muß m. E. von einer deutlichen Unterscheidung der Stellung des einzelnen Genossenschaftsbauern einerseits im Arbeits- und andererseits im Aneignungsprozeß ausgegangen werden. Diese Unterscheidung wird evident, wenn es um die Analyse der Leitungsbeziehungen im Produktionsprozeß geht.

Methodologisch aufschlußreich und anregend ist die Differenzierung zwischen der Determination der Leitung einerseits durch die Natur des Arbeitsprozesses als kooperative Arbeit und andererseits durch das jeweilige Eigentumsverhältnis. Diese Unterscheidung findet sich bei Marx im Zusammenhang mit der Analyse der Genesis der kooperativen Arbeit und ihrer kapitalistischen Form. Gerichtet gegen Cairnes, aber bezogen auf den bürgerlichen Ökonomen schlechthin, schrieb Marx: „Bei Betrachtung der kapitalistischen Produktionsweise identifiziert er... die Funktion der Leitung soweit sie aus der Natur des gemeinschaftlichen Arbeitsprozesses entspringt, mit derselben Funktion, soweit sie durch den kapitalistischen und daher antagonistischen Charakter dieses Prozesses bedingt wird. Der Kapitalist ist nicht Kapitalist, weil er industrieller Leiter ist, sondern er wird industrieller Leiter, weil er Kapitalist ist. Der Oberbefehl in der Industrie wird Attribut des Kapitals, wie zur Feudalzeit der Oberbefehl in Krieg und Gericht Attribut des Grundeigentums war.“
 In der weiteren Entwicklung des Kapitalismus ergibt es sich, daß die unmittelbare industrielle Leitung mehr und mehr bestimmten Angestellten, Beauftragten des Kapitalisten übertragen wird.

Grundsätzlich anders ist die Konstellation in der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft. Die Oberhoheit über den Produktionsprozeß als genossenschaftlicher Aneignungsprozeß obliegt dem Kollektiv der Eigentümer als ganzem. Demgegenüber macht sich im genossenschaftlichen Arbeitsprozeß das Prinzip der Einzelleitung und der abgegrenzten Verantwortungen  (Genossenschaftsbauer oder Arbeiter)in einer Pyramide von Kompetenzen zwingend geltend, und zwar um so mehr, je entwickelter die Arbeitsteilung ist und je mehr industrieähnliche Produktionsmethoden Platz greifen.

Aus dieser dialektisch-widersprüchlichen Beziehung zwischen Arbeits- und Aneignungsprozeß ergibt sich ein grundlegender Bewegungswiderspruch sozialistischer Aneignung überhaupt: Der Einzelne (Genossenschaftsbauer oder Arbeiter) muß sich als Eigentümer auf den Standpunkt des genossenschaftlichen bzw. gesellschaftlichen Ganzen erheben, während er im Arbeitsprozeß weitgehend einer Teilfunktion zugeordnet ist. Damit dieser Widerspruch alltäglich und zunehmend effektiv gemeistert werden kann, müssen die genossenschaftlichen Produktionsverhältnisse als seine Bewegungsform begriffen und in diesem Sinne bewußt gestaltet werden.

Die zentralisierte Leitung des Arbeitsprozesses verläuft vom Vorsitzenden über die Leiter der Abteilungen, Komplexbrigaden und anderen relativ selbständigen Struktureinheiten und die Buchhaltung, weiter über die Leiter der Brigaden und Arbeitsgruppen bis zu den Mitgliedern, die mit der Ausführung bestimmter Arbeitsfunktionen betraut sind. Diese gesamte Leitungspyramide mit dem Vorsitzenden und dem Vorstand an der Spitze ist in ihrer ganzen Tätigkeit der Mitgliederversammlung als höchstem Gremium der gemeinschaftlichen Eigentümer unterstellt, verantwortlich und rechenschaftspflichtig. Wichtigstes Kontrollorgan der Mitgliederversammlung zur Gewährleistung ihrer Oberhoheit über alle Belange der Genossenschaft ist die Revisionskommission. Die Mitgliederversammlung entscheidet souverän über alle Angelegenheiten der Genossenschaft im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Interessen, wie sie z. B. In den verbindlichen Grundsatzregelungen der Musterstatuten vorgegeben sind bzw. sich aus der volkswirtschaftlichen Planung ergeben. Alleinige Kompetenz besitzt die Mitgliederversammlung bei Vertragsabschlüssen, Kooperationsvereinbarungen, Fondsverwendung, Investitionspolitik, Arbeitsnormung, Zusammensetzung der Leitungsorgane, Aufnahme und Ausschluß von Mitgliedern u. a. m. Zur Effektivierung ihrer Arbeit, zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse und zur Kontrolle ihrer Durchführung beruft die Mitgliederversammlung Kommissionen für Planung, Normierung, Wettbewerb, Prämien, Technik, Brand- und Arbeitsschutz, individuelle Hauswirtschaften, Jugendarbeit, Kultur, Soziales, Wohnungen und – was besonders in den Jahren des Übergangs zur genossenschaftlichen Produktion wichtig war – Schätzung des eingebrachten Inventars.

Die genossenschaftliche Demokratie ist die Form, in der individuelles und kollektives Eigentümerverhalten sich bewegen. Mit Hilfe der genossenschaftlichen Demokratie können die Mitglieder in ihrer Gesamtheit mit wachsender Sachkenntnis, Schöpferkraft und Initiative alle Belange der Reproduktion ihres gemeinsamen Eigentums, der Basis ihrer individuellen Aneignung, gestalten. Unersetzliche Vorbedingung bewußten Eigentümerverhaltens ist aber die Durchschaubarkeit des Reproduktionsprozesses. Darum geht es, wenn es im Beschluß des VIII. Deutschen Bauernkongresses heißt: „Das Betriebsergebnis darf keine Geheimwissenschaft des Buchhalters und des Vorsitzenden sein. Die Mitglieder müssen wissen, wie groß das genossenschaftliche Vermögen ist, und sie müssen den Stand der Produktion und der Arbeitsproduktivität sowie die Kosten der Produktion kennen. Wenn eine LPG ökonomisch arbeiten soll, müssen alle Genossenschaftsmitglieder ökonomisch denken und mitrechnen lernen.“

Ein grundsätzliches Problem, an dem der Grad der realen Ausprägung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentümerverhaltens meßbar wird, ist die eigenverantwortliche Bestimmung des Verhältnisses von Akkumulation und Konsumtion. In dem Maße, wie sich Genossenschaftsbauern, von eigener Einsicht getragen, entschließen, einen Teil ihres genossenschaftlichen Gewinns in der erweiterten Reproduktion ihres gemeinsamen Eigentums anzulegen, haben sie das genossenschaftliche Eigentum nicht nur schlechthin als Basis der Befriedigung ihrer heutigen persönlichen Bedürfnisse begriffen, sondern auch als Verkörperung ihrer Zukunft. Ein weitblickendes Eigentümerverhalten setzte natürlich Klarheit über die Perspektive der Genossenschaften voraus. Ein enges Vertrauensverhältnis zwischen der Klasse der Genossenschaftsbauern und der Partei der Arbeiterklasse war dabei unabdingbar, galt es doch der Gefahr zu begegnen, daß ein Teil der Genossenschaftsbauern, überrollt vom Tempo der sozialistischen Umgestaltung, ideologisch hinter dieser zurückblieb. Wo die Bauern nicht die Gewißheit hatten, daß ihre Geschicke in der eigenen Hand liegen, sank das genossenschaftliche Eigentum zu einer Substanz herab, von der man, so gut es ging, zehrte, an der man Raubbau betreiben konnte. Ein solcher Zustand mußte beispielsweise eintreten, wenn die LPG Typ I spekuliert wurde, „Sicher werden wir bald zu Typ III gemacht.“

Solange das genossenschaftliche Eigentum als stabile Grundlage der individuellen Aneignung ökonomisch nicht begriffen wurde, gab es genug Anlaß für Einschätzungen wie der folgenden aus dem Jahr 1962. „Es gibt Erscheinungen, daß der Wert der Arbeitseinheiten auf ein Maß erhöht wird, das mit der stetigen Entwicklung der Wirtschaftlichkeit der Genossenschaften nicht im Einklang steht. Eine einseitige Orientierung auf die Erhöhung des Wertes der Arbeitseinheiten führt, wenn nicht planmäßig auf den Austausch der verschlissenen Arbeitsmittel hingewirkt wird, dazu, daß der durch den moralischen und tatsächlichen Verschleiß der Arbeitsmittel im Prozeß der materiellen Produktion auf das Produkt übertragene Wert mitkonsumiert wird.“
 Damit das genossenschaftliche Eigentum nicht auf solche Weise verspeist werden konnte, gaben die Musterstatuten zur Gewährleistung der Reproduktion den Mindestumfang der Zuführung zu den Grundmittelfonds vor. Von den Geldeinnahmen der Genossenschaften waren demnach im Typ I mindestens 5-20 % und im Typ III 8-20 % der Geldeinnahmen den Grundmittelfonds zuzuführen. Die meisten LPG aber bewegten sich am untersten Rand des Legalen. R. Müller gibt für die LPG Typ III einen DDR-Durchschnitt an 

für 1958 von 8,1 %,

für 1959 von 7,8 %,

für 1960 von 8,4 % und 

für 1961 von 8,7 %.

3.2. Die Entfaltung der äußeren ökonomischen Beziehungen der LPG

Erst in der konsolidierten Genossenschaft, d.h. derjenigen Genossenschaft, die „fest auf eigenen Füßen“ steht, die rentabel wirtschaftet, nicht mehr massiver staatlicher Stützung bedarf und mindestens die einfache Reproduktion aus eigener Kraft sichert, aber auch klug an ihre erweiterte Reproduktion herangeht, entfalten die Eigentumsverhältnisse voll ihre Eigendynamik. Die untrennbar andere Seite der inneren Entfaltung des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses ist die Ausprägung der äußeren Beziehungen der LPG, ihrer Beziehungen zur übrigen Volkswirtschaft, wie sie sich in den Beziehungen zum sozialistischen Staat darstellt.

Durch die Hilfe des Arbeiter-und-Bauern-Staates in der ersten Phase der Entwicklung unserer LPG wurde eine Reproduktion des genossenschaftlichen Eigentums vielfach überhaupt erst möglich. Die Aufgaben des Staates lassen sich für diese Zeit etwa so zusammenfassen: Sicherung eines erfolgreichen Überganges der werktätigen Bauern zur genossenschaftlichen Produktion bei gleichzeitiger Gewährleistung einer steigenden Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln und der Industrie mit Rohstoffen. Ziel der staatlichen Hilfe war die Konsolidierung einer der einzelbäuerlichen Wirtschaft überlegenen Produktionsweise, die Hebung der LPG auf ein Niveau, auf dem sie eigenverantwortlich ökonomisch normale Beziehungen innerhalb einheitlicher sozialistischer Produktionsverhältnisse einzugehen vermögen, weil sie stabil und rentabel wirtschaften, weil in ihnen die sozialistische Betriebswirtschaft durchgesetzt ist. Eine zunächst notwendigerweise sehr großzügige Unterstützung der neu entstehenden LPG half über vielfältige Schwierigkeiten, insbesondere über das Ausbleiben genossenschaftlichen Gewinns, hinweg. Aus einer massiven finanziellen Stützung der Reproduktion der LPG mußten gleichzeitig aber Hemmnisse für ein genossenschaftliches Eigentümerverhalten erwachsen, wie sie W. Schmidt 1956 beschrieben hat. „Besteht bei der Bildung des Naturalfonds die ökonomische Notwendigkeit (nämlich Sicherung des Saatgutbedarfs und der Futtermittel für die genossenschaftliche Wirtschaft), so fällt sie praktisch bei den Geldzuführungen zu den unteilbaren Fonds weg. Das ist der Fall, weil die Genossenschaften ohne Unterschied in der Lage sind, mit Hilfe staatlicher Kredite auf der Grundlage des bestätigten Produktions- und Finanzplanes zu wirtschaften. Das fördert die schädliche Einstellung, daß die Ergebnisse genossenschaftlicher Arbeit möglichst voll zu verteilen sind, während für den Aufbau der Genossenschaft staatliche Kredite bereitgestellt werden müssen.“ Und die Konsequenz dieser Verzerrung des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses? „Bei großen Bauvorhaben, die aus langfristigen Krediten finanziert werden, fühlen sich die Genossenschaftsbauern daher nicht einmal als Bauherr, sie lassen Unzulänglichkeiten in der Bauweise, Vergeudung von Material und Arbeitszeit zu, betrachten dies nicht als ihren persönlichen Schaden.“

Wenn W. Schmidt sagt, daß die staatlichen Kredite „ohne Unterschied“ in Anspruch genommen werden konnten, so meint er damit, daß weder der Grad der eigenen Anstrengungen der Genossenschaftsbauern zur Reproduktion ihres genossenschaftlichen Produktionsvermögens, noch die Produktionswirksamkeit der beanspruchten Kredite in Rechnung gestellt wurden. „Die Bildung des unteilbaren Fonds bzw. die Existenz von Geldmitteln auf dem Konto der Deutschen Bauernbank ‚Unteilbarer Fonds‛ ist nicht Bedingung für die Gewährung staatlicher  Kredite.“
 Die Überwindung dieser Lage war unlöslich verbunden mit der allseitigen Verwirklichung einer sozialistischen Agrarökonomik, in der das genossenschaftlich-sozialistische Eigentum seine wissenschaftliche Widerspiegelung und Leitschnur findet. Erst mit ihrer Hilfe konnten die staatlichen Subventionen allmählich zu ökonomischen Hebeln weiterentwickelt werden. Für die Gewährung staatlicher finanzieller Hilfen konnte damit mehr und mehr der Grundsatz zur Geltung kommen, daß eine Steigerung der genossenschaftlichen Einnahmen unmöglich sein sollte ohne nachgewiesene Produktionssteigerung. In diesem Sinne wurde seit Januar 1962 die Gewährung von Krediten zur Auszahlung von Arbeitseinheiten abhängig gemacht von der Planerfüllung der betreffenden Genossenschaft. 

Zur vollen Durchsetzung der genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisse gehört die Übernahme des Teils der materiell-technischen Basis der genossenschaftlichen Großproduktion, der in der ersten Phase der genossenschaftlichen Entwicklung als Volkseigentum in den MTS existierte. Schon die leihweise Übergabe der MTS-Technik an fortgeschrittene LPG des Typ III, stellte einen wichtigen Schritt in Richtung auf das organische Ganze des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses dar. Indem die Genossenschaften nun selbst verantwortlich wurden für einen ökonomischen Einsatz der entscheidenden Produktionsinstrumente der Feldwirtschaft, wodurch ein Teil des nichtproduktiven Aufwandes eingespart werden konnte, wurde eine beträchtliche Steigerung der Effektivität erzielt. Für den Kreis Quedlinburg wurden im Zusammenhang mit der Übergabe der Technik im zweiten Halbjahr 1959 im Vergleich zu 1958 eine Leistungssteigerung auf 158 %, eine Senkung der Selbstkosten je Hektar mittleren Pflügens um 29,8 % und des Brennstoffverbrauchs um 29 % erreicht.

Am 1.7.1963 traten kostendeckende MTS-Tarife in Kraft, wodurch die LPG ökonomisch angeregt wurden, zum Kauf der Maschinen und Geräte der MTS/RTS, die bereits 1964 in Kreisbetriebe für Landtechnik umgewandelt werden konnten. In der Entwicklung der genossenschaftlichen Produktionsverhältnisse mußte sich die vollständige Übernahme der Verantwortung für die Reproduktion des landwirtschaftlichen Grundmittelbestandes durch die LPG in der Weise niederschlagen, daß bei den Zuführungen zu den unteilbaren Fonds nun die Akkumulation von der Amortisation geschieden wurde. „Mit der bisherigen Höhe und Form der Fondsbildung kann die einfache und erweiterte Reproduktion nicht gesichert werden. Es ist deshalb notwendig, die Abschreibung der Grundmittel jährlich dem Amortisationsfonds zuzuführen und einen Akkumulationsfonds der LPG zu schaffen.“
 , hieß es deshalb im Beschluß des VIII. Deutschen Bauernkongresses. 

Die Aufgaben der staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, wie sie sich beim Übergang zur höheren Phase der Entwicklung der LPG veränderten, lassen sich auf diesen Nenner bringen: Entwicklung solcher Beziehungen zwischen genossenschaftlichem und volkseigenem Sektor unserer Volkswirtschaft, die eine volle Entfaltung der Eigendynamik des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisses im Sinne einer vollkommen in die sozialistische Volkswirtschaft integrierten Landwirtschaft stimulierten. Damit mußten sich alle staatlichen Einrichtungen, die mit Landwirtschaft befaßt waren, weiterentwickeln. Das ganze System von Erfassung und Aufkauf – einschließlich seines administrativen Instrumentariums – entsprach nicht mehr den Anforderungen. Zu einer Zeit, da bereits die Wege zur Durchsetzung industriemäßiger Produktionsmethoden erörtert wurden, also 1963, mußte es offenkundig werden, „noch immer werden in der Regel mengenmäßig geringe Auflagen (z. B. bei Geflügelhaltung, beim Gemüseanbau, Tabakanbau u. a. auf die Betriebe eines Verwaltungsbereiches anteilmäßig verteilt, so daß dadurch eine starke Zersplitterung der Produktion der landwirtschaftlichen Betriebe entsteht, die keine rationelle Mechanisierung, geschweige eine Anwendung industriemäßiger Produktionsmethoden zuläßt und teilweise die Betriebe zum Festhalten an kleinbäuerlichen Produktionsmethoden veranlaßt.“

Für die Arbeit der Räte der Bezirke und der Kreise folgerte der Beschluß des VII. Deutschen Bauernkongresses: „Es muß die noch sehr schematische Behandlung der einzelnen LPG, Kreise und Bezirke im gesamten Leitungsapparat überwunden werden. Dazu ist es notwendig, daß ein richtiges System der Bilanzierung der hauptsächlichen ökonomischen Kennziffern, die die Bruttoproduktion und die Marktproduktion bestimmen, entwickelt und angewendet wird, das auf den bestätigten Produktionsplänen der LPG beruht. Entsprechend den Forderungen des Volkswirtschaftsplanes sollte auf der Grundlage dieser exakten Bilanzen die Aufschlüsselung des Planes der Marktproduktion, der Produktionsmittel usw. erfolgen.“
 Wie umfangreich die dafür erforderlichen Veränderungen im Qualifizierungsstand der staats- und wirtschaftsleitenden Funktionäre waren, erhellt aus einer Beschreibung des Jahres 1967. „Von den Mitgliedern der Kreisproduktionsleitungen z. B. haben etwa 80 % eine abgeschlossene Hochschul- oder Fachschulausbildung. Neben den Leitungskadern mit einer landwirtschaftlichen Ausbildung gibt es jedoch nur zehn Prozent, die auf ökonomischem bzw. finanzökonomischem Gebiet einen Hochschulabschluß oder Fachschulabschluß besitzen. Noch ungenügender ist die Ausbildung von Leitungskadern auf rechtswissenschaftlichem Gebiet, obwohl die LPG, VEG usw. In zunehmendem Maße eine rechtliche, insbesondere wirtschaftsrechtliche Beratung von unseren Leitungsorganen fordern.“

Die volle Entfaltung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisses als integralem Bestandteil der einheitlich sozialistischen Produktionsverhältnisse unserer Volkswirtschaft verlangte komplexe Lösungen, die nur in enger Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis zu erbringen waren. Auf solche Lösungen orientierte der VIII. Deutsche Bauernkongreß, indem er postulierte: „Es dient der Förderung der Initiative und der materiellen Interessiertheit der LPG an hohen volkswirtschaftlichen Leistungen, daß wir bei der weiteren Durchführung des Neuen Ökonomischen Systems der Planung und Leitung in der Landwirtschaft zu einem in sich geschlossenen System ökonomischer Hebel kommen. Dabei müssen Preise, Steuern, Kredite usw. so zusammenwirken, daß jede LPG, die gut wirtschaftet, einen Gewinn erzielen kann. Ausgangspunkt für die Preisgestaltung soll der gesellschaftlich notwendige Arbeitsaufwand sein... . LPG, die durch hohe Arbeitsproduktivität die Betriebskosten unter das für ihre Bedingungen normale Niveau senken, sollen höhere Gewinne erzielen, die auch eine höhere erweiterte Reproduktion und höhere persönliche Einkünfte der Mitglieder ermöglichen. Leistet eine LPG dagegen schlechte Arbeit, sind Organisation und Leitung und wissenschaftlich-technischer Fortschritt ungenügend, dann werden die betrieblichen Selbstkosten hoch und die Einkünfte der LPG sowie das persönliche Einkommen der Mitglieder geringer sein. Es wird eine ganz normale Lage entstehen. Die Leistung des einzelnen Betriebes wird von der Gesellschaft richtig gewertet.“

Die adäquate preisliche Bewertung von betrieblichem wie individuellem Arbeitsaufwand stellt den Dreh- und Angelpunkt dessen dar, was so oft als „sozialistische Marktbeziehungen“ deklariert wurde. Sie war zugleich die größte Schwierigkeit dieses Systems von Beziehungen, das planmäßig und in vollem Bewußtsein aller entscheidenden Nah- und Fernwirkungen installiert werden mußte. Die Schaffung eines selbstregulierenden Systems ökonomischer Hebel war aber schon deswegen zumindest nicht sofort mit aller Konsequenz durchzusetzen, weil die Differenziertheit im Leistungsvermögen der einzelnen LPG außerordentlich groß war. Eingedenk dieser Tatsache erklärte W. Ulbricht deshalb 1964 u. a.: „Gegenwärtig ist die einheitliche Preisgestaltung bei allen tierischen Erzeugnissen infolge der differenzierten Entwicklung der LPG noch nicht möglich. Hinzu kommen die komplizierten Probleme, die sich aus dem Wirken der Differentialrente ergeben. Bei der weiteren Durchführung des ökonomischen Systems der Planung und Leitung kommt es darauf an, wissenschaftlich auszuarbeiten, wie Erzeugerpreise, Produktionsmittelpreise, Steuern und Kredite so zusammenwirken, daß jede LPG mit einer hohen Produktion und niedrigen Kosten einen Gewinn erzielt.“ Aber es wäre mit dem Sozialismus unvereinbar, wenn die vorhandene Differenzierung zwischen den Betrieben erweitert reproduziert und ein Teil der noch wenig rentabel wirtschaftenden Genossenschaften an den Rand des Ruins geraten würden.

Walter Ulbricht warnte daher vor überstürztem Vorgehen: „Jeder Schritt, den wir in dieser Richtung tun, geht von dem Grundsatz aus: ‚Was der Gesellschaft nützt, muß auch dem einzelnen sozialistischen Betrieb und den Werktätigen des Betriebes nützen.‛“

Die der höheren Phase der Entwicklung des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses angemessene Qualifizierung der Tätigkeit der staats- und wirtschaftsleitenden Organe bestand im Übergang von einer der „Erfassungs- und Aufkaufideologie“ entsprechenden Reglementierung von Einzelheiten des genossenschaftlichen Reproduktionsprozesses zu einer komplexen Führung und Leitung des Volkswirtschaftszweiges Landwirtschaft. Mehr und mehr bildeten sich Direktbeziehungen zwischen Industrie und Landwirtschaft heraus, die die VEAB allmählich überflüssig machten. An die Stelle der Erfassungs- und Aufkaufbetriebe traten schrittweise spezialisierte, produktorientierte Einrichtungen wie die bezirksgeleiteten volkseigenen Kombinate Getreidewirtschaft, Fleischwirtschaft, die Milchwirtschafliche Vereinigung, VEB Geflügelwirtschaft oder die zentral geleiteten Wirtschaftsvereinigungen Obst, Gemüse und Speisekartoffeln und das Leitkombinat Zuckerwirtschaft. Der Übergang zu ökonomisch entwickelten Beziehungen war aber nur in dem Tempo sinnvoll, wie damit ein positiver volkswirtschaftlicher Effekt verbunden war. Eine „Abhofvermarktung“, wie sie mit den Direktbeziehungen zwischen LPG und industriellen Verarbeitungsbetrieben verbunden ist, verlangt große, kontinuierlich erzeugte Warenposten relativ stabiler Qualität, die zahlreiche LPG objektiv noch nicht zu erzeugen vermochten. Gleichzeitig war die Schaffung umfangreicher Lagerkapazitäten und häufig auch eine Teilrekonstruktion der Verarbeitungsbetriebe erforderlich, was nur unter Maßgabe unserer volkswirtschaftlichen Möglichkeiten zu realisieren war.

3.3.
Subsumierung des Gruppencharakters des genossenschaftlichen Eigentums unter 
die Bedürfnisse einer dynamischen sozialistischen Entwicklung der 
Volkswirtschaft

Anhaltspunkte dafür, wie sehr der Gruppencharakter des genossenschaftlichen Eigentums der einheitlich sozialistischen Produktionsweise subsumiert war, liefern insbesondere zwei Vorgänge. Erstens die Delegierung erfahrener Kader aus fortgeschrittenen LPG in solche Genossenschaften, wo Kadermangel eine wesentliche Ursache von Stagnation und Zerfahrenheit war. Diese Bewegung wurde gefördert durch einen staatlich garantierten Verdienstausgleich für die betreffenden Kader u. a. Maßnahmen. Häufig war mit dem Eintritt eines erfahrenen Leitungskaders und seiner Wahl zum Vorsitzenden ein großer ökonomischer Fortschritt der betreffenden Genossenschaft verbunden.

Zweitens. In die Phase der Konsolidierung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisses gehört ein Zentralisierungsprozeß, in welchem die aus dem Verlauf des Übergangs der Gesamtheit der werktätigen Bauern zur genossenschaftlichen Produktion entspringende Existenz von mehreren, oft sehr kleinen LPG, innerhalb ein und derselben Gemeindelage überwunden wurde. 

Allein in der Gemeinde Elstra (Kreis Kamenz) gab es Anfang 1963   9 LPG des Typs I und 2 des Typs III. Die LPG Typ I im Kreis Kamenz hatten eine durchschnittliche Ackerfläche von 70 ha; die größten lagen bei 200 und die kleinsten bei 22 ha.
 In der Gemeinde Magdeborn (Kreis Leipzig) existierten bis Ende 1961   7 LPG Typ I in Größen von 22,39 bis 142,55 ha LN.

Der Zusammenschluß, der die Interessen aller Beteiligten gewährleistet, war natürlich ein sehr komplizierter Prozeß, denn materielle Situation und wirtschaftliche Tätigkeit waren sehr differenziert. Allein die Handhabung der Vergütungsgrundsätze, die Bewertung der Arbeitseinheiten, die Arbeitsnormierung, Futterbewertung und –verteilung, Höhe der Bodenanteile und viele andere Regelungen wichen stark voneinander ab. Zusammenschluß war nur soweit möglich, wie dabei der gegenseitige Vorteil strikt gewahrt wurde, was durch bestimmte Übergangsregelungen zu erreichen war. Der genossenschaftliche und damit der individuelle Wohlstand konnten durch die Schaffung optimierter Betriebsgrößen für einen Übergang zu wirklicher Großproduktion schneller als bisher wachsen. Erst mit der Überwindung der ökonomisch nicht gerechtfertigten Zersplitterung des genossenschaftlichen Eigentums, erst mit der Beseitigung der Zwerg-LPG, ging die Konsolidierungsphase wirklich zu Ende. Erst jetzt konnte überall die genossenschaftliche Arbeit durchgesetzt werden. So manche Klein-LPG,  die von überwiegend stabil wirtschaftenden Mittelbauern gegründet wurde, stellte sich zwar nach außen als juristisch existente und Handel treibende Vereinigung dar, aber die Arbeit wurde weiterhin privat verausgabt, wofür das Schild „LPG“ den Deckmantel bildete. Düngemittel z. B., die man als Genossenschaft erhielt, wurden „auseinandergerechnet“ und aufgeteilt. Gegenüber den Organen von Erfassung und Aufkauf war man bemüht, als Kollektiv aufzutreten.

Zwischen 1962 und 1965 konnte die Zahl der LPG Typ I und II kleiner 200 ha von 7021 auf 5844 verringert werden.
 Der sozialistische Charakter des genossenschaftlichen Eigentums hatte sich bestätigt. Der Gruppencharakter dieses Eigentums konnte nur soweit wirken, wie dies im Sinne der Entwicklung des Sozialismus produktiv war. Das Gruppeneigentum war völlig einer planmäßig proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft subsumiert und das Tempo seiner Entwicklung war allein abhängig von den gesellschaftlichen Erfordernissen und Möglichkeiten. Es waren Eigentumsverhältnisse entstanden ohne Schranken für eine dynamische Entwicklung der Volkswirtschaft, der sozialistisch-kommunistischen Produktionsweise. In diesem Kontext ist der Gruppencharakter des Eigentums eine dem allgemeinen Entwicklungsstand der Produktivkräfte entsprechende Stufe der Vergesellschaftung der Produktion.

Die Tatsache, daß der Gruppencharakter des genossenschaftlichen Eigentums in der Landwirtschaft keine Autonomie gegenüber der zentralen Planung und Leitung der Volkswirtschaft bedeutet, enthält die Konsequenz, daß der Partei bei der weiteren Führung der Vergesellschaftungsprozesse, die mit dem Fortschritt der Produktivkräfte und den wachsenden gesellschaftlichen Bedürfnissen objektiv notwendig waren und auch weiterhin notwendig sind, eine große Verantwortung zugewachsen ist. Die Partei der Arbeiterklasse war, ist und bleibt die Kraft, welche, gestützt auf ein großes wissenschaftliches Potential und die Erfahrungen der Massen, das optimale Maß der Vergesellschaftung fixiert, was natürlich auch ein folgenreiches Entscheidungsrisiko einschließt.

4.
Die erweiterte Reproduktion des genossenschaftlich-sozialistischen 
Eigentumsverhältnisses auf dem Wege der Kooperation und der weiteren 
Profilierung der Landwirtschaft als arbeitsteilig organisierter Bereich der 
sozialistischen Volkswirtschaft

Im nachfolgend zu betrachtenden Zeitraum von 1965 bis 1981 hat sich das Produktionsergebnis der LPG in einer vorher nicht gekannten Dynamik entwickelt. Dies soll die nebenstehende Kennzahlenübersicht (s. S. 99) dokumentieren. Erst auf der Basis einer solchen Entwicklung unserer sozialistisch-genossenschaftlichen Landwirtschaft, die ein beständiges Produktionswachstum gewährleistete, ist die vom VIII. Parteitag der SED beschlossene Strategie zur Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft einschließlich der Hauptaufgabe „der weiteren Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes auf der Grundlage eines hohen Entwicklungstempos der sozialistischen Produktion, der Erhöhung der Effektivität des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und des Wachstums der Arbeitsproduktivität ein realistisches Programm.

Staatliches Aufkommen ausgewählter tierischer Erzeugnisse je ha in kg

	Erzeugnis
	1949
	1955
	1960
	1965
	1970
	1975
	1980
	1981

	Schlachtvieh Lebendmasse insgesamt:
	38,0
	134,9
	169,7
	216,0
	262,6
	363,1
	376,3
	396,5

	darunter:

	Schwein
	17,3
	98,4
	106,7
	138,4
	150,8
	218,2
	238,2
	252,1

	Rind und Kalb
	20,3
	35,2
	56,5
	67,5
	94,5
	115,7
	105,0
	110,9

	Milch (3,5 %)
	219,8
	509,3
	759,6
	895,2
	1032,8
	1213,5
	1263,2
	1248,5


Staatliches Aufkommen ausgewählter landwirtschaftlicher Erzeugnisse in 1000 t

	Erzeugnis

	1960
	1965
	1970
	1975
	1980
	1981

	Getreide
	1881,8
	2220,5
	2478,6
	2940,6
	2778,7
	2793,2

	Ölfrüchte
	182,3
	221,7
	184,2
	369,6
	317,9
	292,5

	Kartoffeln
	3441,1
	3820,3
	4254,2
	4611,1
	5292,8
	5770,5

	Zuckerrüben
	6519,7
	5389,6
	5125,3
	6275,0
	6855,7
	7206,7


Mitglieder Landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften

	
	1960
	1965
	1970
	1975
	1980

	insgesamt
	975 320
	1 004 328
	937 928
	876 814
	826 713

	darunter:

	ständig mitarbeitende
	879 432
	874 462
	755 237
	637 469
	591 141


Die sozialistische Landwirtschaft konnte den Anforderungen, die sich aus der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung ergaben, nur immer soweit gerecht werden, wie sich auch ihre spezifischen Produktionsverhältnisse diesen Ansprüchen gemäß vervollkommneten. Nach der vollen Durchsetzung und Konsolidierung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentums erwies sich die Kooperation als Hauptweg der weiteren Vergesellschaftung der Landwirtschaft. Die Kooperation geht vom genossenschaftlich-sozialistischen Eigentum aus und führt zu seiner weiteren Vervollkommnung. Ihre wichtigste Konsequenz hinsichtlich der Eigentumsverhältnisse ist eine überbetriebliche Verflechtung des genossenschaftlichen Aneignungsprozesses. Sie findet ihren Ausdruck in der Entstehung verschiedenartiger zwischengenossenschaftlicher bzw. zwischenbetrieblicher Einrichtungen, kooperativer Abteilungen und schließlich spezialisierter LPG Pflanzenproduktion und LPG Tierproduktion. Die zwischengenossenschaftliche Kooperation wurde zur ökonomischen Notwendigkeit auf einem bestimmten Entwicklungsniveau von Arbeitsteilung, Kombination der Arbeit und entsprechender ökonomischer Beziehungen innerhalb der Genossenschaften, weshalb zunächst einige Ausführungen zur Entwicklung der Arbeitsteilung und der Aneignungsbeziehungen innerhalb der LPG der zweiten Hälfte der Sechziger Jahre angebracht sind. Dabei sollen die LPG Typ I und II nicht spezifisch berücksichtigt werden, da zu ihren Besonderheiten in vorangegangenen Abschnitten bereits das Notwendigste gesagt worden ist.

4.1
Zur weiteren Entwicklung von Teilung und Kombination der Arbeit und 
Vervollkommnung der Aneignungsbeziehungen innerhalb der LPG der 
Sechziger Jahre

4.1.1.
Einige Veränderungen in der Pflanzenproduktion

Mit der Übernahme der Großtechnik der MTS durch die LPG war die Herausbildung des einheitlichen genossenschaftlich-sozialistischen Aneignungsprozesses in der Pflanzenproduktion vollendet, aber eine relativ krasse Teilung zwischen Maschinen- und Handarbeit, die sich organisatorisch in der nun innergenossenschaftlichen Kooperation einer Traktoristenbrigade mit einer oder mehreren Feldbaubrigaden manifestierte, blieb damit vorläufig bestehen. In den Traktoristenbrigaden waren jene Genossenschaftsmitglieder zusammengefaßt, die mit der Technik aus den MTS gekommen waren. In den Feldbaubrigaden waren hauptsächlich die ehemaligen Einzelbauern konzentriert. Diese organisatorische Lösung, die von den historischen Ausgangsbedingungen, von tätigkeits- und qualifikationsbedingten Unterschieden zwischen den Genossenschaftsmitgliedern diktiert wurde, entsprach jedoch weder den Erfordernissen der weiteren Mechanisierung der Feldwirtschaft, die in Richtung einer produkt- bzw. verfahrensbezogenen Teilung und Kombination der Arbeit wirkte, noch einer vervollkommneten Einheitlichkeit des Aneignungsprozesses mit klaren und überschaubaren Verantwortlichkeiten, fest zugeteilten Bodenfonds, Maschinen und Geräten, was in Richtung auf territoriale Gliederung der Produktionskollektive wirkte.

Einen gewissermaßen klassischen Verlauf nahm die Lösung des in der organisatorischen Getrenntheit von Maschinen- und Handarbeit angelegten Entwicklungswiderspruchs in der LPG „Morgenrot“ Neetzow. 1963 wurde hier zunächst von 4 territorial gegliederten Feldbaubrigaden und einer zentral unterstellten Traktoristenbrigade zu einer die ganze Feldwirtschaft umfassenden Traktoristen-Feldbau-Brigade mit mehr als 100 Mitgliedern übergegangen. Ökonomische und insbesondere arbeitsökonomische Vorteile, die sich aus der Vereinigung von Boden, Maschinen und Arbeitskräften ergaben, wurden teilweise wieder aufgehoben durch die übermäßige Größe der Brigade. Es zeigte sich, daß bei einer Mitgliederstärke von mehr als 100 mit einem außerordentlich breiten Aufgabenbereich und einem über die Flurgemarkungen mehrerer Ortsteile ausgedehnten Produktionsterrain individuelle Aufgabenstellungen, verständliche und abrechenbare Leistungsmaßstäbe, klare Verantwortlichkeiten und Leitungsbefugnisse nur allzu schwer durchsetzbar waren, weswegen wenig später der Übergang zu drei kleineren Brigaden mit spezialisierten Aufgabenstellungen, fest zugeteilten Produktionsinstrumenten und Bodenfonds vollzogen wurde.
 Die Verteilung der Arbeitsplätze im Feldbau der Neetzower LPG nach der Bildung von Spezialbrigaden im Jahr 1965 zeigt beiliegende Übersicht:

Arbeitsplatzverteilung in den Spezialbrigaden der LPG „Morgenrot“, Neetzow95a
	
	Hackfruchtbrigade
	Futterbaubrigade
	Mähdruschfrucht-

brigade

	Mitglieder insgesamt:
	64
	20
	18

	davon Gespannführer:
	4
	4
	0

	Handarbeiter

	davon Frauen:
	49
	0
	0

	und Männer
	4
	5
	4

	Traktoristen:
	6
	9
	13

	Leiter:
	1
	1
	1

	Durchschnittsalter:
	42
	37
	37


Eine Umgestaltung der Arbeitsorganisation in Richtung auf vertiefte innerbetriebliche Arbeitsteilung bei weiterer Festigung der Geschlossenheit des Reproduktionsprozesses war und ist stets allein durch den ökonomischen Effekt gerechtfertigt, der meist nur bei entsprechender Stärkung der materiell-technischen Basis eintritt. Die Aufteilung der Technik auf Spezialbrigaden und kleinere territoriale Einheiten war ökonomisch erst dann gerechtfertigt, wenn dabei ihre volle Schlagkraft gewährleistet blieb, wenn also genügend Traktoren, Geräte und Arbeitskräfte zur Sicherung kontinuierlicher Arbeitsabläufe gegeben waren. Die technische Ausstattung der Produktionskollektive mußte auf Brechung von Arbeitsspitzen hinwirken.

Die Überlegenheit der produktorientierten Produktionsorganisation gegenüber der hergebrachten Struktur, in der „alle alles machten“, zeigte das Lehr- und Versuchsgut Klockow, wovon G. Elvert berichtet: „Während in vielen Betrieben des Kreises wegen der komplizierten Witterungsbedingungen die Arbeiten an den Futterkulturen hintenan gesetzt  wurden, konnte das Kollektiv der Futterbaubrigade unseres LVG die günstigsten acker- und pflanzenbaulichen Zeitspannen relativ gut einhalten. Während im Durchschnitt des Kreises ein Ertragsrückgang bei den wichtigsten Futterkulturen gegenüber dem Jahr 1964 eintrat, stiegen die Erträge unserer Futterbaubrigade gegenüber 1964 an und überschritten den Kreisdurchschnitt.“

Aber die meisten LPG der Sechziger Jahre verfügten nicht über die erforderliche Investitionskraft und die notwendigen subjektiven Voraussetzungen zur konsequenten Durchführung der Spezialisierung innerhalb der Grenzen des Betriebes. Deshalb konnten dem Institut für landwirtschaftliche Betriebs- und Arbeitsökonomik Gundorf 1966 auch nicht mehr als 20 Landwirtschaftsbetriebe bekannt sein, die mit insgesamt 52 Spezialbrigaden etwa 25 000 ha bewirtschafteten. Es handelte sich dabei vor allem um überdurchschnittlich große LPG. Von den 52 Brigaden waren 12 auf Mähdruschfrüchte, 15 auf Rauh- und Saftfutterbau und 13 auf Hackfrüchte spezialisiert. 12 weitere bearbeiteten kombiniert Mähdrusch- und Hackfrüchte bzw. Futter- und Hackfrüchte.
 Eine breite Durchführung der Spezialisierung setzte weitgehend den Zusammenschluß mehrerer kleiner Genossenschaften und eine prozeßbezogene Kooperation benachbarter sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe sowie Ausgliederung bestimmter Teilprozesse aus den einzelnen Genossenschaften voraus, wovon unter 4.2. ausführlicher zu sprechen sein wird.

Die Ausweitung der innerbetrieblichen Arbeitsteilung, die sich aus einer produkt- und verfahrensbezogenen Spezialisierung ergab, fand ihre Entsprechung in einer Weiterentwicklung des genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisses. Mit der Eingrenzung der Verantwortungsbereiche und einer klareren Fixierung der Aufgaben jedes einzelnen Genossenschaftsmitgliedes wuchs die Überschaubarkeit des Produktionsprozesses, wurde es für die Genossenschaftsbauern einfacher, ihre spezifische Rolle im Produktionsprozeß zu sehen und sich entsprechend gezielt zu qualifizieren. Gleichzeitig vertieften und erweiterten sich die innerbetrieblichen Beziehungen, die in eine entsprechende ökonomische Form zu bringen waren. Im Beschluß des IX. Deutschen Bauernkongresses hieß es dazu: „Die Herstellung innerbetrieblicher ökonomischer Beziehungen zwischen dem Vorstand der LPG und den Spezialistengruppen und Brigaden sowie zwischen den Arbeitskollektiven in der Feld- und Viehwirtschaft ermöglicht es uns, das Zusammenwirken aller Genossenschaftsmitglieder auf der Grundlage des Planes zu gewährleisten und das Denken und Handeln auf die Erfüllung dieser Aufgaben zu richten. Es hat sich bewährt, dazu folgendes vertraglich zu vereinbaren: 

Produktionsziele nach Menge, Qualität und Termin, materielle und finanzielle Mittel, leistungsgebundene Grundvergütung und zusätzlichen materiellen Anreiz für hohe Zuwachsraten, hohe Qualität und sinkende Kosten durch progressiv gestaffelte Prämien. Die innerbetrieblichen ökonomischen Beziehungen sind keineswegs, wie oft angenommen, nur organisatorische Fragen, sondern sind wichtige Mittel zur besseren Leitung des Reproduktionsprozesses in den Genossenschaften Typ III.“

Bei derartiger Ausgestaltung der genossenschaftlichen Aneignungsbeziehungen waren freilich zahlreiche, in sich differenzierte spezifische Probleme zu lösen. Diese seien hier kurz angerissen, um die Größe der historischen Leistung der Klasse der Genossenschaftsbauern bei der Weiterentwicklung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentums zu verdeutlichen.

1. Bei einer Berechnung der Produktion je Arbeitskraft auf Basis der staatlich fixierten Agrarpreise ergab sich z. B. In der erwähnten LPG „Morgenrot“ 1964 für die Mähdrescherbrigade eine Bruttoproduktion je Arbeitskraft von 36 000 MdN, für die Hackfruchtbrigade dagegen nur 900 MdN.
 Würde  sich darin ein realer Leistungsunterschied zwischen den Mitgliedern dieser beiden Brigaden ausdrücken, betrüge er 40 zu 1. Eine innerbetriebliche Verrechnung der Leistungen, die den Anteil der einzelnen Brigaden und ihrer Mitglieder am genossenschaftlichen Gesamtprodukt real widerspiegelt und die Aktivitäten in Richtung auf seine Mehrung lenkt, mußte daher erst entwickelt werden. Entsprechende Vereinbarungspreise mußten erst gefunden werden.

2. Auch wenn die Brigaden den Arbeitsanfall in ihrem Verantwortungsbereich recht weitgehend mit eigenen Kräften bewältigen konnten, war es doch nicht völlig unvermeidlich, daß die verschiedenen Brigaden Leistungen füreinander zu erbringen hatten. Hierfür waren Preise zu entwickeln und zu vereinbaren, die nicht nur die Selbstkosten deckten, sondern auch einen Gewinnanteil enthielten, so daß die dienstleistende Brigade an einer ordnungsgemäßen Ausführung der übertragenen Arbeiten und die dienstnehmende Brigade an einer Minimierung des brigadefremden Arbeitskraftbedarfs materiell interessiert wurde. 

3. Insbesondere außerhalb ihrer Arbeitsspitzen mußten die Brigaden wechselweise auch solche Arbeiten für die Genossenschaft übernehmen, die nicht in das unmittelbare Produktionsprofil des spezialisierten Kollektivs fielen. Das betrifft insbesondere Transport- und Verladearbeiten. Auch diese Tätigkeiten waren in angemessener Weise in die Leistungsbilanz der Brigaden einzubeziehen.

4. Aus unbeeinflußbaren Gründen wie Hagel- oder Blitzschlag konnten ökonomische Verluste eintreten, die nicht durch die Brigademitglieder verursacht wurden. Damit das Produktionsrisiko nicht voll auf die Brigaden durchschlug, mußte eine Regelung getroffen werden, bei der es (auch aus der Sicht des Aneignungsprozesses) nicht belanglos ist, aus welchen Fonds der Verlustausgleich finanziert wurde. Um die Genossenschaftsbauern als Eigentümer anzusprechen, erwies es sich als zweckmäßig, die Ausgleichszahlung nicht aus den genossenschaftlichen Reservefonds, sondern aus den für den erlittenen Schaden gewährten Versicherungsgeldern zu speisen.

4.1.2.
Zur weiteren Ausprägung des gesellschaftlichen Charakters der Tierproduktion in 
den LPG Typ III

Mit der Schaffung des genossenschaftlichen Eigentums war bereits die Möglichkeit entstanden, die innerbetriebliche Arbeitsteilung im Bereich der Tierproduktion zu vertiefen, ohne daß damit ein größerer Investitionsaufwand verbunden wäre. Dies war so weit möglich, wie die vorhandenen Stallanlagen eine Konzentration der Bestände nach Produktionsstufen zuließen. Mit der Profilierung von Produktionsstufen entstanden günstigere Voraussetzungen für die Entwicklung und Anwendung von Spezialkenntnissen der Genossenschaftsbauern, wurde die Verantwortung der einzelnen Genossenschaftsmitglieder spezifischer. Somit entstand auch im Bereich der Tierproduktion die Notwendigkeit, eine innere Leistungsberechnung zu entwickeln, die den einzelnen Teilproduzenten ökonomisch mit dem genossenschaftlichen Eigentum als Ganzheit verbindet.

Die Gliederung des Abteilungskollektivs der Tierproduktion in Arbeitsgruppen nach Tierarten (Schwein, Rind, Schaf, Geflügel), nach Produktionsstufen (Vermehrungszucht, Jungviehaufzucht, Milch- bzw. Eier- oder Wollproduktion, Mast) und die einheitliche technologische Leitung durch den Zootechniker waren aber keineswegs gleichbedeutend mit der Überwindung der räumlichen Zersplitterung des Arbeitskollektivs, die sich aus der zerstreuten Lage der einzelnen Stallungen ergab. Innerhalb der Ställe überwog auch weiterhin die Handarbeit. Alle anfallenden Arbeiten waren auch weiterhin von allen Arbeitskräften gleichermaßen zu verrichten. Doch mit der Zentralisation der Tierbestände in Produktionsstufen waren bereits günstige Ausgangsbedingungen für effektive Maßnahmen der Mechanisierung, de allmählichen Übergangs zur Großproduktion und einer damit möglichen grundlegenden Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen gegeben, die für die Reproduktion des genossenschaftlichen Arbeitsvermögens von großer Bedeutung war. Die Investitionskraft der Genossenschaften konnte nacheinander auf einzelne Produktionsstufen konzentriert werden.

Bei einer rein technologischen Betrachtungsweise entsteht der Eindruck, daß der Übergang zu einer industrieähnlichen Produktionsweise in der Tierproduktion leichter zu vollziehen sei als in der Pflanzenproduktion. Die Arbeitsprozesse in der Tierproduktion sind weitgehend witterungsunabhängig, gestalten sich kontinuierlich, was eine gleichmäßige Auslastung des Arbeitsvermögens und der Produktionsmittel ermöglicht, die räumliche Ausdehnung der Produktion ist relativ gering u. a. m. Bei einer Betrachtungsweise hingegen, die den ökonomischen Gesamtzusammenhang berücksichtigt, stellt es sich anders dar.

· Erstens machen sich die Abhängigkeiten der Tierproduktion von der Pflanzenproduktion geltend. Die verwendungsgerechte Futterbereitstellung in Menge, Qualität und Kontinuität konnte in den LPG der Sechziger Jahre nur in einer relativ kleinen Dimension sichergestellt werden. „Der Bau von Stallanlagen, die in ihrer Funktion und ihren Anforderungen an Betriebsorganisation und Qualifikation zu sehr über dieses Entwicklungsstadium hinausgingen, führte häufig zu Rückschlägen, und zwar nicht immer nur für die einzelne Genossenschaft, sondern für die gesamte Entwicklung.“

· Zweitens ist der Investitionsaufwand bei der Errichtung einer modernen Stallanlage beträchtlich und bringt nur punktuelle Effekte. Die Kraft der einzelnen Genossenschaft war für einen grundlegenden Fortschritt im allgemeinen zu gering.

· Drittens sind die Betriebskosten industriemäßiger Produktionsanlagen der Tierproduktion selbst bei heutigem Stand der technischen Entwicklung noch immer zu hoch.

Alles in allem wird deutlich, daß die Vergesellschaftungsprozesse innerhalb der Tierproduktion weit schwieriger und aufwendiger sind als in der Pflanzenproduktion. Aus der Sicht der erweiterten Reproduktion des genossenschaftlichen Eigentums weisen die Lösungsrichtungen der Entwicklungswidersprüche der traditionellen LPG sowohl in der Tier- als auch in der Pflanzenproduktion über die Grenzen des einzelnen Betriebes hinaus. Aber in der Pflanzenproduktion tritt der Umschlag von der innerbetrieblichen zur zwischenbetrieblichen Kooperation im großen und ganzen eher auf die Tagesordnung. Das bedeutet keineswegs, daß er in der Tierproduktion weniger dringlich sei, denn gerade hier ist eine grundlegende Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen, wie sie allein durch den Übergang zu einer weitgehend mechanisierten Produktion möglich ist, weit dringender, damit auch in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft die Tierproduktion ein attraktiver Arbeitsbereich bleibt.

4.2.
Veränderungen in der Realisierung des genossenschaftlich-sozialistischen 
Eigentums: Ausgliederungsprozesse und Entstehung kooperativer Einrichtungen

Der Gliederung der nachstehenden Ausführungen liegt die zeitliche Abfolge des Beginns der verschiedenen Ausgliederungsprozesse zugrunde.

Der erste Bereich, in dem die LPG in breitem Umfang die zwischenbetriebliche Kooperation entfalteten, war das Bauwesen. Soweit die einzelnen LPG überhaupt in der Lage waren, eigene Baubrigaden zu bilden, war deren Schlagkraft in der Regel doch sehr beschränkt, weshalb schon die V. LPG-Konferenz 1957 die Bildung gemeinsamer Baubrigaden empfahl.
 Bereits 1965 waren ca. 2100 LPG an kooperativen Bauorganisationen beteiligt.
 Seit etwa 1967 entwickelten sich die zwischengenossenschaftlichen Bauorganisationen noch umfassender. Betrug die Zahl der ständig in ihnen Beschäftigten 1967 11 241, stieg sie bis 1974 auf 38 836.
 Der historisch nächste Bereich der zwischengenossenschaftlichen Kooperation (sofern VEG daran beteiligt sind, spricht man von zwischenbetrieblicher Kooperation) war die Feldwirtschaft. Ausgangspunkt war hier die Übernahme der Technik aus den MTS/RTS durch die LPG. Da die Entwicklung der Kooperation in der Pflanzenproduktion eine gesonderte systematische Betrachtung erfordert, sollen weitere Ausführungen hierzu dem Abschnitt 4.3. vorbehalten bleiben.

1965 wurde systematisch begonnen, den zwischengenossenschaftlichen Transport sowie den Umschlag landwirtschaftlicher Bezugs- und Absatzgüter aus den LPG auszugliedern und sie in den BHG zu zentralisieren.

Einen Eindruck davon, wie groß die Entlastung des genossenschaftlichen Arbeitsvermögens und die Erhöhung der Effektivität des Einsatzes der materiell-technischen Basis der LPG war, die mit der überbetrieblichen Zentralisation der Umschlagarbeiten erreicht wurde, geben die nachstehend zitierten rückblickenden Ausführungen des Leiters der BHG Leisnig, Kreis Döbeln.

„In den vergangenen Jahren verluden täglich oft 15 LPG Rüben. Jeden Tag waren also 40 bis 50 Genossenschaftsbauern während der Herbstmonate auf dem Bahnhof, um die Rüben mit der Gabel von den Hängern in die Waggons zu schaufeln. Da die Waggons nicht immer zu den gewünschten Terminen kamen, gab es viel Stillstandszeiten. Oft stauten sich vor dem Bahnhof bis zu 100 Hänger, das Verladepersonal stand ebenfalls unproduktiv herum.“ Mit der Zentralisation dieser Arbeiten wurde es beispielsweise möglich, einen gemeinsamen Rübenverladeplatz in der Nähe des Bahnhofs einzurichten, ein Hackfruchtverladegerät, Kräne, Annahmeförderer u. a. Geräte anzuschaffen. Der Arbeitskräftebedarf verringerte sich in Leisnig von 50 auf 6 Beschäftigte, was beim Verladen von 23 500 t Rüben und dem Entladen von 6000 t Naßschnitzel einer Einsparung von 60 000 AK/h und 180 000 MdN entspricht, wobei die Kosten, die sich aus den Warte- und Stillstandszeiten der Traktoren, Hänger und Arbeitskräfte vordem ergeben hatten, noch gar nicht eingerechnet sind.

Bedingt durch die Besonderheiten und die große Bedeutung des Umsatzes von Agrochemikalien ergab es sich, daß die Bäuerlichen Handelsgenossenschaften zunächst auch der institutionelle Träger für die entstehenden Agrochemischen Zentren wurden. Während die Agrochemiekalien durch die Industrie kontinuierlich angeliefert werden, ist ihr Verbrauch durch die Landwirtschaft diskontinuierlich. Sachgemäße Zwischenlagerung macht sich daher erforderlich. Die optimale Größe eines Düngemittellagers entsprach Mitte der Sechziger Jahre einer Ausbringungsfläche von 8 bis 16 000 ha.
 Sie überschritt also die durchschnittliche LN einer LPG Typ III des Jahres 1970 um das 10- bis 20- und einer LPG Typ I bzw. II um das 32- bis 64-fache.

Auch die Anschaffung und der effektive Einsatz der Ausbringungstechnik sowie die Heranbildung qualifizierten Bedienpersonals überstiegen die Möglichkeiten einer LPG bei weitem. Diese Kapazitäten wurden als zwischengenossenschaftliches Eigentum daher gleichfalls zentralisiert entwickelt. Auch hierbei waren die BHG meist der institutionelle Träger, ging es doch darum, die Arbeit mit Agrochemikalien von ihrem Umschlag bis zu ihrer Ausbringung in einer Hand zusammenzufassen und die Transportkapazitäten effektiv auszulasten. Doch aus der Sicht der Anwendung von Agrochemikalien war die Zentralisierung im Rahmen der BHG nicht mit Notwendigkeit der einzige Weg. Beispielsweise wurde bereits 1961 im Landkreis Karl-Marx-Stadt eine gemeinsame Pflanzenschutzbrigade aller LPG und der MTS gebildet.

Je weiter sich die ACZ als zwischenbetriebliche Produktions- bzw. „Leistungs“-Einrichtungen mit einem spezifischen Arbeitsprozeß, einem selbständigen ganzjährigen Produktionsplan, einem festen Arbeitskollektiv und relativer ökonomischer und juristischer Eigenständigkeit profilierten, je mehr ihre produktiven gegenüber ihren Zirkulationsfunktionen an spezifischem Gewicht gewannen, desto weniger war ihre organisatorische Einbindung in die Bäuerlichen Handelsorganisationen gerechtfertigt. 1972 wurden die ACZ daher aus den BHG ausgegliedert.

Bei der weiteren Vervollkommnung des ökonomischen und juristischen Status der ACZ waren zwei in entgegengesetzte Richtungen weisende Aspekte zu berücksichtigen.

1. Einheitliche, republikweite Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts, des Arbeits- und des Umweltschutzes sprechen für eine zentralisierte Organisationsform. In gleiche Richtung weist die vorhandene materiell-technische Basis.

2. Engste Verbindung mit der landwirtschaftlichen Primärproduktion, auf deren Wachstum die ganze Tätigkeit der ACZ schließlich gerichtet sein muß, spricht für eine dezentralisierte Organisationsform, die im Status als zwischenbetriebliche Einrichtungen der landwirtschaftlichen Produktionsbetriebe (LPG, GPG und VEG) gefunden wurde.

Organisatorisch ist die Unterordnung der ACZ unter die Bedürfnisse der landwirtschaftlichen Produktionsbetriebe so geregelt, daß die LPG auf drei Ebenen folgendermaßen ihre Rechte wahrnehmen können.

1. Inkraftsetzung und Veränderungen des Statuts, der Betriebsordnung und der Grundsätze der Vertragsbeziehungen der ACZ bedürfen der Zustimmung der Mitgliederversammlungen aller LPG, deren kooperative Einrichtungen das jeweilige ACZ ist.

2. „Die Bevollmächtigtenversammlung ist das oberste und kollektive Leitungsorgan jedes Agrochemischen Zentrums. Über sie nehmen die LPG, VEG und die GPG durch die bevollmächtigten Vertreter ihre Rechte und Pflichten bei der Leitung, Planung, Finanzierung sowie Weiterentwicklung ihres Agrochemischen Zentrums wahr.“

3. Im Aktiv des ACZ werden die Interessen der Pflanzenbaubetriebe operativ durch Spezialisten (Betriebspflanzenschutzagronom oder Beauftragte für Pflanzenschutz und Düngung) wahrgenommen. Befugnisse und Verantwortungsbewußtsein dieser Spezialisten entscheiden sehr maßgeblich über Qualität und Effektivität der durch die ACZ auf den Genossenschaftsfeldern geleisteten Arbeiten.

Trotz dieser klaren Regelungen sah sich G. Grüneberg im Februar 1980 anläßlich einer zentralen Beratung mit den Leitern und Parteisekretären der ACZ gezwungen zu einer schwerwiegenden Feststellung. „Nach unserer Einschätzung reichen die Fortschritte, die wir bei der politischen Klärung des zwischengenossenschaftlichen Charakters der Agrochemischen Zentren erreicht haben, noch nicht aus.“
 Zu sehr standen noch „Kilometer, Tonnen, Hektar oder Gewinn“ im Vordergrund der Leistungsbewertung und zu hoch war der Anteil der Leistungen, die die ACZ in nichtagrarischen Wirtschaftszweigen erbrachten.
 Eine solche Situation verdeutlicht m. E., daß die organisatorisch-juristische Regelung des Statuts der ACZ nur so weit ökonomisch relevant ist, wie sie durch eine entsprechende Ausgestaltung der Produktionsverhältnisse untermauert ist. Zwischengenossenschaftlicher Charakter ist nur so weit real ausgeprägt, wie die Gemeinschaftseinrichtung der Reproduktion des genossenschaftlichen Eigentums tatsächlich subsumiert ist. Eine derartige Ausgestaltung der ökonomischen Beziehungen hat es allerdings mit mindestens den folgenden praktischen Schwierigkeiten zu tun.

1. Die agrochemischen Hilfsprozesse sind in einem höheren Grad konzentriert und zentralisiert als die landwirtschaftliche Primärproduktion, auf die sie bezogen sind. Der Einzugsbereich eines ACZ liegt durchschnittlich bei 23 000 ha LN. Bei einer durchschnittlichen Größe einer LPG Pflanzenproduktion von 4500 ha ist ein ACZ im Durchschnitt 4 bis 5 Pflanzenbaubetrieben zugeordnet, die ihrerseits in jeweils 2 bis 3 Territorialabteilungen gegliedert sind.

2. Die Chemisierung ist nur einer unter vielen Intensivierungsfaktoren der Pflanzenproduktion. Es ist daher schwierig, den Anteil des ACZ am ökonomischen Ergebnis der genossenschaftlichen Arbeit zu verifizieren. Eine konsequente Unterordnung der Tätigkeit des ACZ unter die Bedürfnisse der agrarischen Primärproduktion ist aber erst dann erreicht, wenn das ökonomische Ergebnis der LPG, VEG und GPG den Ausschlag für die Bewertung der ökonomischen Tätigkeit der ACZ gibt.

3. Die Meßbarkeit des ökonomischen Nutzens des Chemikalieneinsatzes wird weiterhin dadurch erschwert, daß zeitlich sehr stark differenzierte, nämlich kurz-, mittel- und langfristige Wirkungen auf die Pflanzenproduktion in ihren Wechselbeziehungen zu erfassen sind.

4. Der Arbeitsprozeß der ACZ gestaltet sich – entsprechend seiner Bindung an biologische Vorgänge – diskontinuierlich. Im Interesse einer effektiven Auslastung der materiell-technischen Basis der ACZ mußten und müssen sie daher zu Transport- und anderen Dienstleistungen in anderen volkswirtschaftlichen Bereichen herangezogen werden. In der Art und Weise, wie die Übernahme bereichsfremder Arbeiten in Einklang gebracht wird mit den eigentlichen Obliegenheiten der ACZ, besteht m. E. ein wichtiges Kriterium der Subsumtion der ACZ unter das genossenschaftliche Eigentum. In diese Richtung weist die Forderung G. Grünebergs, „daß der Einsatz der Kapazitäten der Agrochemischen Zentren für andere Bereiche nur dann zulässig ist, wenn ihre Aufgaben für die Landwirtschaft und für die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen auf dem Dorfe erfüllt werden.“

Eine effektive, also auch den konkreten Bedingungen flexibel Rechnung tragende Arbeit der ACZ gebietet danach zu streben, die Vorzüge des erreichten Vergesellschaftungsgrades in der Chemisierung sinnvoll mit einem Maximum an dezentraler Arbeitsweise zu verbinden. Dem entspricht das seit 1980 verstärkt in Anwendung gebrachte Territorialprinzip in der Arbeitsorganisation der ACZ. Es wurden Brigaden bzw. Arbeitsgruppen gebildet, in deren Zusammensetzung und Zuordnung der Wohnort bzw. die Herkunft der Werktätigen stärker als bisher berücksichtigt wurden. Mit der relativ festen Zuordnung dieser Brigaden und Arbeitsgruppen zu bestimmten Landwirtschaftsbetrieben stellen sich die Fragen, die mit dem Status der Werktätigen der ACZ zusammenhängen, in neuer Weise. Wie sind ihre Beziehungen zum genossenschaftlichen Eigentum, zum Boden und zur Reproduktion seines Leistungsvermögens möglichst wirkungsvoll zu gestalten? In welchem Maße sind die Werktätigen der ACZ der einheitlichen Leitung des genossenschaftlichen Produktionsprozesses zu unterstellen?

Endlösungen und Universalrezepte sind aber keineswegs zu erwarten, denn die Probleme sind allzu komplex und vielgestaltig.

Wie die ACZ sind auch die Mischfutter-, Pelletier- und Trocknungsanlagen als kooperative Einrichtungen der Pflanzenproduktionsbetriebe entstanden. Ebenso wie die ACZ erhielten sie den Status von „juristischen Personen“, arbeiten mit festen Kollektiven nach eigenen Jahresproduktionsplänen; ihr Wirkungsfeld entspricht dem Territorium mehrerer landwirtschaftlicher Großbetriebe. Auch die Produktion der Mischfutter-, Pelletier- und Trockenwerke ist stärker konzentriert als die der primären Landwirtschaft. Hinsichtlich ihrer ökonomischen Stellung besteht der wesentliche Unterschied zu den ACZ darin, daß sie nicht Hilfsprozesse ausführen, sondern eine selbständige Verarbeitungsstufe repräsentieren, die der Pflanzenproduktion nach- und der Tierproduktion vorgelagert ist. Hieraus folgt, daß sie nicht mit der gleichen Notwendigkeit wie die ACZ als kooperative Einrichtungen betrieben werden müssen.

1965 existierten 65 landwirtschaftliche Trocknungsanlagen, davon waren 15 zwischengenossenschaftliche Einrichtungen.
 In ihren Leistungen lagen die ZBE mit durchschnittlich 2868 Trocknungsstunden um 77 Stunden über dem DDR-Durchschnitt aller vergleichbaren Anlagen.
 „Der im Jahr 1962 eingeschlagene Weg, Trocknungsanlagen zwischengenossenschaftlich zu nutzen, erweist sich also als richtig.“
 Von den 1964 in Betrieb genommenen Mehrfruchttrommeltrocknungsanlagen wurden 5 als zwischengenossenschaftliche Einrichtungen und 4 in spezialisierten VEG errichtet. Die 5 zwischengenossenschaftlichen Einrichtungen erreichten 1965 durchschnittlich 3153 jährliche Trocknungsstunden, die VEG nur 3029.

Mit der Schaffung größerer Verarbeitungskapazitäten und der Einführung ihrer mehrschichtigen Auslastung wurde in den siebziger Jahren eine Verdreifachung der jährlichen Trocknungsstunden je Aggregat erreicht.. Damit vergrößerte sich natürlich auch das Einzugsterritorium derartiger Anlagen beträchtlich. Die Verantwortung für die effektivste Auslastung einer Trocknungs-, Pelletier- oder Mischfutteranlage konnte kaum noch im Rahmen des Gemeinschaftseigentums weniger LPG wahrgenommen werden. Sie wuchs mehr und mehr den Räten der Kreise zu. „In seinem Territorium ist der RdK für die technische Trocknung zuständig. Er kontrolliert die Auslastung der Kapazität, koordiniert die vertragliche Bindung und Frischgutbereitstellung für Trocknung und Pelletierung auf der Grundlage der vom RdB mit dem Volkswirtschaftsplan übergebenen Bilanzanteile nach Fruchtgruppen, kreisen und Trockenwerken.“
 So trat die genossenschaftliche Form des Eigentums gegenüber den gesamtgesellschaftlichen Interessen in den Hintergrund. Auch der Transport- und Energieaufwand war in einem Maße gestiegen, daß er bei einer zwischengenossenschaftlichen Betriebsweise ohne gesellschaftliche Zuschüsse nicht mehr kostendeckend sein konnte.

Konzentration und Zentralisation in nachgelagerten Produktionsstufen wirken stets auf die vorgelagerten Stufen zurück. Die Errichtung von Mischfutterwerken erfordert Konzentration der Grünmasseerzeugung in ihrer unmittelbaren Nähe. Sie setzt also voraus, bzw. bewirkt verstärkte Spezialisierung zwischen den Anbaubetrieben eines bestimmten Territoriums und erweitert so die Möglichkeiten zur Einführung industriemäßiger Produktionsmethoden.

Mitte der siebziger Jahre war die DDR bereits mit einem dichten Netz von Mischfutter- und Pelletierwerken und Anlagen der technischen Trocknung überzogen. 1978 existierten 263 derartige Produktionsstätten.

Während die Errichtung von Anlagen zur industriemäßigen Grünmasseverarbeitung der Schaffung einer zusätzlichen Verarbeitungsstufe gleichkam, die die Produktion in den LPG mittelbar veränderte, bedeuten die kooperativen Einrichtungen der Tierproduktion eine ganz unmittelbare Veränderung der landwirtschaftlichen Primärerzeugung. Bestimmte Produktionsstufen wurden aus den einzelnen Genossenschaften ausgegliedert und überbetrieblich konzentriert.

Im Rahmen der Kooperation können organisatorische Fragen, die sich aus dem Widerspruch zwischen relativ hohem Vergesellschaftungsgrad einzelner Produktionsstufen und relativ zersplitterter Produktion in den vor- und nachgelagerten Stufen ergeben, verhältnismäßig unbürokratisch und mit größter Kenntnis der örtlichen Gegebenheiten gelöst werden.

Solche Fragen stehen beispielsweise in Zusammenhang mit der termin- und qualitätsgerechten Zulieferung von Ausgangsprodukten (Tiere und Futter) oder der Bereitstellung genügend qualifizierter Arbeitskräfte.

Bei zu großer Dimension industriemäßiger Anlagen und damit einhergehend großer Zahl von Kooperationspartnern in einem relativ großen Einzugsgebiet mit mannigfaltigen Interessenlagen kommen auch Faktoren zur Geltung, die den zwischengenossenschaftlichen Charakter des Eigentums an den industriemäßigen Produktionsanlagen praktisch in den Hintergrund treten lassen. An der Schweinemastanlage Hoyerswerda-Kühnicht beteiligten sich z. B. 25 LPG Typ I und 8 LPG Typ III.
 Entsprechend ihrem Investitionsanteil war jede beteiligte LPG für die Reproduktion einer bestimmten Anzahl von Stallplätzen, also für eine entsprechende Belieferung der Großanlage mit Mastläufern und Futtermitteln verantwortlich zuzüglich der angemessenen Fonds- und Arbeitskräftebereitstellung. Die Koordinierung entsprechender vertraglicher Bindungen und die Sicherung ihrer Realisierung fallen dabei funktional der kooperativen Einrichtung zu. Die Kooperationsbeziehungen sind so geregelt, daß sich keine Genossenschaft aus der Verantwortung für die Reproduktion des gemeinschaftlichen Eigentums in eine rein finanzielle Beziehung zurückziehen kann. Die ZGE Tierproduktion arbeiten nach einem eigenen Produktionsplan mit unteilbaren und fest zugeordneten materiellen Fonds, einem festen Arbeitskollektiv, das zunächst vorwiegend aus delegierten Mitgliedern der beteiligten LPG, aber – je länger, desto mehr – auch aus Arbeitern und Angestellten besteht. Arbeits- und Betriebsorganisation, Arbeitsnormierung und Vergütungsgrundsätze gestalten sich innerhalb der Produktionsanlage weitgehend unabhängig vom spezifischen Eigentumscharakter, der also auch hier in den Hintergrund tritt. Für die Werktätigen in den zwischengenossenschaftlichen Einrichtungen der Tierproduktion – wie auch in allen anderen kooperativen Einrichtungen – realisiert sich die Identität von Produzent und Eigentümer primär innerhalb der Arbeitskollektive der kooperativen Einrichtungen. Die Delegierung begründet Besonderheiten des Arbeitsrechtsverhältnisses und im Status der betreffenden Werktätigen, die auch als Anlagenfahrer u. dgl. In ihren Rechten und Pflichten Angehörige der delegierenden Genossenschaften, also Genossenschaftsbauern blieben. Diese Besonderheiten sind in bezug auf den Arbeits- und Aneignungsprozeß innerhalb der kooperativen Einrichtung allerdings von untergeordneter Bedeutung. Die delegierten Genossenschaftsmitglieder gehören – unabhängig von ihrem Status – einem besonderen Arbeitskollektiv an, von dessen Leistung der Hauptteil ihres Einkommens bestimmt wird, auch wenn für die Form der Vergütung der genossenschaftliche Charakter des Eigentums prägend bleibt, indem die Vergütung zunächst noch über die delegierenden LPG erfolgte.

1977 existierten 336 ZGE bzw. ZBE Tierproduktion. Die Struktur der Tierproduktion in unserer Republik wurde durch diese Einrichtungen allerdings nur punktuell verändert. Der Anteil der Schweinehaltung in herkömmlichen Anlagen verringerte sich zwischen 1970 und 1975 nur von 70 auf 68 %.
 Der Anteil der sehr großen Anlagen am staatlichen Schlachtvieh- und Milchaufkommen bewegt sich gegenwärtig zwischen 4 und 6 %.
 Zu Beginn der achtziger Jahre veranlaßte ein ganzer Komplex von Faktoren eine Akzentverschiebung in der Entwicklungspolitik der Tierproduktion in Richtung auf Rekonstruktion der vorhandenen Stallanlagen in den LPG.

Aus der Sicht der Reproduktion des genossenschaftlichen Eigentums besteht die wichtigste Besonderheit der zwischengenossenschaftlichen Kooperation darin, daß nunmehr ein Teil des genossenschaftlichen Eigentums außerhalb der LPG reproduziert wird. In den Zweigen, die von der Kooperation in Gestalt von Ausgliederungsprozessen erfaßt werden, hört die einzelne LPG auf, eine relativ abgeschlossene Einheit von Produzenten und Eigentümern zu sein. Die einzelne LPG verwandelt sich in eine Grundzelle eines arbeitsteilig produzierenden Organismus, in welchem ein Mindestmaß an zentralisierter Leitung in den Erzeugnislinien erforderlich ist. „Für die komplexe Koordinierung ist entscheidend, daß die termingerechten Lieferungen nicht den einzelnen Partnern überlassen bleiben, sondern unter dem Aspekt der Stufenproduzenten der gesamten Erzeugnislinie effektiv gesteuert werden.“
 Mit ihrer Beteiligung an einer kooperativen Einrichtung unterwirft sich die einzelne LPG in ihrer ganzen Tätigkeit, soweit sie mit dieser Einrichtung zusammenhängt, einer höheren Einheit.

Die Interessen der kooperierenden Genossenschaften erden in der rechtlichen Gestaltung der Kooperationsbeziehungen vielfältig gewahrt. Wie bereits ausgeführt, bedarf die Entscheidung aller Grundfragen der Entwicklung von kooperativen Einrichtungen der Zustimmung der Mitgliederversammlungen aller beteiligten Genossenschaften. In bestimmten Hinsichten sind die Mitgliederversammlungen der einzelnen LPG aber nicht in der Lage, kompetent die Initiative zu ergreifen. Das betrifft insbesondere die Standortbestimmung für Gemeinschaftseinrichtungen, die Zusammenführung der erforderlichen Zahl von Partnern, die Koordinierung von Vertragsabschlüssen, die Kontrolle ihrer Erfüllung und die technologisch bedingten Regelungen in der Betriebsordnung. In der Führung des Übergangs zur industriemäßigen Produktion ist die Initiative nur noch auf einer höheren gesellschaftlichen Ebene effektiv wahrzunehmen. Diese Ebene wird von den Räten der Bezirke repräsentiert – daß die genossenschaftliche Demokratie in dieser Konstellation nicht zu einer bloßen Formalität herabsinkt, bleibt eine ständige Aufgabe. Die Mitwirkung der Genossenschaftsbauern als Eigentümer ist unerläßlich für die Vermeidung von Fehlentscheidungen.

4.3. Die Herausbildung von kooperativen Abteilungen Pflanzenproduktion

Historischer Ausgangspunkt der zwischenbetrieblichen Kooperation in der Pflanzenproduktion war in der DDR die Übernahme der MTS-Technik durch die LPG. Die materiell-technische Basis der MTS war meist so beschaffen, daß ihre gleichmäßige Aufteilung auf die LPG des jeweiligen Territoriums unmöglich war bzw. die Schlagkraft der Großtechnik erheblich eingeschränkt hätte. Aufteilung war nur möglich bei gleichzeitiger Gewährleistung eines vertraglich geregelten gemeinsamen Einsatzes.

Die Erfahrungen, die die Genossenschaftsbauern mit dieser Kooperation sammelten, führten sie fast von selbst dahin, auch bei der erweiterten Reproduktion der materiell-technischen Basis der Pflanzenproduktion, insbesondere bei der Anschaffung der Großtechnik, zu kooperieren. Dabei wurden in der Praxis verschiedene Wege beschritten. Zum einen wurde die für den gemeinschaftlichen Einsatz bestimmte Technik auf der Grundlage abgestimmter Entwicklungskonzeptionen von den einzelnen LPG angeschafft. Zum anderen wurden bestimmte Großgeräte, vor allem Erntekombines, gemeinschaftlich angeschafft und eingesetzt. Damit entstanden zwischen den Landwirtschaftsbetrieben eines Territoriums komplizierte ökonomische Beziehungen, denn Anschaffung und Einsatz der Technik überschritten in ihrer Dimension das Vergesellschaftungsniveau des Bodens, der Feldarbeit insgesamt und der Aneignung. Anschaffungs- und Einsatzkosten waren anteilig zu verrechnen. Der Einsatz war zum Vorteil aller überbetrieblich zu planen und zu leiten. Für die demokratische Leitung der Kooperation entstanden als gemeinschaftliche Gremien die Kooperationsräte Pflanzenproduktion. Zeitweilig wurden überbetrieblich kampagnebezogene Arbeitskollektive gebildet.

Die Notwendigkeit, diese Beziehungen zu vereinfachen, gab den Diskussionen über den weiteren Weg der Vergesellschaftung der Landwirtschaft Ende der sechziger Jahre ihr spezifisches Gepräge. Der Tatsache gemäß, daß die Vergesellschaftungsprozesse in der genossenschaftlich organisierten Landwirtschaft von äußerst differenzierten Bedingungen auszugehen hatten (differenziert zwischen einzelnen Betrieben eines Kreises wie auch zwischen einzelnen Produktionszweigen innerhalb eines Betriebes), konnte ein unmittelbarer Zusammenschluß zu Groß-LPG nicht auf der Tagesordnung stehen. In schöpferischer Weiterentwicklung der Agrarpolitik der SED erwiesen sich die kooperativen Abteilungen Pflanzenproduktion als die angemessene Form, in der eine großräumige, komplexe Mechanisierung der Feldwirtschaft durchführbar war.

In ihrer Form war die kooperative Abteilung Pflanzenproduktion zunächst eine zwischengenossenschaftliche Einrichtung mit eigenem Leitungsgefüge und mit spezifischen Produktionsaufgaben. Von den im vorigen Abschnitt beschriebenen ZGE unterscheiden sich die KAP aber dadurch, daß ihr Arbeitskollektiv nur zeitweiligen und wechselnden Charakter trug, nämlich entsprechend der Kampagnen und Komplexgrößen. Ihr wesentlichster Unterschied zu anderen ZGE besteht darin, daß die KAP landwirtschaftliche Primärproduktion erbrachten. Je mehr sich die industriemäßige Produktion und somit auch der Bereich der Pflanzenproduktion, der in den KAP zusammengefaßt wurde, erweiterte, je kleiner also der Bereich wurde, in welchem die einzelnen Genossenschaften ihre Pflanzenproduktion selbständig organisierten und durchführten, desto stärker wurden die KAP zur ausschließlichen Organisationsform der Pflanzenproduktion. Ein neuer Entwicklungswiderspruch hatte sich somit vollständig herausgebildet: Vergesellschaftungsgrad der Arbeit und der Aneignung entsprachen einander nicht mehr. Das äußerte sich in einer Organisiertheit der Genossenschaftsbauern auf zwei Ebenen, nämlich

1. im Rahmen ihrer LPG als Eigentümer und

2. im überbetrieblich organisierten Arbeitskollektiv der kooperativen Abteilung.

Dies stellte objektiv eine Komplizierung der Reproduktionsbedingungen des Eigentümerdaseins sowohl der einzelnen LPG als auch ihrer Mitglieder dar. Während das Eigentum seiner Form nach den hergebrachten LPG der Typen I, II und III entsprach, wurde es doch auf einer Ebene realisiert, die einen weit höheren Grad seiner Vergesellschaftung verlangte. Je mehr die Fonds und die Arbeitskräfte überbetrieblich zentralisiert und konzentriert wurden, desto formaler mußte die demokratische Funktion beispielsweise der Mitgliederversammlungen der einzelnen LPG werden. Die Arbeitskollektive der KAP waren nicht so sehr nach dem Gesichtspunkt der Herkunft der Mitglieder gegliedert, sondern vor allem nach technologischen und verfahrensmäßigen Kriterien. Sowohl die operative Leitung der Arbeitsprozesse als auch die Vorbereitung von Grundsatzentscheidungen für die weitere Entwicklung waren von den LPG Typ I, II und III auf die höhere Ebene übergegangen, die von der KAP verkörpert wurde. Der Gesamtprozeß war aus der Perspektive der einzelnen Genossenschaft nur noch schwer zu überschauen. Die genossenschaftliche Demokratie mußte auf höherer Ebene widerhergestellt werden.

Die Bildung von KAP begann im Jahre 1969. 1974 bewirtschafteten 1198 KAP bereits 75 % der Nutzfläche der sozialistischen Landwirtschaft.
 Im Zuge ihrer Umwandlung in LPG bzw. VEG Pflanzenproduktion ging ihre Zahl in der Folgezeit allmählich zurück. Im Sommer 1977 betrug sie nur noch 855.
 Die von einer KAP bewirtschaftete Bodenfläche war 6-7mal größer als die einer LPG der sechziger Jahre. Die durchschnittliche Anbaukonzentration erreichte bei Getreide 2000, bei Kartoffen 400 und bei Zuckerrüben nahezu 250 ha.
 Weit mehr als die spätere Umwandlung in LPG Pflanzenproduktion bedeutete der Übergang von der hergebrachten Produktionsorganisation der LPG Typ I, II und III zu kooperativen Abteilungen Pflanzenproduktion einschneidende Veränderung der Stellung des einzelnen Werktätigen im Produktionsprozeß. Eine vorwiegend verfahrensbezogene Organisation der Arbeit, wie sie im Zusammenhang mit der komplexen Mechanisierung der Feldwirtschaft durchgesetzt wurde, bedeutete Auflösung der hergebrachten Arbeitskollektive. Mehrschichtig komplex eingesetzte Großtechnik führte Genossenschaftsbauern und Arbeiter aus mehreren Dörfern in zeitweiligen Arbeitskollektiven kampagnegebunden zusammen. Arbeits- und Wohnort fielen nun in einem Maß auseinander, das für die Landwirtschaft bis dahin kaum vorstellbar war. Gleichzeitig wurde der Übergang zu einheitlicher Vergütung auf der Basis technisch begründeter Normen durchgesetzt, wobei die Bewältigung der Produktionsverfahren einen größeren Ausschlag gab als das schließliche Gesamtergebnis der Feldarbeit.

Im Zusammenhang mit der rapiden Einführung neuer Technik, den entsprechenden Veränderungen in der Arbeitsorganisation, der Zusammensetzung der Arbeitskollektive, der Vergütung u. a. m. war die Perspektive jedes einzelnen Genossenschaftsbauern in Übereinstimmung mit seinen persönlichen Interessen und auf der Grundlage persönlicher Einsicht in die gesellschaftlichen Erfordernisse einer erfolgreichen Produktionsentwicklung zu klären. Dieser ganze Prozeß stellt somit eine große Bewährungsprobe für die genossenschaftliche Demokratie dar, die nicht überall in gleichem Maße bewältigt werden konnte, was sich unter den gegebenen, nicht nur ökonomisch, sondern auch ideologisch stark differenzierten Bedingungen ganz von selbst versteht.

4.4.
Zur Herausbildung von LPG Pflanzenproduktion und LPG Tierproduktion

Die Herausbildung von LPG Pflanzenproduktion stand überall dort auf der Tagesordnung, wo die KAP sich so weit herausgebildet hatten, daß in ihnen die Pflanzenproduktion des jeweiligen Territoriums vollständig zentralisiert war. Die Bildung von LPG Pflanzenproduktion ist die Wiederherstellung der Kongruenz von Produktionsorganisation und Eigentumsverhältnis auf höherer Stufe.

Die ersten LPG (PF) entstanden 1973. Dort, wo VEG an der KAP beteiligt waren und die Mehrheit der Werktätigen dies für zweckmäßiger hielt, verwandelten sich die KAP auch in VEG Pflanzenproduktion. 1975 gab es bereits 47 LPG und 6 VEG (PF).
 Nach dem IX. Parteitag und insbesondere nach dem Abschluß der Aussprache zu den neuen Musterstatuten im Sommer 1977 hat sich der Umwandlungsprozeß bedeutend beschleunigt, Abgeschlossen war die Formierung von LPG und VEG (PF) Anfang 1980. Nunmehr existierten 1017 LPG (PF), 64 VEG (PF), 31 LPG (G) und 557 VEG Obst, Gemüse und Zierpflanzen.

Eigentumsmäßige Verselbständigung der Pflanzenproduktion ist gleichzeitig Neuformierung der Tierproduktion. Die LPG Pflanzenproduktion finden ihre Ergänzung in LPG Tierproduktion. Neben den 1017 LPG Pflanzenproduktion entstanden 2844 LPG Tierproduktion.126a Demnach sind einer LPG (PF) 2 bis 4 LPG (T) zuzuordnen. Das ist eine Tatsache, die ihrerseits auf die innere Gliederung der LPG (PF) zurückwirkt, was seit 1981 in der Bildung von Territorialabteilungen der LPG (PF) und deren fester Zuordnung zu jeweils einer LPG (T) zum Ausdruck kommt.

Gegenüber den herkömmlichen LPG der Typen I, II und III haben wir es in den LPG Tierproduktion mit einer durchschnittlich dreimal höheren Zentralisation der Tierbestände zu tun, waren doch die 2887 LPG Tierproduktion des Jahres 1980 an die stelle von 5524 LPG Typ III und 3485 LPG Typ I und II des Jahres 1970
 getreten. „Da sich dieser Prozeß hauptsächlich durch Zentralisation materieller und finanzieller Fonds vollzog, sind die Fortschritte bei der Tierkonzentration je Stalleinheit wesentlich geringer als bei der betrieblichen Konzentration.“
 Zwar konnte zwischen 1970 und 1975 in der Schweineproduktion der Anteil von Sauen in industriemäßigen Anlagen mit über 1000 Plätzen von 2,8 auf 14 % und der Anteil von Mastschweinen in Anlagen mit über 10 000 Plätzen von 4,3 auf 9,5 % erhöht werden, aber damit verringerte sich der Anteil der herkömmlichen Schweineproduktion lediglich von 70 auf 68 %.
 Der Anteil der in den siebziger Jahren neu errichteten Tierplätze an den insgesamt genutzten Tierplätzen beträgt bei Sauen 17 und bei Mastschweinen 15 %.

Die industriemäßige Umgestaltung der Tierproduktion erweist sich als ein Prozeß, der nur mit sehr hohem gesellschaftlichen Aufwand zu meistern ist. Während der Investitionsaufwand für einen herkömmlichen Sauenplatz des Jahres 1955 3300-3500 M betrug, liegt es bei einer industriemäßigen Anlage der ersten Generation (1973) schon bei 7500-8600 M.
 Gegenwärtig muß der Rekonstruktion und Instandhaltung der vorhandenen Stallkapazitäten gegenüber dem Neubau der Vorrang gegeben werden. Insbesondere dort, wo das Erbe von LPG Typ I oder II angetreten wurde, haben wir es bis auf den heutigen Tag damit zu tun, daß ein Teil des genossenschaftlichen Viehs auf kleine Stallungen, die zu den Bauerngehöften gehören, zersplittert ist. In den siebziger Jahren vollzog sich eine grundlegende Umstrukturierung des genossenschaftlichen Eigentums. An die Stelle von LPG Typ III, in denen die gesamte Landwirtschaftsproduktion eines relativ kleinen Territoriums (Dorf- oder Gemeindeflur) realisiert wurde und LPG Typ I und II, in denen neben der genossenschaftlichen Pflanzenproduktion und einer im Aufbau befindlichen genossenschaftlichen Tierproduktion noch eine Großviehhaltung auf private Rechnung existierte, traten in einem historisch sehr kurzen Zeitraum LPG, die in einer größeren territorialen Einheit eine Produktionsrichtung, Tier- oder Pflanzenproduktion, betrieben.

Der Übergang zu einer verhältnismäßig höheren Produktionsweise und damit zu einer neuen Gestaltung des genossenschaftlichen Eigentums war besonders dringend hinsichtlich der LPG Typ I und II, in denen sich Erscheinungen von Stagnation und sogar rückläufiger Entwicklung um so mehr zeigten, je mehr dort die Arbeits- und Lebensbedingungen hinter dem allgemeinen gesellschaftlichen Fortschritt zurückblieben. Die rückständige Produktionsweise in der Tierproduktion der LPG Typ I und II, der hohe Anteil körperlich schwerer Arbeit, das hohe Maß der Gebundenheit der Genossenschaftsbauern an Haus, Hof und Vieh, wirkten erschwerend auf die Reproduktion des genossenschaftlichen Arbeitsvermögens. Während in den LPG Typ III auf 100 ha LN durchschnittlich 16,1 Mitglieder entfielen, waren es in den LPG Typ I und II nur 11,4. Bei den ständig mitarbeitenden Genossenschaftsmitgliedern je 100 ha verfügten die LPG Typ III durchschnittlich über 11,6, die LPG Typ I und II aber nur über 7,7.
 Selbst hinsichtlich der Viehbestände je 100 ha LN waren die LPG Typ I und II hinter das durchschnittliche Niveau der LPG Typ III zurückgefallen. Im Durchschnitt des Jahres 1975 wurden in den LPG Typ III je 100 ha 90,2 und in den LPG Typ I und II nur 82,2 Rinder gehalten. Noch gravierender war der Unterschied in der Schweinehaltung. In den LPG Typ III entfielen auf 100 ha 161 und in den LPG Typ I und II nur 101 Schweine, auch wenn die LPG Typ I und II bei den Zuchtsauen 89,3 gegenüber nur 17,4 in den LPG Typ III aufzuweisen hatten.

Mit der Umstrukturierung des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentums von den LPG der Typen I, II und III zu spezialisierten LPG Tierproduktion und LPG Pflanzenproduktion wurde ein Vergesellschaftungsniveau des Eigentums erreicht, das der Entwicklung der industriemäßigen Großproduktion entspricht.

Zur Bestimmung der weiteren Entwicklungstendenzen des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentums gilt es jedoch eine Vielzahl von Faktoren zu berücksichtigen, wovon abschließend einige anzureißen sind.

5. Zu den aktuellen Entwicklungstendenzen des genossenschaftlich-sozialistischen Eigentumsverhältnisses

„Die Gestaltung der Entwickelten Sozialistischen Gesellschaft ist ein historischer Prozeß tiefgreifender politischer, ökonomischer und geistig-kultureller Wandlungen.“
 Diese grundlegende Feststellung aus dem Programm der SED findet in der Entwicklung des Volkswirtschaftsbereiches Landwirtschaft deutliche Bestätigung. Jene dialektische Einheit von Kontinuität und Diskontinuität, die ein allgemeines Entwicklungsgesetz darstellt, tritt hier besonders anschaulich zutage.

Tiefgreifende Wandlungen im agrarischen Arbeits- und Aneignungsprozeß ziehen sich durch die vergangenen zwanzig Jahre und werden auch die kommenden Dekaden prägen. Gravierende Veränderungen, die die Beziehungen der unmittelbaren Produzenten und Eigentümer betreffen, reichen

· vom Zusammenschluß mehrerer kleiner LPG über

· Ausgliederung und überbetriebliche Zentralisation bestimmter Teilprozesse,

· die Herausbildung kooperativer Abteilungen Pflanzenproduktion und weiter über

· LPG (PF) und (T) bis zur

· Formierung von Territorialabteilungen,

die sich nach unserem heutigen Erkenntnisstand zu stabilen Grundeinheiten des einheitlichen Reproduktionsprozesses der genossenschaftlich-sozialistischen Landwirtschaft profilieren werden. Doch all diese Sprünge, Wendungen und Umgestaltungen sind nur zu begreifen als der dialektisch andere Pol zur Kontinuität der Agrarpolitik der Partei der Arbeiterklasse, deren stabile Grundpfeiler

· das gesamtgesellschaftliche Eigentum an Produktionsmitteln (Volkseigentum) in der Industrie und der hierdurch gewährleistete einheitlich sozialistische Charakter unserer Produktionsverhältnisse,

· die Diktatur des Proletariats und das Bündnis der Arbeiterklasse mit allen anderen Werktätigen und

· unsere marxistisch-leninistische Weltanschauung sind.

Die Agrarpolitik wurde durch unsere Partei stets als integraler Bestandteil ihrer gesamten Strategie und Taktik entwickelt. In jeder Phase der Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft ging und geht es um zwei untrennbar verbundene Aufgabenstellungen, nämlich

· die Befriedigung eines wachsenden Bedarfes an Nahrungsmitteln und Rohstoffen und

· die Weiterentwicklung der gesellschaftlichen Beziehungen der Werktätigen, insbesondere der Produktionsverhältnisse, verbunden mit einer ständigen Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen.

Die Vergesellschaftung der Landwirtschaft gehört mit Sicherheit zu den kompliziertesten Aufgaben beim Aufbau des Sozialismus-Kommunismus. Besonderheiten der Agrarproduktion wirken  ihrer Vergesellschaftung in vielfältiger Weise entgegen. Auf dem gegenwärtigen Niveau der Produktivkräfte machen sich diese Besonderheiten mindestens in den folgenden Hinsichten geltend.

1.
Auch in einer vollmechanisierten Landwirtschaft bleibt das Pflanzenwachstum in natürlichen ökologischen Abläufen die bestimmende Grundlage der Arbeitsprozesse. Daraus ergeben sich Schranken für die Arbeitsteilung, die in der Industrie nicht existieren. Die Arbeitsteilung auf der Ebene des Betriebes entwickelt sich, indem die einzelnen Arbeitsgänge, die das Produkt durchläuft, verschiedenen Teilarbeitern zugewiesen werden, so daß das zeitliche Nacheinander der Arbeitsgänge aufgehoben wird in einer Gleichzeitigkeit und einem räumlichen Nebeneinander der Teilarbeiten, die sich zu einem ununterbrochenen Gesamtprozeß vereinigen. In der Pflanzenproduktion ist das nur in relativ engen Grenzen durchführbar. Bestimmte Arbeiten können effektiv nur innerhalb unverrückbarer agronomisch günstiger Fristen durchgeführt werden.

2.
Solange bei der Gestaltung der Arbeitsorganisation den gegebenen Witterungsverläufen Rechnung zu tragen ist, gestalten sich die Arbeitsabläufe diskontinuierlich. Eine möglichst gleichmäßige Nutzung des Arbeitsvermögens mit maximalem Nutzeffekt bleibt damit eine Aufgabe, die täglich und stündlich eine Vielzahl operativer Entscheidungen erfordert, die nur an Ort und Stelle getroffen werden können. Bei vertretbarem Aufwand ist das nur innerhalb überschaubarer, also relativ eng begrenzter Produktionseinheiten möglich.

3.
Die Landwirtschaft bleibt auch in absehbarer Zukunft der Bereich der Volkswirtschaft mit der ausgedehntesten Produktionsfläche. Die Pflanzenproduktion bewirtschaftet ca. 50 % des Staatsterritoriums der DDR. Die Konsequenzen dieser Tatsache für die Möglichkeiten der Zentralisation der Produktion seien anhand der Getreideproduktion verdeutlicht.

Gegenwärtig beträgt die Getreideanbaufläche der DDR mehr als 2,5 Mill. ha. Diese Größenordnung kann über den Fünf-Jahr-Plan-Zeitraum hinaus zugrunde gelegt werden, denn eine solche Steigerung der Hektar-Erträge, die eine Verringerung der Getreideanbaufläche bei gleichzeitiger Ablösung aller Getreideimporte und Sicherung einer bedeutenden Steigerung der Futterproduktion ais einheimischen Rohstoffen ermöglicht, ist auch unter größten Anstrengungen nur schrittweise zu erreichen. Bei einer maximalen Anbaukonzentration von 2000 ha je Betrieb müssen in der DDR etwa 1250 Betriebe mit der gleichen Aufgabe Getreideproduktion betraut sein. Jenes Niveau der Spezialisierung, Zentralisation und Konzentration der Produktion, das in der volkseigenen Industrie erreicht ist, kann in der Getreideproduktion, also dem Zweig der Pflanzenproduktion, der die höchste Konzentration zuläßt, derzeit nicht ins Auge gefaßt werden. Berücksichtigt man, daß die Erfahrungen der Getreideernte 12982 die Zweckmäßigkeit einer Aufteilung der großen Erntekomplexe mit 12 bis 15 Kombines auf kleinere Territorialeinheiten belegen, so erscheint die maximale Anbaukonzentration von 2000 ha schon als zu groß und damit m. E. die Zahl der Getreide anbauenden LPG und VEG als zu klein. Vergrößern kann sich die Zahl der Betriebe allerdings nur im Ergebnis einer Strukturveränderung, die mit Territorialabteilungen zu selbständigen Einheiten macht.

4.
Zu den Faktoren, die die optimale Betriebsgröße und damit auch die Gestaltung der Produktionsverhältnisse bestimmen, gehört die Bodenfruchtbarkeit. Der Boden ist ein kompliziertes ökologisches System, dessen mangelhafte Beherrschung oder gar fehlerhafte Behandlung die Produktivität der gesamten Landwirtschaft – einschließlich der Tierproduktion – sowie auch anderer Volkswirtschaftszweige und die Versorgung der Bevölkerung nachhaltig unterlaufen muß. Bei einer Verfahrens- und produktbezogenen Organisation der Produktion erschienen Pflugkomplexe mit 2 bis 3 Traktoren K 170 und einem Traktor ZT 300, die 4 bis 6 tausend ha Ackerfläche bearbeiteten, als zweckmäßig.
 Eine derartige Ausdehnung des Wirkungsradius eines Arbeitskollektivs mußte jedoch einem verantwortungsbewußten und sachkundigen Umgang mit dem Boden, der ja auch genaue Ortskenntnis verlangt, entgegenwirken. Maximierung der Bodenfruchtbarkeit verlangt eine komplexe Organisierung der Feldwirtschaft in überschaubaren Territorien mit stabilen Arbeitskollektiven, denen Boden, Maschinen und Geräte sowie die Produktionsaufgaben fest zugeteilt sind. Andererseits verlangt die Reproduktion der Bodenfruchtbarkeit auch eine Mindestgröße der Produktionseinheiten. So muß beispielsweise gewährleistet sein, daß die Nachfolgearbeiten zur Getreideernte synchron zum Ernteverlauf bewältigt werden können, denn jede Stunde, die der Boden unbearbeitet liegt, ist der Krume abträglich.

5.
Solange persönliches Können, genaue Ortskenntnis, unbedingte Identifikation der Produzenten mit ihrer Arbeit und ihre Liebe zu Tier und Pflanzen, also das ganze persönliche Engagement im „unmittelbaren Fertigungsprozeß“ ausschlaggebend sind für das Produktionsergebnis, kommt es auf die Reproduktion stabiler und konkreter Beziehungen der Werktätigen zu fest umrissenen Produktionsprozessen mit ihren Arbeitsmitteln und Arbeitsgegenständen an. Das wird um so akuter, je weiter die Arbeits- und Lebensbedingungen auf dem Lande hinter denen in der Stadt zurückbleiben, was gegenwärtig in besonders evidenter Weise auf die Tierproduktion in herkömmlichen Anlagen zutrifft. Hier bildet die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik unbedingt den Kern einer auf Produktionswachstum orientierten Strategie. Das genossenschaftliche Eigentum fördert – mehr noch als das Volkseigentum – die Selbsthilfe der Werktätigen und erzeugt ein Gefüge sozialer Bindungen, die für die Reproduktion des Arbeitsvermögens in der Landwirtschaft unerläßlich sind.

6.
Auch weiterhin gilt es, die komplexe Mechanisierung der Landwirtschaft konsequent zu betreiben. Hierbei ist die optimale Betriebsgröße einee Kenngröße, aus der sich wesentliche Parameter für die Entwicklung von Maschinen und Geräten ergeben. Aus den unter 1. bis 4. dargestellten Aspekten resultiert, daß die optimale Betriebsgröße nicht aus Leistungskraft und Ökonomik der Maschinensysteme bestimmt werden kann, die der Landmaschinenbau anbietet. Wenn sich die Territorialabteilungen zu stabilen Grundeinheiten der landwirtschaftlichen Produktion entwickeln, muß die weitere Gestaltung der materiell-technischen Basis dem Rechnung tragen. Die komplexe Mechanisierung der Landwirtschaft muß so konzipiert sein, daß sie eine Vergrößerung der Produktionseinheiten nicht weiter forciert.

7.
Von größter Bedeutung für das Gesamtergebnis der landwirtschaftlichen Primärproduktion ist die Meisterung der vielgestaltigen Wechselbeziehungen zwischen Pflanzen- und Tierproduktion. Organisatorische Verselbständigung beider, wie sie sich in den Siebziger Jahren herausgebildet hat, hebt diese Wechselbeziehungen ja keineswegs auf. Eine wirkungsvolle Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortung ist mindestens für die folgenden Bereiche der Kooperation unumgänglich.

a)
Effektive Nutzung des Arbeitsvermögens. Ebenso, wie die Tierproduktion bei der Zuckerrübenpflege, der Stroh- und Futterbergung u. a. saisonalen Belastungen der Pflanzenproduktion Hilfe leisten muß, stellt die Pflanzenproduktion außerhalb ihrer Arbeitsspitzen Arbeitskräfte für Transport- und Bauarbeiten sowie Urlaubs- und Krankheitsvertretungen in den Ställen zur Verfügung.

b)
Produktion, Transport und Lagerung des Futters. Die Bereitstellung von Grünfutter in ausreichender Menge, Qualität und Kontinuität von April bis November liegt im Verantwortungsbereich der Pflanzenproduktion, entscheidet aber maßgeblich über die Produktivität der Tierproduktion, so daß die ökonomischen Beziehungen zwischen beiden Bereichen so beschaffen sein müssen, daß die Bedürfnisse der Tierproduktion den entscheidenden Maßstab für die Futterproduktion abgeben.

c)
organische Düngung und Humuswirtschaft. Je mehr Nährstoffe dem Boden entzogen werden, um so dringlicher wird ihre möglichst vollständige Rückführung. Die Rückführung der in den Abprodukten der Tierproduktion enthaltenen Nährstoffe ist ein unabweisbares Erfordernis intensiver Landwirtschaft. Die Schaffung relativ geschlossener Stoffkreisläufe ist am ehesten in den Grenzen einer Gemeindeflur zu erreichen. Gesunde Proportionen zwischen Hauptfutterfläche, Tierbeständen und Ausbringungsfläche für organischen Dünger sind in diesem Rahmen mit geringstem energetischem Transport- und Lageraufwand zu realisieren. 

d)
Weidewirtschaft. Mit der Weidenutzung fallen in die Kompetenz der Tierproduktion die Portionierung der Weiden, Installierung und Instandhaltung der Zäune, Zusammenstellung und Pflege der Herden, Besamung und Melken. Aber die Voraussetzungen für einen hohen Grünmassebestand werden mit der Aussaat, der Düngung u. a. Maßnahmen durch die Pflanzenproduktion geschaffen. Eine ungeteilte Verantwortung für die Weidewirtschaft ist letztlich unumgänglich.

e)
individuelle Hauswirtschaften. Für eine vollständigere Ausschöpfung der örtlichen Reserven an Futtermitteln, Bausubstanz und Arbeitskräften, für eine bessere Versorgung der Bevölkerung und zwecks Stabilisierung der Genossenschaften orientieren der I. Parteitag der SED und der XII. Bauernkongreß der DDR auf eine stärkere Förderung der individuellen Hauswirtschaften. Hierbei beginnen die gemeinsamen Aufgaben von Pflanzen- und Tierproduktion mit der Erarbeitung und Durchsetzung gemeinsamer statutenmäßiger Grundsätze und reichen über die Bereitstellung geeigneter Bodenflächen, Bereitstellung und Verrechnung von Futtermitteln und Gewährung weiterer Produktionshilfen bis hin zur Organisierung von Erfassung und Aufkauf.

Gegenwärtig kommt es darauf an, die Beziehungen zwischen Pflanzen- und Tierproduktion zu vereinfachen und zu effektivieren. Der Hauptweg hierbei ist die Kooperation. Für die weitere Entwicklungstendenz der Kooperation dürfte von grundlegender Bedeutung sein, daß der einzig mögliche Ausgangspunkt für eine realistische Erfassung der Leistungen aller Teilbereiche der Landwirtschaft eines gegebenen Territoriums mit ihren wechselseitigen Durchdringungen nur das ökonomische Gesamtergebnis von Pflanzen- und Tierproduktion der jeweiligen territorialen Einheit sein kann. Die Arbeitsgrundsätze der Kooperationsräte Pflanzen- und Tierproduktion, wie sie 1982 praktisch wirksam wurden, tragen dem stärker als bisher Rechnung. Dafür gab der Beschluß des XII. Bauernkongresses eine klare Orientierung.

„In unserem tagtäglichen Arbeitsprozeß ist die Erfahrung gereift, daß wir die größten Reserven für eine hohe und effektive Produktion sowie für die Gestaltung eines regen gesellschaftlichen Lebens im Dorf durch ein noch engeres Zusammenwirken aller am Reproduktionsprozeß beteiligten Partner, vor allem der Pflanzen- und Tierproduktion, erschließen können. Daher werden wir alles tun, was geeignet ist, die Pflanzen- und Tierproduktion enger zusammenzuführen. Wir werden in allen LPG, VEG und GPG die gemeinsame Verantwortung für die stabile Gestaltung der Wechselbeziehungen zwischen Boden – Pflanze – Tier – Boden fördern und in den Mittelpunkt unserer Arbeit stellen. Wir sichern, daß die Abteilungen und Brigaden der Pflanzen- und Tierproduktion in den Dörfern Hand in Hand zusammenarbeiten und ihre Beziehungen so organisieren, daß alle anfallenden Arbeiten stets zum richtigen Zeitpunkt und in hoher Qualität durchgeführt werden, so wie sich das aus den Besonderheiten der landwirtschaftlichen Produktion ergibt.“ Die Entwicklung einer verbindlicheren Arbeitsweise der Kooperationsräte wird hierfür als Schlüsselfrage angesehen. Die folgenden Festlegungen wirken m. E. In Richtung auf Reintegration der Pflanzen- und Tierproduktion, ohne daß es um eine einfache Rückkehr zu der LPG der Typen I, II und III ginge. „Durch Vollversammlungsbeschlüsse werden wir den Kooperationsrat Pflanzen- und Tierproduktion verpflichten, unsere gemeinsame Verantwortung für den einheitlichen Reproduktionsprozeß der Feld- und Viehwirtschaft und die im Kooperationsrat aufeinander abgestimmte Planung und Bilanzierung wahrzunehmen. Dazu, scheint uns, ist der Kooperationsrat die richtige Einrichtung. Alles dort gemeinsam beratene und beschlossene erklären wir für die beteiligten Partner als verbindliche Arbeitsgrundlage.“

Die weitere Ausgestaltung der Bewegungsformen der Produktivkräfte der sozialistischen Landwirtschaft muß der widersprüchlichen Einheit zweier Erfordernisse gerecht werden:

1.
Komplexität der agrarischen Primärproduktion und

2.
ihre gleichzeitige Überschaubarkeit.

Aus dem im Vergleich zur Industrie hohen Maß an Dezentralisiertheit erwachsen besonders Anforderungen an die Gestaltung der gesamtgesellschaftlichen Planung und Leitung des Bereiches Landwirtschaft. Das genossenschaftlich-sozialistische Eigentum erweist sich dabei als die optimalste Bewegungsform der gegebenen Produktivkräfte und die adäquateste Vermittlung der alltäglich zu meisternden Identität von Produzent und Eigentümer.

Die Vergesellschaftung der Produktion ist ein gesetzmäßiger Prozeß. Er entspricht den objektiven Interessen der Klasse der Genossenschaftsbauern ebenso wie der Arbeiterklasse. Doch die Ablösung einer Eigentumsform durch eine höhere bedeutet erst dann einen praktischen Fortschritt, wenn die Potenzen der „niederen“ Form weitestgehend erschöpft sind, wenn ihre spezifischen Vorzüge in sozialökonomische Hemmnisse umgeschlagen sind. Der Übergang vom genossenschaftlichen zum Volkseigentum erweist sich auf dem gegenwärtigen Entwicklungsniveau der Produktivkräfte nur unter sehr genau eingegrenzten Bedingungen als zweckmäßig. Die allgemeinsten dieser Bedingungen sind:

1. Überregionale Bedeutung der Produktion des Betriebes, so daß eine unmittelbare Unterstellung unter zentrale oder bezirkliche Leitungsorgane notwendig ist. Das trifft zu auf landwirtschaftliche Lehr-, Forschungs- und Versuchseinrichtungen sowie die Sorten- und Rassenzucht;

2. relativ geringe Gebundenheit an die Pflanzenproduktion eines begrenzten Territoriums. Das trifft zu auf die industrielle Produktion von Eiern und Mastgeflügel sowie – freilich in geringerem Maße – die Schweinemast. Die Kombinate für industrielle Mast entstanden nicht durch Vergesellschaftung vorgefundener Agrarproduktion, sondern praktisch neben dieser; 

3. Der erforderliche Investitionsaufwand übersteigt die Kräfte einer oder weniger Genossenschaften. Doch für sich genommen rechtfertigt dieses Kriterium nichts.

Das Eigentumsverhältnis ist die Resultante einer Totalität von Produktionsverhältnissen. Außerhalb dieser Totalität ist das Eigentum nichts als eine leere Abstraktion. Eine solche Abstraktion ist die Reduzierung der Eigentumsproblematik auf die alternative Fragestellung: Genossenschaftliches oder Volkseigentum? – Ganz im Sinne der Marxschen Auffassung, daß eine Definition des Eigentums bedeutet, die Gesamtheit der gegebenen Produktionsverhältnisse zu untersuchen,
 muß eine Untersuchung der Entwicklung des Eigentums in der sozialistischen Landwirtschaft  mit der Betrachtung der Gesamtheit ihrer Produktionsverhältnisse zusammenfallen. Erst die Analyse der Totalität der ökonomischen Beziehungen und die Überprüfung ihrer praktischen Konsequenz für das Verhalten der Werktätigen ergibt die wissenschaftliche Basis einer marxistisch-leninistischen Agrarpolitik, der leichtfertiger Voluntarismus fremd ist. 

Wie in unserer bisherigen Entwicklung bleiben auch in absehbarer Zukunft jene Prinzipien der sicherste Wegweiser für eine gedeihliche Entwicklung auf dem Lande, die im sog. Leninschen Genossenschaftsplan zusammengefaßt sind.

· Unter der Herrschaft des Volkseigentums, dessen sozialer Träger die Arbeiterklasse ist, erweisen sich die Produktionsgenossenschaften als die spezifische Übergangsform, in der die zersplitterte Kleinproduktion vergesellschaftet werden kann, bis sie in der kommunistischen Großproduktion aufgegangen ist. 

· Jeder Schritt der Vergesellschaftung ihrer Produktion muß in den Erfahrungen der Bauern wurzeln, muß für die Bauern verständlich und nachvollziehbar sein. Das Vertrauensverhältnis zwischen den Bauern und der Partei der Arbeiterklasse ist Unterpfand aller Erfolge und zugleich anspruchsvolles Kampfziel des Alltags. Kern dieses Vertrauensverhältnisses, das auf der Übereinstimmung der grundlegenden sozialen, ökonomischen und politischen Interessen beruht, ist die gegenseitige Achtung, zu der es gehört, daß in den Fragen der unmittelbaren Gestaltung der landwirtschaftlichen Produktion die Erfahrungen der Bauern die oberste Autorität sind.
 So manche Fehlinvestition und mancher Irrweg kann vermieden werden, wenn die beteiligten Produzenten auch als unmittelbare Eigentümer der Produktionsmittel mit ihrem eigenen Wohlstand für den Erfolg haften, wenn sie klug rechnen und die erweiterte Reproduktion unausweichlich ihre ureigenste Sache ist. Das genossenschaftliche materielle Interesse stellt im Rahmen der einheitlichen sozialistischen Produktionsweise eine Triebkraft des Fortschritts dar. Ein exakt bestimmter Spielraum für kommerzielle Initiative muß den Genossenschaften eingeräumt sein.

· Solange das genossenschaftliche Eigentum eine ökonomische Realität ist, gilt es ständig zu fragen, wo und wie welche Elemente des administrativen Eingreifens in den genossenschaftlichen Reproduktionsprozeß durch gezielte Gestaltung ökonomischer Mechanismen abgebaut bzw. vermieden werden können. Darum wird es gehen bei der Durchführung der vom X. Parteitag beschlossenen Agrarpreisreform, die auf das genossenschaftliche Eigentumsverhältnis dadurch stabilisierend wirken kann, daß eine exaktere gesellschaftliche Bewertung des genossenschaftlichen Produktionsergebnisses die genossenschaftliche materielle Interessiertheit stärkt.

· Ein unverzichtbares Prinzip der Genossenschaftspolitik ist und bleibt die Freiwilligkeit. Unabdingbare Voraussetzung dafür, daß die Werktätigen und Genossenschaftsbauern die Sache des Sozialismus-Kommunismus zu der ihren machen, ist ihre Einsicht in die gesellschaftlichen Zusammenhänge, ist das Erkennen ihrer eigenen Perspektive im sozialistisch-kommunistischen Aufbau. So, wie sich die Perspektive der Landwirtschaft aus der Herrschaft des Volkseigentums und der Diktatur des Proletariats ergibt, ist ihre geistige Grundlage der Marxismus-Leninismus, die wissenschaftliche Weltanschauung der Arbeiterklasse. Daher  kann es nur die Partei der Arbeiterklasse sein, welche die Klasse der Genossenschaftsbauern befähigt, ihre ganze Kraft in eine friedliche, weil kommunistische Zukunft der Menschheit einzubringen.
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